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Die Standortbedingungen der Oſtſiedlung 


von Dr. Martin Pfannſchmidt, Berlin 


Aufgaben der Oſtſiedlung. jeweiligen individuellen Aufgaben beider Siedlungs⸗ 
Die Umſtellung der Wohnungs- und Siedlungs- arten zu vermitteln vermag. Auch dieſe Geſamt⸗ 
politik in Auswirkung der Weltwirtſchaftskriſe macht lagerung ſelbſt iſt keine feſt gegebene Größe. Bei 
es erforderlich, ſich von neuem über die baupoliti⸗ [dem großen Umfang der zukünftigen landwirtſchaft⸗ 
ſchen Aufgabeſtellungen Rechenſchaft zu geben. Die lichen und vorſtädtiſchen Siedlungstätigkeit iſt durch⸗ 
Notverordnung vom 6. 10. 1931 Welt die vorſtädti⸗ aus die Möglichkeit gegeben, die räumliche Ter: 
ſche Siedlung und die landwirtſchaftliche Siedlung teilung und Gewichtung von Großſtadt, Mittelſtadt, 
in den Vordergrund und verzichtet zum erſten Mal Kleinſtadt und Dorf zu beeinfluſſen und die land⸗ 
auf die Förderung des bisher am ſtärkſten bevor- wirtſchaftliche und vorſtädtiſche Siedlung derart an⸗ 
zugten ſtädtiſchen Miethauſes. Die landwirt- zuſetzen, daß anerkannte Schäden der Geſamtlagerung 
ſchaftliche Siedlung ſoll den deutſchen Diten verbeſſert werden. Hierdurch werden nicht allein 
mit kriſenfeſteren kleinbäuerlichen Betrieben beſiedeln, der Erwerb der landwirtſchaftlichen und vorſtädti— 
um ihn dem deutſchen Volkstum zu erhalten und ſchen Siedler, ſondern darüber hinaus die Erträge 
um Deutſchland durch ihre Veredlungswirtſchaft der Geſamtwirtſchaft geſteigert. 
unabhängig von der Einfuhr hochwertiger Lebens: | Der Wiederaufbau der oſtdeutſchen Wirtſchaft 
mittel zu machen. Sie ſollen damit das Verhältnis bietet hier eine Reihe beſonders dringlicher Auf— 
zwiſchen landwirtſchaftlicher und gewerblicher Be- gaben. Wieweit auch in ungünſtigeren landwirt- 
völkerung wieder in das richtige Gleichgewicht ſchaftlichen Gebieten anſtelle von notleidenden Groß— 
bringen, das zur Zeit bei der Abhängigkeit von betrieben kleinbäuerliche Siedlungen angeſetzt werden 
etwa einem Viertel der deutſchen Bevölkerung von können. wieweit es möglich ſein wird, in den dar⸗ 
ausländiſchem Warentauſch empfindlich geſtört iſt. niederliegenden Klein- und Mittelſtädten neue ſtädti⸗ 
Die vorſtädtiſche Siedlung will mit anderen ſche Gewerbe zu entwickeln, wieweit das Gedeihen 
Mitteln das gleiche Ziel erreichen, indem ſie die beider Siedlungsarten bei der Durchſetzung der 
gewerblichen Arbeiter ſelbſt in Kleingärten anſiedelt, Landwirtſchaft mit ländlichem Handwerk und Klein- 
die fie durch landwirtſchaftliche Zuſatzrenten unab- gewerbe voneinander abhängig iſt, — das alles 
hängiger von ſinkenden Renten aus gewerblichem ſind Tatfragen, die einer ſorgfältigen Beantwor⸗ 
Arbeitslohn machen. tung bedürfen, um die Möglichkeiten und Grenzen 
Beide Siedlungsarten erfordern nicht nur eine des Erreichbaren zu überſehen und um die im Gang 
ſorgfältige Anpaſſung an die beſonderen Standort- befindliche zweite Koloniſation des deutſchen Oſtens 
verhältniſſe der landwirtſchaftlichen und der gewerb⸗ zu einem vollen Erfolg zu führen. Durch die 
lichen Siedlungen, ſondern bedingen ſich wechſel- gegenwärtigen außerwirtſchaftlichen Störungen und 
ſeitig und ſtehen in einer ſo engen Verbindung Verwirrungen der Weltwirtſchaft wird eine ſchlüſſige 
miteinander, daß nur eine zuſammenhängende Be- Beantwortung dieſer Fragen allerdings erheblich 
trachtung ihrer Geſamtlagerung ein klares Bild der erſchwert. Der natürliche Ausgleich der land— 
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wirtſchaftlichen und gewerblichen Preiſe wird 
dadurch gehemmt, daß die gewerblichen Preiſe und 
Löhne durch ſtraffe Organiſationen der Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber hochgehalten werden, während die 
individualwirtſchaftlich organiſierte Landwirtſchaft erſt 
am Anfang einer engeren genoſſenſchaftlichen Organi- 
ſation ſteht und ſich bei ſtärkerer Abhängigkeit von 
den Weltmarktpreiſen auch durch überhöhte Schutz⸗ 
zölle kaum gegen einen weiteren Preisverfall zu er⸗ 
wehren vermag. Eine Intenſivierung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugung iſt nur bei niedrigem Zins- 
fuß möglich, während zur Zeit hohe Zinſen bei 
den meiſten landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen zu 
einer ſtärkeren Extenſivierung zwingen. Vor dem 
Krieg war der Zinsfuß dementſprechend in den 
europäiſchen Ländern mit intenſiver Wirtſchaft 
niedriger als in den extenſiv bewirtſchafteten Ko⸗ 
lonialgebieten. Nach dem Krieg werden alle Be- 
mühungen Deutſchlands, den Zinsfuß durch eine 
Verbeſſerung der Zahlungsbilanz zu ſenken, durch 
das Diktat von Verſailles und ſeine Folgeerſchei⸗ 
nungen verhindert. 


Eine langfriſtige Betrachtung der für die oſt⸗ 
deutſche Siedlung maßgebenden Standortbedingungen 
wird nicht mit einer Verewigung dieſer wirtſchaft⸗ 
lichen Sinnwidrigkeiten rechnen können. Unter Be⸗ 
achtung der weltwirtſchaftlichen Marktverhältniſſe 
kann ſie allein auf den dauernd maßgeblichen 
natürlichen Standortbedingungen der landwirt⸗ 
ſchaftlichen und der gewerblichen Siedlung und auf 
den geſellſchaftlichen Bedingtheiten einer Volks⸗ 
wirtſchaft aufbauen, die nicht durch politiſche Störun⸗ 
gen außerhalb der Geſetze von Wirtſchaft und Ge⸗ 
ſellſchaft geſtellt wird. Die aktuellen Fragen der 
Agrarpolitik ſind vor kurzem in dem abſchließenden 
Enquetebericht Max Serings !) jo eingehend darge- 
legt worden, daß deſſen Ergebniſſe den folgenden 
Ausführungen über landwirtſchaftliche Standort⸗ 
bedingungen in erſter Linie zugrunde gelegt werden 
können. Ergänzende Ausführungen über die gewerb⸗ 
lichen Standortbedingungen und über die Geſamt⸗ 
lagerung der landwirtſchaftlichen und gewerblichen 
Standorte beruhen neben der beſonders namhaft 
gemachten Literatur auf eigenen Arbeiten des Ver⸗ 
faſſers ). 


Die landwirtſchaftlichen Standort— 
bedingungen: Die Standortentwicklung 
von 1830-1930. 

Die Entwicklung der deutſchen Landwirtſchaft und 
Induſtrie in den letzten hundert Jahren iſt auf das 
engſte mit der Entwicklung der Weltwirtſchaft ver⸗ 
bunden. Die Agrarkriſis nach den Freiheitskriegen 


wirtſchaftlichen Geſichtspunkten, 50. Sonderheft der Be⸗ 
richte über Landwirtſchaft. Verlagsbuchhandlung Paul 
Parey, Berlin 1932. 


) D. Verf.: Standort, Landesplanung, Baupolitik. Carl 
Heymanns Verlag. Berlin 1932. 


1) Die deutſche Landwirtſchaft unter volks- und welt⸗ 


wird von der deutſchen Landwirtſchaft ſchon in den 
dreißiger Jahren überwunden. In der darauf fol⸗ 
genden Aufſchwungsperiode ſteigert ſich die land⸗ 
wirtſchaftliche Erzeugung mit dem Wachstum der 
gewerblichen Bevölkerung auf den alten Kultur⸗ 
flächen durch verbeſſerten Fruchtwechſel, durch Grün⸗ 
düngung und künſtlichen Dünger. Darüber hinaus 
werden insbeſondere in Oſtdeutſchland große Wald- 
flächen gerodet und mit den gleichen Mitteln urbar 
gemacht. Es ſind dies faſt durchweg ertragsärmere 
Böden, die jetzt zu den Kriſengebieten zählen und 
unter die ungünſtigſten Gebiete der Abb. 1 fallen. 
Gleichwohl kann die deutſche Bevölkerung in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts nicht mehr 
von der eigenen Scholle ernährt werden. Die land⸗ 
wirtſchaftlichen Preiſe werden damit vom Weltmarkt 
abhängig. Insbeſondere werden die Getreidepreiſe 
durch die Erzeugung der oſt- und mittelamerikaniſchen 
Weizengebiete derart geſenkt, daß die Rentabilität 
der deutſchen Landwirtſchaft in der Zeit von 1875 
bis 1900 trotz des Übergangs zum Schutzzoll ernſt⸗ 
lich gefährdet wird. Mit der beendigten Erſchließung 
der regenreicheren amerikaniſchen Weizengebiete öſt⸗ 
lich des 100 ſten Längengrades und mit den Schutz⸗ 
zöllen Bülows von 1902 bis 1906 ijt dieſe Periode 
abgeſchloſſen. Es folgt von 1900 bis 1925 ein 
neuer Abſchnitt, deſſen agrarwirtſchaftliche Stabilität 
durch die annähernd gleichbleibende Ausdehnung 
der Getreideanbauflächen bedingt iſt, aber durch 
den Weltkrieg und ſeine Nachwirkungen geſtört wird. 
Während in den Ententeländern landwirtſchaftliche 
Mindeſtpreiſe zur Höchſterzeugung anreizen, wird die 
landwirtſchaftliche Erzeugung der Mittelmächte durch 
Höchſtpreiſe, durch den Ausfall männlicher Arbeits- 
kräfte, durch die Entziehung künſtlicher Düngemittel 
und durch Verminderung des Viehbeſtandes ge⸗ 
ſchwächt. In Deutſchland machen ſich jetzt die Wir⸗ 
kungen einer verfehlten Zollpolitik bemerkbar. Ein 
einſeitiger Schutz der Getreidewirtſchaft hatte die 
Rentabilität der Rindviehhaltung und Milchwirt⸗ 
ſchaft geſchwächt und zu deren Ungunſten zu einer 
übergroßen Ausdehnung des Roggenanbaues und 
zu einer überſteigerten Schweinehaltung unter Zu⸗ 
hilfenahme von ausländiſchen Futtermitteln geführt. 
Eine vermehrte Auslandseinfuhr muß nach dem 
Kriege den Fehlbedarf an Weizen, Butter, Fleiſch 
und Milch erſetzen. Damit werden die während 
des Krieges überhöhten Weltmarktpreiſe abhängig 
von der geſchwächten Kaufkraft der mitteleuropäiſchen 
Grenzkäufer. Ihr Sinken während der Inflation 
bewirkt die erſte Weltagrarkriſe nach dem Kriege. 
Nordamerika reagiert auf dieſe Kriſe jedoch nicht 
mit einer Einſchränkung der landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugung, ſondern gerade mit ihrer erneuten ſtärkſten 
Ausweitung. Der Tatkraft amerikaniſcher Farmer 
gelingt es bekanntlich, mit Schlepper und Mäh⸗ 
dreſcher die weiten Trockengebiete weſtlich des 
100 Hen Längengrades für extenſtoſten Weizenanbau 
zu erſchließen. Deſſen niedrigſte Grenzkoſten be⸗ 
ſtimmen von jetzt ab die Weltgetreidepreiſe. Kann 
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au as argentiniſche Gefrierfleiſch auf die Dauer 
at 9291 Friſchfleiſch keine ernſthafte Konkurrenz 
bereiten, wird ſich die deutſche Milchwirtſchaft bei 
verbeſſerter Organiſation des Wettbewerbes der 
Nachbarländer und bei mäßigem Zollſchutz auch der 
übermächtigen Weidewirtſchaft Neuſeelands erwehren 
können, ſo ſind weite Gebiete des norddeutſchen 
Getreidebaues infolge der Erſchließung der gek 
kaniſchen Trockengebiete dauernd unrentabel ge⸗ 
worden. Alle künſtlichen Stützungsverſuche müſſen 
hier auf die Dauer verſagen, da ein autarkes Ze 
löſen der deutſchen Getreidepreiſe von den Welt⸗ 
marktpreiſen infolge eines ſtändigen „ 
bei ſchlechteren Ernteergebniſſen unmöglich ſein wir 
und eine dauernde Minderung der Preisſpanne 
durch hohe Schutzzölle für ein verarmtes Volk! KN 
tragbar erſcheint. Die bejonders ſtark auf die 5 
träge der Getreidewirtſchaft angewieſenen las 
ſchen Großbetriebe ſind damit größtenteils unwirt⸗ 
ſchaftlich geworden. Ihre Intenſivierung Sc durch 
geſtiegene Löhne und Steuern erſchwert. Auch eine 
extenſivere Bewirtſchaftung kann nicht die Rein⸗ 
erträge zur Tilgung der Schulden herauswirtſchaften, 
die nach der Inflation aufgenommen worden ſind. 


Die einmalige große Aufgabe der landwirtſchaft⸗ 
lichen Oſtſiedlung beſteht darin, dieſe Großbetriebe 
öſtlich der Elbe durch rentablere Betriebsgrößen 
zu erſetzen. Die ſchwach punktierten Gebiete der 
Abb. 1 ſtellen die ungünſtigſten Gebiete der 
deutſchen Landwirtſchaft mit Einheitswerten unter 
500 AM je Hektar dar, in denen die Mehrzahl diejer 
Betriebe liegt. Ihre Ausdehnung gibt ein Bild 
von der Größe der Aufgabe. Aber auch innerhalb 
der weißen Flächen mit höheren Einheitswerten 
ſind viele Großbetriebe nicht mehr zu halten und 
reif für die bäuerliche Beſiedlung. Im Gegenſatz 
zu der Inflationszeit, wo bei faſt völliger Boden⸗ 
ſperre nur ungünſtigſtes Land beſiedelt werden 
konnte, und zu der Folgezeit mit übergroßer Geld⸗ 
flüſſigkeit und immer noch hohen Bodenpreiſen liegt 
jetzt der größte Teil des gefährdeten Grundbeſitzes 
zu billigſten Preiſen auf dem Markt. Damit bietet 
ſich zur Zeit die vielleicht einmalige Möglichkeit, 
die oſtdeutſche Siedlung unter faſt freier Verfügung 
über den Grund und Boden mit den wirtſchaftlichſten 
Betriebsarten und Betriebsgrößen von Grund aus 
neu aufzubauen. Es mag im folgenden kurz unter⸗ 
ſucht werden, welchen Standortbedingungen dieſe 


unterworfen ſind. 


ufünftige Standortbedingungen der land— 
1 es Oſtſiedlung. 

An natürlichen Standortbedingungen 
beeinfluſſen Boden und Klima die natürliche Vege⸗ 
tation. Die Bodengüten können durch die ver⸗ 
bundene Kartierung der geologiſchen Bodenarten 
(Sand, Lehm, Ton und Löß) und der Bodenent⸗ 
ſtehungstypen (Steppenböden, nicht bis mäßig ge⸗ 
bleichte braune Waldböden und wenig bis ſtark ge⸗ 


bleichte roſtfarbene Waldböden, Naßböden und Ge⸗ 
ſteinsböden) nach den neueſten Verfahren von Prof. 
H. Stremme⸗Danzig und der Preußiſchen geologiſchen 
Landesanſtalt auf das genaueſte örtlich feſtgeſtellt 
und großflächig überſehen werden. Sie werden all⸗ 
gemein bis zu den Maßſtäben der Meßtiſchblätter 
1:25 000 und deren Vergrößerungen 1: 10000 
herab kartiert werden müſſen, um nach Möglichkeit 
in allen Siedlungsgebieten die Meliorationen, die 
Düngung und Feldbeſtellung und nicht zuletzt auch 
die Aufteilungspläne der kleinbäuerlichen Siedlungen 
ſelbſt auf den Bodenkarten aufbauen zu können. 
Schon ein großflächiger Vergleich der Bodenkarte 
des mittleren Norddeutſchland ) mit der vorhandenen 
Waldverbreitung zeigt, daß zwar faſt ſämtliche vor⸗ 
handenen Waldſtücke auf den ertragsärmeren roſt⸗ 
farbenen Waldböden ſtehen, daß aber weite Flächen 
der letzteren auch bei ſtarker Bleichung mit Acker 
bedeckt ſind, die faſt durchweg in die ungünſtigſten 
Gebiete der Abb. 1 fallen. 


Die ertragärmſten Gebiete insbeſondere auf dem 
Südhang des baltiſchen Höhenrückens, beiderſeits 
der mittleren Oder und im öſtlichen Fläming werden 
daher unter Anwendung verfeinerter Bodenkartie⸗ 
rungen auch von der kleinbäuerlichen Beſiedlung 
ausgeſchloſſen werden müſſen, um als Schafweiden 
oder als aufzuforſtende Waldgüter rieſenbetrieblich 
genutzt zu werden. Das gleiche gilt von ſchwerſten 
naſſen Böden, die ſich nur für Wieſen eignen. So⸗ 
weit vorhandene Klein- und Mittelbetriebe in der⸗ 
artige Gebiete fallen, ſind ſie umzuſiedeln, wie es 
Profeſſor Lang⸗Königsberg beiſpielsweiſe für den 
oſtpreußiſchen Kreis Sensburg und ſeine Nachbar⸗ 
kreiſe vorſchlägt.) Ein weiterer Vergleich der Ab- 
bildung 1 und der oben erwähnten Bodenkarte mit 
der ſtärkſten Verbreitung der Großbetriebe zeigt aber, 
daß dieſe ſich keineswegs mit den Gebieten geringſter 
Bodengüten deckt. In den beiden Mecklenburg, in 
Vorpommern und in Oſtpreußen außerhalb des 
Bistums Ermland haben mächtige Grundherren den 
mittel- und kleinbäuerlichen Beſitz gerade von beſſeren 
Bodengütern verdrängt. Die mecklenburgiſchen Groß⸗ 
betriebe liegen daher größtenteils auf beſſeren lehmigen 
braunen Waldböden, die mittelbäuerlichen Betriebe 
der Priegnitz auf den ſüdweſtlich angrenzenden ſandigen 
roſtfarbenen Waldböden mit geringeren Erträgen. 
Ahnlich liegen in Oſtpreußen die meiſten Großbetriebe 
auf den beſſeren Böden im Einflußgebiet der Oſtſee 
ſüdöſtlich von Königsberg, die groß⸗ und mittel⸗ 
bäuerlichen Betriebe auf geringeren Bodengüten 
an der Oſt⸗ und Südgrenze der Provinz. Groß⸗ 
betriebe, die auch auf dieſen beſſeren Böden un⸗ 
rentabel geworden jind, jind in erſter Linie auf⸗ 
teilungsreif. 

) Aufgenommen von Dr. von Hoyningen⸗Huene im 
Maßſtab 11500 000. Tafel 68 des Jahrbuchs der Preu⸗ 
ßiſchen geologiſchen Landesanſtalt, 1930. 


) a. a. O. ) c VII, § 6. 
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5 Deckblatt zur Karte: 
Die Grundlagen der 
e deutlichen Landwirtichaft 
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Neben den Bodengüten beſtimmen QTempera= 
turen und Niederſchläge die örtlichen Anbau— 
verhältniſſe. Die kürzere Vegetationsperiode der 
nordöſtlichen Gebiete wird durch erhöhte Sommer⸗ 
temperaturen des öſtlichen Binnenklimas z. T. auf⸗ 
gewogen. 
beſondere für die Grünlandwirtſchaft der wieſen⸗ 
armen Gebiete. Nach Profeſſor Freckmann“ be⸗ 
nötigt dieſe Grünlandwirtſchaft in der Zeit von 


Weſentlicher ſind die Niederſchläge ins- 


Mitte Mai bis Ende Juli eine Regenhöhe von 


mindeſtens 150 mm. Dieſe iſt vorhanden in Oſt⸗ 
pommern und Oſtpreußen, in der Lauſitz, in beiden 
Schleſien und in Schleswig⸗Holſtein. Ihre Wirkung 
wird in den ſüdlichen Gebieten jedoch durch höhere 
Sommertemperaturen beeinträchtigt. Die dazwiſchen 
liegenden Gebiete ſind niederſchlagsärmer. Natürliche 
Grünlandgebiete ſind daher die Gebiete der Koppel⸗ 
wirtſchaft in Schleswig⸗Holſtein und der Futter⸗ 
wirtſchaft in Oſtpreußen mit Klee- und Grasbau. 


Die dazwiſchenliegenden niederſchlagsärmeren Oſtſee⸗ 


gebiete eignen ſich beſonders für den Anbau von 
Futtergetreide (Hafer⸗ und Menggetreide), die 
ſchweren Böden in Mecklenburg und Vorpommern 


) Archiv für innere Koloniſation Heft 3/1931. 


Abbildung 1, entnommen aus dem 50. Sonderheft der Berichte über Landwirtſchaft, Verlag Paul Parey 


für den Zuckerrübenbau. Die übrigen öſtlichen Ge⸗ 
biete mit ſubſarmatiſchem Binnenklima eignen ſich 
meiſt nur für Getreide und Kartoffelbau und be⸗ 
dürfen einer Vermehrung der vorhandenen Wieſen 
durch Meliorationen. 

Die Aufgabe der Bodenkunde beſteht in dieſen 
Gebieten darin, die Bodengrenzen aufzufinden, 
innerhalb deren eine Umſtellung von Roggen auf 
Weizen möglich iſt, und die Klimagrenzen ge 
nauer zu erkunden, innerhalb deren der Acker auf 
Weidenutzung umgeſtellt werden kann. 

Die optimale Größe der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe wird ebenſo von dieſen natürlichen Bedin⸗ 
gungen wie von den geſellſchaftlichen Stand— 
ortbedingungen der Marktlage und der Verkehrs⸗ 
lage beeinflußt. Abb. 2 zeigt, daß der größte Teil 
der Betriebe in dem dünn bevölkerten Oſtdeutſchland 
gezwungen iſt, ſeine Erzeugung auf ferneren Märkten 
abzuſetzen und mit der Eiſenbahn zu verfrachten. 
Ihr Reinertrag hängt daher ſtark von der Entfernung 
zur nächſten Bahnſtrecke ab. Nach Max Sering‘) 
beträgt zur Zeit der durchſchnittliche Ertrag von 
Kleinbetrieben in unmittelbarer Bahnnähe 52 RM 


%) a. a. O. ), S. 283. 
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Volksdichte. 


Einwohner auf 1qkm: 


ÜRa 


WE über 200 
E 150-200 E 50- 75 
BER 100-150 — 1 50 


Nach fischer-Geistbeck Stufenatlas. 


ES 75-100 


je Hektar, in einer Entfernung von 10 km noch 11 RM. 
Bei Großbetrieben ſinkt er ſchon bei einer Entfernung 
von 5—6 km unter Null. Für den Ertrag der 
wirtſchaftlichen x 

11 rn der Marktlage von größter 
Bedeutung, welcher Teil der Erzeugung auf den ört⸗ 
lichen Märkten der benachbarten Klein⸗ und Mittel⸗ 
ſtädte abgeſetzt werden kann. Hier fährt der e 
wirt ſelbſt jeine Waren mit dem Wagen zum Mar 
und verdient außer dem Händlergewinn Wie 
zuſätzliche Lagerente durch geringere 1 
koſten. Die Betriebsgrößen können Su i ei 
gleichen Erträgen und unabhängig von soi 0 ve 
güten näher der Stadt ſinken. Muß der Sa 
auf fernen Märkten abſetzen, ſo gehen euer 85 
Transportkoſten E 1 b bud ar: 
Hä winn und die 4 K 

a en Letztere betragen bei einem Durch⸗ 
ſchnittswert der landwirtſchaftlichen Erzeugung SS 
Betrieb von 9 Milliarden und einem SÉ = 
lichen Marktwert von 18 Milliarden durchſchni ich 
100% und ſind je nach dem Gewicht der E 
niſſe, der Entfernung der Abſatzgebiete un 0 em 
Stand der Abſatzorganiſation au Ge 
Schwankungen unterworfen. Gegenüber den er e 
bevölkerten Gebieten Mittel- und Weſtdeutſchlands 
ſind die meiſten Gebiete Oſtdeutſchlands ſo A 5 
durch geringere natürliche Erträge, ſondern auch du 


Betriebe iſt daher auch bei lon⸗ 


| 


größere Entfernungen von den Abſatzmärkten benach⸗ 
teiligt. Dazu haben ſie durch die Abtretung des 
Weichſelkorridors auf das ſchwerſte gelitten, der in⸗ 
folge größerer Fruchtbarkeit gleichfalls dichter be⸗ 
völkert iſt. Insbeſondere iſt Oſtpreußen hierdurch 
geſchädigt worden, das vor dem Krieg mit dem 
Korridor in einem regen Austauſch von Getreide, 
Kartoffeln und Magervieh ſtand. Nach deſſen Ab— 
tretung iſt es ganz auf den Berliner Markt und auf 
fernere Märkte angewieſen. Der Getreideverſand 
von Oſtpreußen beträgt z. Zt. nur den dritten Teil 
der Vorkriegsmenge, koſtet aber infolge des Fort⸗ 
falls der Kanalfracht und infolge der Verteuerung 
der Bahn- und Seefrachten ſoviel wie vor dem Krieg 
der geſamte Getreideverſand von Oſtpreußen und 
Weſtpreußen zuſammengenommen. Die oſtpreußiſche 
Ausfuhr beſchränkt ſich infolgedeſſen jetzt auf Erzeug⸗ 
niſſe geringſter Frachtempfindlichkeit, insbeſondere auf 
Butter und Zuchtvieh. Ahnlich können in den weſtlichen 
Nachbargebieten des Korridors Roggen und Kartoffeln 
an Ort und Stelle nur durch vermehrte Schweine— 
haltung und Geflügelzucht oder durch vermehrte 
Fabrikation von Spiritus, Flocken und Stärke für 
fernere Märkte nutzbar gemacht werden. Bei den 
Kontingentierungen von Spiritus, Futterroggen und 
Flocken, die infolge der wachſenden Agrarnot immer 
mehr planwirtſchaftlich geregelt werden, ſind dieſe 
notleidenden Gebiete in erſter Linie zu berückſichtigen. 
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Für die Durchführung einer verſtärkten Veredlungs⸗ 
wirtſchaft fehlt es in dieſen Gebieten beſonders an 
Molkereien, an Kartoffelflockenfabriken, an Lager⸗ 
häuſern für Getreide, an Großſchlächtereien und an 
Kühlhäuſern für Fleiſch, Eier, Käſe u. a. Ebenſo 
fehlt es an der Durchbildung genoſſenſchaftlicher Ab- 
ſatzorganiſationen für den Fernabſatz dieſer Waren, 
die mit der Errichtung der Anlagen Hand in Hand 
gehen muß., 

Die Standortbedingungen der gewerb— 

lichen Siedlung. 

Auch die beſte Abſatzorganiſation vermag jedoch 
keinen Ausgleich für den unmittelbaren Abſatz der 


landwirtſchaftlichen Erzeugung auf den benachbarten 


örtlichen Märkten zu ſchaffen. Der Reinertrag der 
landwirtſchaftlichen Betriebe hängt ſo auf das engſte 
mit der Entwicklung der ſtädtiſchen und ländlichen 
Gewerbe und des Handwerks zuſammen. Auch bei 
einer ausſchließlichen Betrachtung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Standorte bedürfen die gewerblichen 
Standortbedingungen daher einer näheren 
Unterſuchung. 

Von den oſtdeutſchen Provinzen zeichnet ſich allein 
Schleſien durch einen vielſeitigeren Aufbau roh⸗ 
ſtoffgebundener und verarbeitender Induſtrien aus, 
der es bei gleichzeitigem Reichtum an fruchtbaren 
Böden verhältnismäßig kriſenfeſt macht, trotzdem 
die Frachtlage zu den gewerblichen Abſatzgebieten 
ungünſtig iſt. Die Kohle- und Eiſeninduſtrien, mannig⸗ 
faltige Induſtrien der Steine und Erden und alte 
Textilinduſtrien bieten einen guten Abſatzmarkt für die 
blühende Landwirtſchaft Mittel- und Südſchleſiens. 
Außerhalb Schleſiens ſind der Niederlauſitzer Braun⸗ 
kohlenbergbau und die Lauſitzer Textil- und Glas⸗ 
induſtrie ortsgebundene Induſtrien von größerer 
Bedeutung. Die übrigen Induſtrien des Großberliner 
Wirtſchaftsgebiets und der Oſtſeeküſte ſind auf den 
Bezug auswärtiger Rohſtoffe angewieſen und haben 
ſich dort an wenigen frachtgünſtigen Punkten ent⸗ 
wickelt. Insbeſondere leiden die Induſtrien der öſt⸗ 
lichen Hafenſtädte Königsberg, Elbing und Stettin 
auf das ſchwerſte unter dem Verluſt der ruſſiſchen 
Märkte und der Marineaufträge. Ebenſo leiden 
die abſatzgebundenen Induſtrien der benachbarten 
Großſtädte, Mittel- und Kleinſtädte unter dem Ver⸗ 
luſt des Korridors. Die oſtpreußiſchen Sägewerks⸗ 
induſtrien, die Holzverarbeitungsinduſtrien, Maſchinen⸗ 
fabriken und Lebensmittelfabriken in allen Rand⸗ 
gebieten, die Zigarreninduſtrie in Schwerin, die Tuch⸗ 
induſtrie in Sommerfeld, Schuhinduſtrien und Zucker⸗ 
fabriken find hierdurch empfindlich getroffen.“ 

Beſſer gehalten hat ſich außerhalb der ſüdlichen 
Rohſtoffgebiete allein das Wirtſchaftsgebiet von 
Großberlin, das infolge der Belieferung fernerer 
Märkte von den ſchädlichen Wirkungen der Grenz⸗ 
zerreißung und von der oſtdeutſchen Agrarkriſis 
weniger berührt worden iſt. Dank des überlegenen 


) vgl. W. Voltz und H. Schwalm: Die deutſche Oſt⸗ 
grenze. Leipzig 1929. 


Arbeitsmarktes und der vorzüglichen Frachtlage und 
Abſatzorganiſation Großberlins haben ſich nach dem 
Krieg neben den Induſtrien der Metallverarbeitung ins⸗ 
beſondere die Elektroinduſtrien und Radioinduſtrien 
ſtark entwickelt. Da dieſe Induſtrien größtenteils 
ungelernte Arbeiter beſchäftigen, wäre es bei einer 
zielbewußten gewerblichen Siedlungspolitik nach dem 
Kriege wohl in größerem Umfange möglich geweſen, 
Betriebe von genormten Halbfabrikaten und von 
Fertigfabrikaten geringerer Handfertigkeit in Klein⸗ 
und Mittelſtädte des weiteren Großberliner Wirſchafts⸗ 
gebiets zu verlegen, deſſen Entwicklung bisher unter 
der übermächtigen Anziehungskraft des engeren Wirt⸗ 
ſchaftsgebiets Großberlins in halber Wurzel ſtecken 
geblieben iſt. Nachdem dieſe Möglichkeiten in der 
letzten Inveſtierungsperiode ungenutzt geblieben ſind, 
wird es bei dem bevorſtehenden Wiederaufſchwung 
größerer Aufmerkſamkeit bedürfen, um neue Möglich- 
keiten einer Hinausverlegung von Fabrikationsvor⸗ 
gängen rechtzeitig wahrzunehmen, die gegen hohe 
Grundrenten oder Arbeitskoſten des engeren Groß⸗ 
berliner Wirtſchaftsgebiets beſonders empfindlich ſind. 


Im Vergleich zu den hochentwickelten gewerblichen 
Rohſtoffgebieten und Arbeitsgebieten des übrigen 
Deutſchland liegen die zukünftigen Ausſichten des 
Großberliner Wirtſchaftsgebiets keineswegs ungünſtig. 
Die beginnende Stagnation der deutſchen Bevöl- 
kerung, die infolge des Geburtenrückgangs trotz 
längerer Lebenserhaltung etwa um 1950 zu einem 
Stillſtand der Bevölkerungszahl führen wird, wird 
ſich vor allem in einem Rückgang der Grundſtoff-⸗ 
induſtrien und Produktionsmittelinduſtrien auswirken. 
Damit gewinnen alle Verbrauchsgüterinduſtrien er⸗ 
höhte Bedeutung, die Induſtrien der landwirtſchaft⸗ 
lichen Genußgüter wie der gewerblichen Fertigwaren 
der Elektroinduſtrie, der Radioinduſtrie und der 
Konfektionsinduſtrie, eben die vorherrſchenden Ge⸗ 
werbe des deutſchen Oſtens. Die Vermehrung der 
landwirtſchaftlichen Siedlungen verbeſſert daneben 
den Markt der Maſchineninduſtrie und ſtärkt die 
Induſtrien der Metallverarbeitung, die neben der 
Elektroinduſtrie und Radioinduſtrie die größte Aus⸗ 
ſicht haben, ſich auch in Zukunft auf dem Weltmarkt 
zu behaupten. Hand in Hand mit einer zielbewußten 
landwirtſchaftlichen Standortpolitik bedarf es daher 
einer planmäßigen gewerblichen Standortpolitik, um 
alle Möglichkeiten einer Stärkung der Klein- und 
Mittelſtädte Oſtdeutſchlands auszunutzen. Bei aller 
notwendigen Freiheit der Induſtrie in der Wahl 
ihrer Standorte hat die öffentliche Hand durch 
Schaffung der Zuſatzeinrichtungen für Verkehr 
und Verſorgung, durch gemeindliche Bodenpolitik, 
durch Induſtriewerbung und anderes mehr Mög⸗ 
lichkeiten genug, um geeigneten Induſtrien einen 
Anreiz zur Anſiedlung in kleinere Städte zu geben. 
Auch die Inveſtierungen von Mitteln für vorſtädtiſche 
Kleinſiedlungen bieten wirkſame Möglichkeiten,) 

) nol, d. Verf.: Aufgaben einer Wirtſchaftsplanung 
für das Wiriſchaftsgebiet Großberlin. Baugilde Nr. 24/1931. 
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durch Ausſiedlung von geeigneten Großberliner Er⸗ 
N in Kleinſtädte des weiteren Wirtſchafts⸗ 
gebiets einen Teil der Schäden wiedergutzumachen, 
die die öſtlichen Nachbargebiete während des Br 
lichen Aufſchwungs Großberlins durch die u. = 
ſame Entziehung ländlicher Arbeitskräfte erlitten 
haben. Eine Reihe von Landkreiſen beiderſeits der 
unteren Oder und im nördlichen Oſtpreußen hat Ae 
beijpielsweije von 1875—1925 an Me 
zahl um 0—10 7, teilweiſe ſogar um 10—25% 
abgenommen, während ſich die meiſten übrigen 
Wirtſchaftsgebiete Deutſchlands um ein 11 
vermehrt haben. Dazu geſtatten die ele triſch 
Kraftverſorgung und kleinſte Arbeitsmaſchinen, in 
Zukunft eine Reihe von Fabrikationszweigen e 
induſtriell durchzuführen, die früher nur im eh 
betrieb wirtſchaftlich hergeſtellt werden konnten. 
Werden in Zukunft auch weiterhin „ 
Mindeſtaufträge in den meiſten Fällen in den > 
ſtehenden Groß⸗ und Rieſenbetrieben 2 ausgeführt 
werden, jo können doch ſehr wohl die darüber Bor 
gehenden Arbeitsſpitzen etwa in der feinen Metall⸗ | 
verarbeitung, der Elektro- und Radioinduſtrie haus⸗ | 
gewerblich fabriziert werden. Am die Zentren dieſer 
Induſtrien würden dann elaſtiſche ländliche Arbeits⸗ | 
märfte insbejondere im weiteren Großberliner Wirt⸗ | 
ſchaftsgebiet zur Entwicklung gelangen, wie He ähnlich N 
in den alten Textilgebieten beobachtet werden können. | 
Die wechſelnde Kapazität der Erzeugung, die dort | 
längſt eingetreten ijt, beginnt in den meiſten übrigen 
Induſtrien erſt jetzt eine lange Zeit unentwegten 
Wachstums abzulöſen. Sie kann auch in ihnen in 
einer betriebstechniſch geeigneten Form die Ent⸗ 
wicklung eines elaſtiſchen „Schwammſyſtems kb be⸗ 
günſtigen, das die fixen Koſten der kontinuierlichen | 
Betriebe vermindert, während die Hausbetriebe durch | 
landwirtſchaftlichen Nebenerwerb ihre Kriſenfeſtigkeit 
ſichern. Auch in den letzten Jahren konnte in 
der Textilinduſtrie infolge hoher fixer ee 
weitere Rückbildung von Großbetrieben in Fami 35 
betriebe beobachtet werden, die der Rückbildung! er 
landwirtſchaftlichen Großbetriebe in kleinbäuerliche 
Familienbetriebe verwandt iſt. Bei der N 
Verfaſſung der Auslandsmärkte wird in den meiſt A 
Gewerbegruppen allerdings zunächſt mit Oe? ars 
haltenden Schrumpfungen der früheren Arbei Ge 
zität gerechnet werden müſſen. Auch die 1 i⸗ 
ſchen Induſtrien, die unmittelbar für den länd ichen 
Markt ihrer Umgebung arbeiten, werden 10 = 
einer Verſtärkung der kleinbäuerlichen Siedler er 
langſam kräftigen können. Amſomehr ſind 15 e 
vorhandenen Anſätze nach Überwindung der 
zu fördern. 18 | 
Eine letzte Stärkung erhält der landwirtſchaftlie d 
Markt durch das ländliche Handwerk 1 17 Se | 
gewerbe, das zahlenmäßig und wirtſchaft 55 im z | 
einen weſentlichen Teil der ländlichen Siedlung ge⸗ 
® ireftor Nadolny in: 
ende Landbuchhandlung, 


Arbeitsloſigkeit und 
Berlin 1932, S. 98. 


bildet hat. Nach den Feſtſtellungen der Oſtpreußiſchen 
Heimſtätte beträgt in 31 beſtehenden Dörfern Oſt⸗ 
preußens der Anteil von Handwerkerſtellen 20 % 
und von gewerblichen Stellen mit durchſchnittlich 
15 Morgen Land 10%, zu ihnen treten noch 20% 
„Verzehrſtellen“ von Altenteilern, Rentnern u. a. 
mit durchſchnittlich 2,5 Morgen Land.) Nach 
Dr. Stolt'‘) beträgt der Anteil der nach dem Krieg 
errichteten Handwerkerſtellen dagegen von 1919 
bis 1926 nur etwa 6—10%, nach 1927 11—14%. 
Es wird genauerer Unterſuchungen bedürfen, um 
feſtzuſtellen, ob der Anteil der dörflichen Handwerker 
und Kleingewerbe auch in anderen Provinzen Oſt⸗ 
deutſchlands bei größerer Nähe von gewerblichen 
Arbeitsmärkten mit höherem Arbeitslohn eben jo groß 
oder geringer iſt als in Oſtpreußen. Schaltet man 
weiter zwiſchen die Handwerkerbetriebe von 10 bis 
20 Morgen und die Halbbauernſtellen von 30 bis 
40 Morgen noch landwirtſchaftliche Spezialbetriebe 
mit 20— 30 Morgen ein!), jo erhält man ein Bild 
von der Mannigfaltigkeit der ländlichen Siedlung 
und von der Notwendigkeit, hier individuell unter 
Beachtung aller landwirtſchaftlichen und gewerblichen 
Standortbedingungen vorzugehn. Bei der Aufteilung 
von Großbetrieben iſt nicht nur für den wechſelnden 
Landbedarf der bäuerlichen Betriebe ausreichendes 
Pachtland bereitzuſtellen, ſondern ebenſo für die 
zuſätzlichen Handwerker und ländlichen Gewerbe⸗ 
treibenden reichlich Vorbehaltsland auszulegen. Die 
Möglichkeit einer wirtſchaftlichen Exiſtenz wird für 
die letzteren zwar oft erſt nach einer längerer An⸗ 
laufszeit gegeben ſein; umſoweniger darf ſie aber 
von vornherein durch eine ſofortige reſtloſe Aufteilung 
des Siedlungslandes unterbunden werden. Die länd⸗ 
lichen Handwerks- und Kleingewerbe ſteigern nicht 
nur die Wettbewerbsfähigkeit der ländlichen Ver⸗ 
edlungswirtſchaft durch ſchnellſte Erledigung viel⸗ 
ſeitiger handwerklicher Verrichtungen, ſondern ſchaffen 
außerdem eine zuſätzliche Verbraucherſchicht für Iand- 
wirtſchaftliche Erzeugniſſe. 
Zukünftige Siedlungspolitik. 

Für die zukünftige Entwicklung der Oſtſiedlung 
ergibt ſich aus dem Geſagten die Notw endigkeit 
einer einheitlichen Standortplanung und 
Standortpolitik der landwirtſchaftlichen und der 
gewerblichen Siedlung. Dieſe beginnt mit einer 
Kartierung der geſamten Standortbedingungen: der 
Bodengüten, der Verbreitungsgebiete der einzelnen 
Feldfrüchte, der Standorte der Veredlungswirtſchaft, 
der rohſtoffgebundenen und der verarbeitenden Ge- 
werbe und ihrer Abſatzmärkte. Die eingangs er⸗ 
wähnte Abb. 1 mag als Erläuterung dafür dienen, 
wie allein ſchon die Vereinigung einiger landwirt⸗ 
ſchaftlicher Merkmale, hier der Ertragsverhältniſſe 
und der Betriebsgrößen, zu einer großflächigen 
berſicht über die ſiedlungspolitiſchen Aufgabe⸗ 


10) Der Weg der Siedlung. Denkſchrift der Oſtpreußiſchen 
Heimſtätte. Königsberg, 1931. 
11) Archiv für innere Koloniſation. Heft 4—5/1931. 
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ſtellungen führen kann. Die Organiſation derartiger 
Planungen wird auf keine Schwierigkeiten ſtoßen, wenn 
zunächſt einmal ihre Notwendigkeit aus den dargelegten 
Zuſammenhängen heraus von den beteiligten Kreiſen 
der Wirtſchaft und der Verwaltung bejaht wird. 
Die Durchdringung der landwirtſchaftlichen und 
der kleingewerblichen Siedlung, die bis ins kleinſte 
oſtdeutſche Dorf hinein und noch mehr in ländlichen 
Induſtriegebieten beobachtet werden kann, läßt weiter 
bei Planung und Bau der ländlichen und 
ſtädtiſchen Siedlungen ein enges Zuſammen⸗ 
arbeiten zwiſchen den bisher getrennt arbeitenden 
Siedlungsträgern der ſtädtiſchen Siedlung, der Land⸗ 
arbeiterſiedlung und der bäuerlichen Siedlung er⸗ 
wünſcht erſcheinen. Auch bedarf es eines engen Ein⸗ 
vernehmens aller Stellen, durch deren zuſätzliche 
Maßnahmen beide Arten der Oſtſiedlung erſt 
wirklich lebensfähig werden. An erſter Stelle darf 
hier nochmals auf die Vorteile einer Verbindung 
der Tätigkeit der Oſtſiedlung und der Oft: 
hilfe hingewieſen werden. Unter dem eiſernen 
Zwang der weltwirtſchaftlichen Strukturwandlungen 
wird die bisherige Umſchuldungspolitik der Oſthilfe 
immer mehr einer Entſchuldungspolitik weichen 
müſſen. Durch Anliegerſiedlungen und Teilſiedlungen 
wird auch in Zukunft eine völlige Zerſchlagung mancher 
verſchuldeter Großbetriebe vermieden werden können. 
Oft aber wird bei ſtarkverſchuldeten Großbetrieben 
die Zwangsverſteigerung und die Aufteilung des 
ganzen Betriebes, ſei es mit oder ohne Reſtgut, das 
einzige Mittel einer wirkſamen Enſchuldung ſein.“ “) 
Eine Rentabilität der neu angeſetzten Siedlerſtellen 
wird in Zukunft jedenfalls nur bei billigſten Boden⸗ 
preiſen erzielt werden können. Ebenſo weſentlich 
iſt ein richtiges Ineinandergreifen des Siedlungsbaues 
mit der Erſtellung der Zuſatzeinrichtungen. Die 
Inveſtierungen für Meliorationen und Waſſerwirt⸗ 
ſchaft, für Umlegungen, für Eiſenbahnen und Straßen, 
für die Verſorgung mit Waſſer und elektriſchem Licht 
können durch die oben erwähnten Wirtſchaftsplanungen 
in engere planmäßige Verbindung miteinander ge⸗ 
bracht werden. 


Finanzpolitiſch wird der landwirtſchaftliche 
Realkredit durch eine bankmäßige Vereinigung von 
Landſchaften, Stadtſchaften und Landesbanken be⸗ 
ſonders in den Oſtprovinzen befeſtigt und die Finan⸗ 
zierung der landwirtſchaftlichen Siedlung erleichtert 
werden können.!) Steuertechniſch geht es nicht 
länger an, daß den finanziell ſchwachen Gemeinden 
der ländlichen Kriſengebiete vom Staat die gleichen 
kommunalen Laſten für Kirche, Schule und Polizei 
auferlegt werden wie den Gemeinden leiſtungs⸗ 
ſtärkerer Gebiete, ohne daß ein einnahme- und aus⸗ 
gabebedingter Finanz- und Laſtenausgleich anſtelle 
des jetzigen einnahmebedingten Finanzausgleichs hier⸗ 
für einen Ausgleich ſchafft. Zur Zeit können die 
Gemeinden Oſtdeutſchlands dieſen Ausgleich nur 
durch höhere Grund», Gebäude- und Gewerbeſteuern 
erzielen.“) 

Die Erfolge der Oſtſiedlung hängen von einem 
organiſchen Ineinandergreifen aller dieſer Maßnahmen 
ab. Da die Finanzierung der Siedlung ſelbſt wie 
faſt ſämtlicher zuſätzlicher Maßnahmen mit öffent⸗ 
lichen Mitteln geſchieht, handelt es ſich im weſent⸗ 
lichen darum, die Maßnahmen aller beteiligten 
Organiſationen durch ſorgfältige Wirtſchaftsplanungen 
gleichzurichten. Derartige Wirtſchaftsplanungen bieten 
in Zukunft dann die Grundlage für eine einheitliche 
Inveſtierungspolitik der öffentlichen und der Privat⸗ 
wirtſchaft, die früher bei der bisherigen ſprunghaften 
Entwicklung der ſtädtiſchen, der ländlichen und der 
gewerblichen Siedlung oft vermißt werden mußte. 
Erleichtert ſie in Zukunft den Anſatz der bäuerlichen 
Siedler an den beſten Standorten und auf den 
vorteilhafteſten Betriebsgrößen und führt ſie zu 
einer Auflockerung der gewerblichen Ballungen, ſo 
kann die weitere Organiſation von Erzeugung und 
Abſatz — unbeſchadet einer planwirtſchaftlich regu⸗ 
lierenden Zollpolitik und Marktpolitik der weltmarkt⸗ 
empfindlichen Erzeugniſſe durch die öffentliche Hand 
— der freien genoſſenſchaftlichen Selbſthilfe der land⸗ 
wirtſchaftlichen Siedler und der bewährten Organi⸗ 
ſationskraft von Handel und Gewerbe überlaſſen 
bleiben. 


Ziel und Vorausſetzung der Siedlungsarbeit 


Ein Beitrag zu den Aufgaben der Landesplanung 
von Prof. Dr. Vetterlein, Hannover. 


Unjere Zeit iſt erfüllt von den Worten „Arbeits⸗ 
loſigkeit“ und „Siedlung“. Sie bedeuten Not und 
Hilfe. Lange Zeit haben viele geglaubt, daß die 
Arbeitsloſigkeit in Wellenbewegungen auf- und ab⸗ 
ſteigt und mit der Löſung der Reparationsfrage 
ſchnell abklingen werde. Heute weiß man, daß ſich 
die Grundlagen unſerer Wirtſchaft ſo gewandelt 
haben, daß der größte Teil der Arbeitsloſen nicht 
nur ſaiſonweiſe, ſondern dauernd aus dem Arbeits- 


12) Dr. Freiherr von Billing a. a. O. ) c VII, 8. 
13) Profeſſor Dr. W. Gerloff a. a. O. ) o VII, § 


„ 
Zo 


bedeuten würden. 


prozeß ausgeſchieden iſt. Dieſen ſoll die Siedlung 
eine neue Lebensgrundlage verſchaffen. 

Das Problem iſt ſo vielgeſtaltig, daß es ange⸗ 
zeigt iſt, der praktiſchen Durchführung der Siedlungs⸗ 
arbeit einige grundſätzliche Erwägungen voranzu⸗ 
ſtellen. Nur wenn jede Maßnahme einen Schritt 
vorwärts führt, bleiben Irrwege und Fehlleitungen 
erſpart, die nicht nur Verſchwendung materieller 
Mittel, ſondern auch gefahrvolle Enttäuſchungen 
Die Ziele der Siedlung und die 
Vorausſetzungen eines möglichen Erfolges müſſen 
alſo klar erkannt ſein, damit den vielgeſtaltigen 
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Verhältniſſen die vielgeſtaltigen Bemühungen durch 
einheitliche Richtung und harmoniſches Einander⸗ 
ergänzen entſprechen. 

Siedlungsarbeit kann ſich in vielen Fällen auf die 
Verbeſſerung des Bodens und die Herbeiführung 
höherer Bodenerträge richten. In unſerer Zeit aber 


denkt man nicht zuerſt an die Verhältniſſe des Bodens, | 
ſondern an die Notlage der Menſchen, die ihre 


Arbeitsgelegenheit verloren haben und denen man | 
der ihnen Erſatz 


ein Stück Boden darbieten will, 
für die verlorene Arbeit geben ſoll. 
vieler Worte um klarzumachen, 


Es bedarf nicht 
daß ein mit der 


Bearbeitung des Bodens nicht Vertrauter durch ihn 3 
Es hat langer Er⸗ 


nicht von ſelbſt ernährt wird. 1 
fahrung bedurft, bis man die Kraft des Bodens in 
ſeiner höchſten Ergiebigkeit dem Menſchen dienſtbar 
gemacht hat. 

Heute müſſen wir nun feſtſtellen, daß ſelbſt der 
hohe Stand der landwirtlchaftlichen Betriebserfahrung 
auch den Landwirt nicht ſicherſtellt. Trotz aller Mühen 
leidet die Landwirtſchaft Not, weil die Landarbeit 
nicht genug Rente abwirft, um neben der Nahrung 
den ſonſtigen Lebensbedarf zu decken. Selbſt ein 


ſchuldenfreier Betrieb hat heute Schwierigkeit, fein | A. Klmatiſche, geographiſche und geologiche Ver⸗ 


erhalten, weil die Erträgniſſe 


Inventar intakt zu Ertr 
des Bodens für die Beſchaffung der Hilfsmittel zu 
ſeiner Beſtellung nicht ausreichen. Der Abſatz der 
Nahrungsmittel und der Einkauf gewerblichen Kon⸗ 
ſums unterbleibt, der Binnenmarkt verödet, Landwirt⸗ 
ſchaft und Induſtrietreffen ſich nicht und beide leiden. 

Wenn nun noch für die Induſtrie der Exportmarkt 
einſchrumpft aus Urſachen, die außerhalb der deutſchen 
Grenzen liegen, verſteht man, daß die bisher von 
ihr beſchäftigten Menſchen dort überflüſſig werden. 


Bei der Verödung des landwirtſchaftlichen Binnen⸗ 


marktes wäre es aber ſinnlos und volkswirtſchaftlich 
unfruchtbar, wenn man die freigewordenen Menſchen 


dorthin ſchieben wollte, wo ohnehin ſchon Not herrſcht. 


Die Hemmungen für eine umfaſſende und ſchnelle 
Siedlung liegen alſo bei den Marktverhältniſſen des 
Landes. Es hilft nichts, Menſchen dorthin zu bringen, 
wo ſie das Angebot vermehren, ſondern nur dann 
ſind ſie willkommen, wenn ſie als Abnehmer auf⸗ 
treten. Zum Kaufen brauchen ſie aber Zahlungs⸗ 
mittel, die ſie ſich vorher durch 
haben. Der Erfolg der landwirtſchaftlichen Produktion 
wird von der Kaufkraft des Konſumenten beſtimmt. 

Durch dieſen Zuſammenhang mit den Abſatzfragen 
wird die Siedlung zu einem Wirtſchaftsproblem, 
bei dem die Beziehungen zwiſchen Produktion und 
Binnenmarkt zu klären ſind. Vom Boden bis zum 
Rohſtoff der Induſtrie ſpannt ſich eine Kette: die 
Gewinnung und Herbeiſchaffung der Urſtoffe, die 
Verarbeitung, das Fertigfabrikat, die Verwertung, 
Vertrieb und Einlöſung gegen Nahrungsmittel, deren 
Erzeugung aus dem Boden und deſſen Fruchtbarkeit 
ſind Arbeitsteilungen, die ſorgſam und planvoll an⸗ 
einander zu reihen ſind. 

Die Siedlung hat die Aufgabe, an 
Kette ſoviel Menſchen zu ſtellen, 


alle Teile dieſer 
als der an ihr 


Arbeit verſchafft 


mögliche Arbeitsverlauf zuläßt. Deshalb möchte man 
ja auch ſo gern die am Induſtrieapparat unbeſchäftigt 


herumſtehenden Menſchen an andere Stelle ſchieben. 


Aber abgeſehen von der Schwierigkeit, den Standort 
des freien Menſchen zwangsweiſe beſtimmen zu wollen 
ſetzt das Anſetzen der Siedlung die genaueſte Kenntnis 
der Geſamtheit aller Wirtſchaftsvorgänge voraus. 
Dazu muß man die Siedlungsprobleme in weiter 
Ausdehnung überblicken, Landesplanung treiben 
und durch ſie unterſuchen und zeigen, wie ſich die 
in einem Lande vorhandenen, durch Natur, Geſchichte 
und Wirtſchaft bedingten Möglichkeiten am beſten 
um allgemeinen Segen auswerten laſſen. Zielbewußte 
Siedlungsarbeit ſetzt alſo eine Vorarbeit durch Landes⸗ 
planung voraus. Sie bedeutet Darſtellung der Vor⸗ 
ausſetzungen zur Regelung und Förderung 
der Wirtſchaft größerer Gebiete unter Berüd- 
ſichtigung der auf fie einwirkenden Naturbedingtheiten 
durch Unterfuhung aller Wirtſchaftsfaktoren in 
ihrer Wechſelwirkung zu einander. 

Eine 1 05 Grundlage aller Sied⸗ 
ungsmaßnahmen müßte ſyſtematiſch i i 
nachſtehende Vorarbeiten deg EE 


hältniſſe im Planungsgebiet; 


B. Bevölkerungsſtatiſtiſche Unterſuchungen: 
Stand und Bewegung, 
Altersklaſſen, 
Sterblichkeitsverhältniſſe; 


Lë 1 5 und Wirtſchaft im Landesplanungsgebiet: 
. Beſtehende und erſtrebenswerte künfti 2 
kehrsverhältniſſe: . 
Waſſerverkehr, 
Eiſenbahn, 
Straßen, 
Autolinien, 
Flugverkehr; 
. Wohnverhältniſſe: 
Car? > neue Standorte, 
e ungsverhältniſſe der derzeitigen länd⸗ 
lichen Arbeitsgelegenheiten; 3 a” 
Sein und Werden in den einzelnen i 
der Produttionswirtſchaft: nn 
a) Vorhandene jtillgelegte und mögli . 
x 1 9 mögliche In⸗ 
rten der Induſtrie, geordnet nach d 
5 > er 
amtlichen tee A 
Entwicklungsmöglichkeiten, ; 
Lage der Induſtrie: 
Verkehrslage. 
Arbeitslage, 
Marktlage; 
b) Landwirtſchaftliche Gegebenheiten: 
Bodenverhältniſſe, 
Beſitzverhältniſſe, 
i A 
c) Energiewirtſchaft und ihre Entwi z 
möglichkeit. 2 N a. 
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4. Grün⸗ und Erholungsflächen: 
Erhaltung der Wälder, 
Aufforſtung geeigneter Flächen, 
Gebiete unter Naturſchutz und Denkmal⸗ 
ſchutz, 
5. Waſſerwirtſchaft und Melioration: 
Gebiete mit Baubeſchränkung durch Hoch⸗ 
waſſer, 
Gebiete mit normaler Waſſerverſorgung, 
Aufnahmefähigkeit der Vorfluten, 
Beſchaffung von Gebrauchswaſſer, 


Schutzgebiete vor Grundwaſſerſpiegel⸗ 2 
Betrieb gehaltenen Boden hineinſchieben möchte. Das 


abſenkung, 

Kultivierfähige Flächen, Sdland, Uns 
land, Heide, Moor; 

6. Raum und Arbeitsgelegenheit: 

Verteilung der Arbeitsloſigkeit, 

Arbeitsloſenzahlen in rein ländlichen 
Gebieten, 

Möglichkeit zur Seßhaftmachung land⸗ 
wirtſchaftlich Geſchulter, 

Durch ſtrukturelle Veränderungen dauernd 
aus dem Arbeitsprozeß ausgeſchaltete 
Berufsgruppen. Ihre Beziehungen zum 
Boden und zur ländlichen Arbeit. 

Kartierung des Staats- und Gemeinde⸗ 


landes und ſeine derzeitige Nutzung. 


Seine Eignung zur landwirtſchaftlichen 
oder gärtneriſchen Nutzung. 
Der wirtſchaftliche Zuſammenhang mit 


der Ortslage und den Arbeitsſtätten. 


Die Verkehrsbedingungen für Güter⸗ 
abſatz und ⸗austauſch. 


Dieſe hier aufgeführten Punkte und Fragen werden 
nun nicht in allen Teilgebieten die gleiche Bedeutung 
haben. Überall aber müſſen mit ausreichender Gründ⸗ 


lichkeit die Vorarbeiten geliefert werden, die eine 


Fürſorge für Wirtſchaft, Wohnung und Verkehr er⸗ 
möglichen. Erſt auf einer Beſtandsaufnahme wird 
eine Neuplanung möglich ſein. 

Man täuſche ſich nicht über die Bedeutung unſerer 
heutigen Aufgabe. Sie iſt am eheſten mit der Kolo⸗ 
niſierarbeit des 12. und 13. Jahrhundert zu ver⸗ 
gleichen, als die deutſche Kultur nach Oſten vorge⸗ 
ſchoben wurde. 
Städten des Weſtens beſtes Menſchenmaterial vor⸗ 
handen, das im Bereich der geſättigten Stadtwirt⸗ 
ſchaften keine Betätigung finden konnte. Planvoll 
wurde die Siedlung von Etappe zu Etappe vorge⸗ 
tragen. An klug gewählten Stützpunkten wurden 


Märkte gegründet, die von regelmäßig aufgeteilten 


Baublocks umgeben waren. Die Siedlungen ſtützten 
ſich auf Verfaſſungen nach bewährten Muſtern der 
Altſtädte. Der Orden übernahm die Planung und 
den Schutz der Neugründungen. Die Sehnſucht nach 
Arbeit trieb die in ihrer Heimat überſchüſſigen Kräfte 
hinaus, bis ſie im fernen Oſten ihre Befriedigung 
als Ackerbürger in einer neuen, zäh verteidigten Heimat 
fanden. Ahnlich wie heute ſuchte ein Bevölkerungs⸗ 


Damals war in den aufblühenden 


| 


überſchuß neue Arbeitsgebiete und ſchuf ſich ſolche 
durch Vortreiben der Arbeitsſtätte auf neu zu er⸗ 
ſchließenden Boden. 

Spätere Siedlungsarbeiten, insbeſondere Friedrichs 
des Großen und die Koloniſationsarbeiten ſeit 1886 
in Poſen hatten andere Urſachen und ſind darum 
mit unſern heutigen Maßnahmen nicht zu vergleichen. 
Aber auch jene Ordensarbeit der Oſtſiedlung geſtattet 
nur einen Vergleich mit den heutigen Siedlungs⸗ 
beſtrebungen bezüglich der Sehnſucht nach Arbeit, 
denn die Bodenbeſitzfragen lagen damals ganz anders 
als heute, wo ſich der Arbeitswille in einem feſt in 


iſt noch am leichteſten dort möglich, wo Rieſenbetriebe 
eine Aufteilung in kleinere Betriebseinheiten zulaſſen. 
Dann wird die Aufteilung mehr Menſchen tragen, 
die dafür aber zu intenſiverer Arbeit gezwungen ſind. 
Je großflächiger alſo ein Gebiet geblieben iſt, deſto 
eher kommt für dieſes eine landwirtſchaftliche Um⸗ 
geſtaltung in Frage. Deshalb ſind die Siedlungs- 
vorgänge im Oſten Deutſchlands gänzlich andere als 
im Weſten, wo die von der Natur an den Rand 
Deutſchlands gelagerten Bodenſchätze die Induſtrie 
zur Entwicklung gebracht hatten. Dorthin floſſen 
in den Zeiten der Induſtriewirtſchaft die Arbeiter⸗ 
maſſen hin und dort wurde der Boden entweder 
von der Induſtrie oder dem Wohnweſen bis auf 
geringe landwirtſchaftlich genutzte Reſte beanſprucht. 
Der Boden wurde von vielen benötigt und in immer 
kleiner werdende Parzellen aufgeſpalten. In ſolchen 
Gegenden kann ſich naturgemäß eine Siedlung nicht 
mehr auf landwirtſchaftliche Neugründungen erſtrecken. 
Soweit die Menſchen in der Induſtrie nicht mehr 
gebraucht werden, müſſen ſie alſo fortgelenkt werden. 
Gibt ihnen die Induſtrie noch Arbeit, ſo können ſie 
auf kleiner Fläche durch intenſive Ausnutzung einen 
Nebenerwerb für ihre Ernährung erſtreben. 

Zwiſchen den Extremen hochinduſtriell aufgezüchteter 
Induſtriegebiete mit ihrem Menſchenüberfluß und 
den menſchenarmen Gebieten des Oſtens mit der 
großflächigen Landwirtſchaft liegt noch ein weites 
Gebiet in der Mitte mit geſunder Miſchung von 
Landwirtſchaft und Induſtriewirtſchaft. Hier werden 
die Siedlungsprobleme wieder eine andere Zielſetzung 
finden. Es war eingangs ausgeführt worden, daß 
lediglich die Zuteilung von Boden noch keine Lebens⸗ 
grundlage bildet und daß erſt die Erſchließung eines 
Binnenmarktes die werktätigen Kräfte verbindet. 
Es wird ſich alſo in allen Gebieten darum handeln 
müſſen, zunächſt eine Grundlage für die Arbeit zu 
ſchaffen. In den induſtriellen Randgebieten heißt 
das: Erhaltung der Induſtrie mit ſoviel Menſchen, 
als dieſe tragen kann, in den Mittelgebieten heißt 
das Bildung von induſtriell⸗landwirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen⸗ und Arbeitsgemeinſchaften, in den öſtlichen 
Gebieten Zuführung kaufkräftiger Konſumenten⸗ 
ſchichten zur Aufnahme der landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
duktion, ſoweit dieſe nicht durch Maſſenproduktion 
zur Verſorgung ferner liegender reiner Induſtriegebiete 
benötigt wird. 
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5 N deeg? 
Da nun aber die Induſtrie überproduktiv iſt, | 
es nötig jein, die für den Merſchen ersehen e 
ſchaffende Arbeitsbetätigung auf neue Zeie E | 
lenken. Dieſe finden wir, wenn wir ſolche r SS 
hervorrufen, die ſich bisher der induſtriellen f | 
wertung entzogen haben, nämlich „ | 
Wirken zur Aufrüſtung des Bodens! Durch wie 
rationen und Verkehrsverbeſſerungen im J eg? | 
des landwirtſchaftlichen Abſatzes und 1 ée | 
unberührter Gebiete machen wir denBoden gie 
fähiger und zur i * N 1 1 
bereit. Zu dieſen Arbeiten gehören 5 
Cie deeg: auch eee ee 
gegenſtände, Bekleidung éi e Gm ze Sach 
ie bi unterbliebenen Arbeiten 
sh re aljo die bisherige Produktion ee 
Induftrie nicht berühren. Die im Intereſſe = 
brachliegenden Bevölterungsteile i | 
i r Aufrüſtung des Landes 
See ew Dienſt der eee | 
. Das gejtattet oder gebietet alſo, d 
150 Bodenerweiterungen e 7575 1 Er 
arbeit voranzuſtellen, die der techniſche . 
äftigung arbeitsloſer In uſtr - 
Se 115 auf dem Lande zahlreiche Gewerbe⸗ 


ſtätten, die erſt durch die Überzüchtung der Induſtrie 
zum Erliegen gekommen ſind, ſodaß ſie etzt bei den 
Wirtſchaftsſchlägen der Großinduſtrie wieder ihre 
Lebensberechtigung hätten. Zahlreiche Ziegeleien, 
Sägewerke, Tonwerke, Werkzeugbauanſtalten, Haus⸗ 
induſtrien, die einſt den Markt des Ackerbürgers in 
der Kleinſtadt und auf dem Lande befriedigt hatten, 
könnten wieder durch freie aber unbeſchäftigte Kräfte 
beſetzt, betrieben und in den Dienſt der techniſchen 
Aufrüſtung des Landes geſtellt werden. Dann würden 
dieſe Arbeiter auch als Konſumenten der Landwirt⸗ 
ſchaft auftreten und die jetzt ſtockenden Abſatzver⸗ 
hältniſſe beleben. 

Gerade weil ſich die Arbeitsloſigkeit beſonders auf 
die Induſtriearbeiter erſtreckt, ſollten wir darauf 
bedacht ſein, deren Erfahrungen im Dienſte des Landes 
nutzbar zu machen. In welcher Weiſe, in welchem 
Gebiete und in welchem Umfange das möglich iſt, 
das zu erforſchen iſt die Aufgabe der Landesplanung. 
Sie muß zunächſt einmal nach großen Geſichtspunkten 
die Richtlinien der Siedlung regional aufſtellen, da⸗ 
mit die für die praktiſche Durchführung notwendige 
Teilarbeit, etwa im Rahmen der preußiſchen Pro⸗ 
vinzen, Do ſinnvoll der nationalen Geſamtarbeit 
eingliedert. 


Woran ſcheiterten die Entwürfe zu einem Städtebaugeſetz? 


von Friedrich Paulſen, Berlin. 


8 5 = ird 

er Entwurf zu einem Reich sſtädtebaugeſetz wird 
EN einigen a im Wohnungsausſchuß Zeg 
Reichstages bearbeitet. Dem Ausſchuß gehören sel 
glieder der Nationalſozialiſtiſchen Partei an. hre 
Nichtbeteiligung an den Arbeiten gibt den Parteien, 
deren Vertreter ſich an den Abſtimmungen beteiligen, 
eine Übermacht. Allgemein geht die Anſchauung | 
dahin, als ob die Ausſchußbeſchlüſſe bei Mitarbeit der 
Nationalſozialiſten anders ausfallen würden. Wenn 
das der Fall iſt, beſteht noch weniger als ſonſt die Wahr⸗ E 
ſcheinlichkeit, daß der Reichstag ähnlich wie der — | 
ſchuß entſcheiden wird. Zunächſt hat der Wohnungs⸗ 
ausſchuß im Februar 1932 ſeine Arbeit nach 85 
zweiten Leſung unterbrochen. Ob ſie nach der ar = 
aufnahme im gleichen Sinne aufgenommen wir S x | 
nicht gewiß. Ob die 1 ar SE 
ebenjo jteht wie heute, Ku 

Sei d iſt eh 1 daß auch dieſer 
rf nicht Geſetz wird. | 
WO E regt zu dem Be an, = | 
nicht in den Grundbegriffen der allmäh we 
zahlreichen Geſetzentwürfe Unftimmigteiten vor =, Si 
Überjieht man gar die zahlreichen Außerunge 0 
dem Entwurf und den preußiſchen N 5 
findet man eine Reihe ſolcher Soeur: e? SCH 
Nachteile für dieſen oder jenen durch 7 d 
betroffenen als Ausgangspunkt nehmen un 1 
gänzlich unerträglich (heute „untragbar ) er o 
und darum das Geje ablehnen. Andere zn dé 
greifen grundſätzliche Fragen heraus, meiſtens di 


unſtttliche Rechtsſtellung der Bankerte im co 


der Enteignung (Verfügungsbeſchränkung als Teil⸗ 
enteignung) und die Entſchädigung dafür. Dabei 
iſt der „Wert“ der Begriff, der wohl am heftigſten 
umſtritten wird. Wo mit mehr oder weniger Leiden⸗ 
ſchaft um das Eigentum geſtritten wird — hier 
heilig — da zugunſten der Allgemeinheit einzu⸗ 
ſchränken —, wird man den Eindruck in der Regel 
nicht los, daß Begehrlichkeit im Namen der heute 
Benachteiligten oder ſich benachteiligt Fühlenden, 
oder Aufrechterhaltung nicht mehr ſo ganz als be⸗ 
gründet empfundener Rechte durch ſittliche Gefichts- 
punkte verſchönt werden ſollen. 

Zunächſt ſcheinen ſich die Parteien in einem Kräfte⸗ 
verhältnis gegenüberzuſtehen, das den Ausgang des 
Streites recht ungewiß erſcheinen läßt. Zieht ſich 
ein ſolcher Streit durch Jahre hin, ſo braucht das 
Ergebnis keineswegs im Sinne der geſchichtlichen 
Entwicklung zu liegen, es kann ſich auch eine An⸗ 
ſchauung zu einem langlebigen objektiven Recht ver⸗ 
feſtigen, die bei einer kürzeren und nicht von hundert⸗ 
facher, auch ſophiſtiſcher Fürſprache weniger verun⸗ 
klarten Überlegung längſt abgetan wäre. Die tief 
de civil 
(recherche de la paternite interdite) wäre vielleicht 
nicht rechtens geworden, wenn über ſie nicht ſo viele 
Jahre mit wechſelnder Überlegenheit der Parteien 
verhandelt worden wäre. Mit dem ſcharfen Ein⸗ 
ſchnitt in unſer Bodenrecht kann es ebenſo gehen, 
wenn nicht die Grundbegriffe geklärt werden, die 
das Geſetz enthält. Sie ſind in einer namhaften 
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Reihe unklar und man redet aneinander vorbei, 
wenn man ſtatt der Klärung der Rechtsbegriffe ein 
Recht ſetzen will, weil es gelang, die Mehrheit 
der Vertreter des Volks für den Geſetzentwurf ein⸗ 
zunehmen. Schon in dem Gedanken, die Vertreter 
(ein Begriff, der aus der Opfertheorie ſtammt und 
mit der Rechtsvertretung nur verwechſelt wird) des 
Volks ſtellten in der Abſtimmung des Reichstages 
den „Willen des Volks“ feſt, liegt ein Knäuel von 
Annahmen, deren Prüfen auf ihr Zutreffen abge⸗ 
lehnt würde, weil man arge Beſorgniſſe für die 
Vertretertheorie fühlt. 

Die Städtebaugeſetzentwürfe bringen einen Ge⸗ 
danken, der vor nicht allzu vielen Jahren ſcharf ab⸗ 
gelehnt worden wäre: Sie verbinden den Boden 
des Landes in ſeinen Teilen mit beſtimmten Zweck⸗ 
zuweiſungen. Das gibt es bisher faſt nur in der 
Form, daß beſtimmte Arten der Nutzung ausgeſchloſſen 
werden. Das iſt ein Ausſchalten an ſich aberkannter 
Rechte, ein Abzug. Man verbot z. B. Fabriken in 
Wohnvierteln. Noch die erſten preußiſchen Entwürfe 
gehen von dieſem Gedanken aus, indem ſie Flächen 
für beſtimmte Zwecke (Verkehr, Erholung, Bergbau) 
vorbehalten, andere damit ausſchließen. Der nicht⸗ 
genannte Reſt des Bodens dient in den Städten 
den Wohnungen, wird aber zunächſt nicht einmal 
in der Aufzählung der Zuweiſungen genannt. Hier 
findet eben keine Zuweiſung vor dieſen Einſchrän⸗ 
kungen ſtatt. In der Landesplanung gibt es zunächſt | 

| 


auch ſolchen Reit, für den ſich die Zwangszuweiſung 
erübrigt: land⸗ und forſtwirtſchaftliche Flächen. 

Es hat einige Jahre gedauert, bis die überhaupt 
behandelten Bezirke ohne Reſte (grundſätzlich, nicht 
ſofort) beſtimmten Zwecken zugewieſen wurden. Heute 
Debt unter den 6 Zwecken Land- und Forſtwirtſchaft 
an der Spitze. 

Die Abwehr gegen die Beſtimmungen des Geſetzes 
folgen in der Regel folgenden Gedanken: Das (Grund-) 
Eigentum iſt durch Art. 153 der Verfaſſung geſchützt, 
ſein Inhalt leitet ſich aus S 903 BGB. her, ſein 
Wert iſt durch die Verwendung beſtimmt, die techniſch 
möglich und zu irgend einer Zeit und mit irgend 
einem Grade an Wahrſcheinlichkeit erwartet werden 
kann. Will alſo der Staat (oder die Gemeinde) 
ein Stück Boden für ſeine Zwecke, ſo muß er den 
„vollen Wert“ erſetzen, behält er ſich die Erwerbung 
für den ſpäteren Zeitpunkt vor, ſo beſchränkt er den 
„Wert“ während dieſer Zeit und muß eine „ange⸗ 
meſſene“ Entſchädigung zahlen. 

Aus dieſer Rechtsanſchauung entſtehen Urteile wie 
das des Reichsgerichts vom 28. Febr. 1930 (Bethcke, 
Berlin). In der Notverordnung vom 6. Juni 1931 
wird in Kap. III $ 2 das bis dahin geltende Recht 
geändert. Wird die bisherige Leiſtung des Grund⸗ 
ſtücks nicht beeinträchtigt, ſo entſteht kein Anſpruch 
auf Entſchädigung. Die Notverordnung ſpricht aller- 
dings nicht von einer Leiſtung, ſondern von der 
Benutzungsart (nicht etwa der Benutzung ſelbſt). 
Die wirtſchaftliche Seite der Sache iſt die Leiſtung, 
die Benutzungsart zeigt lediglich die techniſche an. 


Im Sinne der im vorletzten Abſatz gekennzeichneten 
Rechtsanſchauung iſt die Notverordnung ein Eingriff 
in das geheiligte Eigentum und wird auch in weiten 
Kreiſen ſo empfunden. 

Unterſucht man die beiden Begriffe Eigentum (am 
Boden) und Wert (des Bodens) als die hier wichtigſten, 
ſo kommt man ſofort zu einem Ergebnis, das zu den 
landesüblichen Vorſtellungen nicht paßt. Nach $ 903 
BGB. kann der Eigentümer einer Sache mit ihr ver⸗ 
fahren, wie er will, im Entwurf hieß es etwa „nach 
ſeiner Willkür“. Das ALR. meint noch eine Bau⸗ 
freiheit als Ausfluß des Eigentumsrechts. In der 
Begründung zu einem preußiſchen Entwurf eines 
Städtebaugeſetzes (von 1929 Nr. 3015 der Druck⸗ 
ſachen des Landtages) wird ausgeführt, daß ſchon 
das ALR. dieſe Baufreiheit beſchränkt. Es werden 
dann ſieben ſpätere Beſchränkungen aufgezählt, 
lauter baupolizeiliche. Man kann die Liſte beliebig 
erweitern: Recht des Überfliegens, der Leitung 
von Radiowellen, des Mutens uſw. Alſo kann 
der Eigentümer weder jeden an ſich geſetzlichen 
Gebrauch von ſeinem Eigentum machen, noch andere 
in jeder Weiſe ausſchließen. Es bleibt ein Inhalt 
des Eigentumsrechtes, den die Weiterbildung des 
Rechtes offenbar immer weiter einſchränkt. Ausgangs⸗ 
punkt bleibt die ehrwürdige, auch in das BGB. über⸗ 
nommene Beſtimmung voller Benutzung des Eigen- 
tums durch den Eigentümer und voller Ausſchließung 
aller anderen. 

Grundeigentum der öffentlich-rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften iſt noch viel ſtärker beſchränkt, z. B. an 
Straßen. Es wäre offenbar ſinnlos, eine ſtädtiſche 
Straße nach $ 903 BGB. auch nur anzuſehen. Selbſt 
ſtaatliche Wälder ſind nach heutiger Rechtsanſchauung 
etwas anderes als ſolches Eigentum. Man ſpricht 
vom moraliſchen Recht des Betretens des Waldes, 
der Erhaltung als Grünfläche uſw. Jedenfalls wird 
die Anſchauung, es handle ſich um Eigentum im 
Sinne des § 903 BGB. durchaus abgelehnt. Als 
Reſt bleibt für den Eigentümer, z. B. den Staat 
als Forſtfiskus die Ausſchließung anderer, ſoweit ſie 
dem Zweck entgegentreten, dem der Staat als 
Eigentümer das Grundſtück gewidmet hat. Das ſich 
in allem einzelnen dieſe Rechtsanſchauung zu einem 
gültigen Rechtsſatz verfeſtigt habe, wird nicht behauptet 
und daraus ergibt ſich in Einzelheiten Streit. So 
hat eine Oberförſterei im Harz das Recht, eine ſchöne 
Landſchaft im Lichtbilde feſtzuhalten, an einen (oder 
mehrere) berufsmäßige Lichtbildner vergeben. Dem 
Zweck des Waldes widerſpricht es nicht, wenn ein 
Wanderer vom Wege aus eine Aufnahme macht. 
Das Verbot ſolcher Aufnahme mag nach poſitivem 
Recht zuläſſig ſein. Es widerſpricht aber der Rechts⸗ 
anſchauung des Volkes, weil es nicht durch den Zweck 
des Waldes bedingt iſt. Das Bewußtſein, daß der 
Zweck den Inhalt des Rechtes (mit-!) beſtimmt und 
begrenzt, gehört zu den grundlegenden Anſchauungen 
unſerer Rechtswiſſenſchaft. Dies darf auf die Dauer 
von der Geſetzgebung nicht überſehen werden. Oder 
das Recht erſtarrt. 
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bedingt, nicht in einer Rechtsjagung (die 190 
einſt dem Zweck entſprochen haben mag) SE Au 
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Zuweiſung beſtimmter Bodenflächen an bei an 
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offenbar der Inhalt S 903 BGB. hierzu nicht. 
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Recht, das ausſpricht, was nunmehr 


iſt eine Aufgabe des Geſetzgebers, aber keine grund⸗ | 


ätzliche Frage. g 
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nur für dieſen Zweck verwendet werden. = 
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i —Städte⸗ 
entwurf zu einem Landesplanungsgeſetz | 
Sa (Reichsarbeitsblatt 1931, Heft 32) E 
6 Zweckgruppen, kurz Zwecke: Land» und forſtwirt⸗ 


aftliche Flächen, Verkehrsflächen, * N 
eg Grünflächen, Bergbauflächen. Die 
Zahl der Zwecke iſt grundſätzlich belanglos, kann 
alſo kleiner oder größer gewählt werden, dem Sinne 
nach ſollen ſämtliche Zwecke in eine der 6 Gruppen 
fallen. Dem Sinne nach ſoll auch die geſamte 
Fläche des Landes einem Zweck zugewieſen werden. 
Das braucht im einzelnen Fall erſt zu geſchehen, 
wenn es nötig wird. 

Zieler Zeitpunkt wird in der Regel durch Am⸗ 
bildungen in der Wirtſchaft gekennzeichnet, wenn 
ſich nämlich die Notwendigkeit ergibt, das Grund⸗ 
ſtück einem anderen Zweck zu widmen. Der a 
wandel einer Wirtſchaft, z. B. Übergang von der 
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wirtſchaft zur Induſtrie, von ext e 
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mungen einzelner Grundſtücke. 
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geltend machen darf. Die Wirtſchaft des Volke 


geht grundſätzlich vor. Sie muß zur Umbildung des 


geſetzten Rechtes führen. Denn Rechtsbegriffe ſind 


Bauflächen, 


Gruppen!) grund⸗ 


im Zei i lut. Sie find dem Zeiten⸗ | 
e e 15 oder neu⸗ aber innerhalb der Zweckgruppe, dem Zweck I 


des ganzen Zufammenlebens möglich. Wohl aber Geſamtheit weitaus überwogen wird. 


gebildet werden, wenn die wirtſchaftlichen Notwendig⸗ 
t keiten der Gegenwart dies verlangen. 


Der überkommene römiſchrechtliche Eigentums⸗ 
begriff mit der abſoluten Herrſchaftsgewalt entſpricht 
nicht mehr den Erforderniſſen des gegenwärtigen 
Wirtſchaftslebens. 

Der einzelne darf im modernen Kulturſtaat ſeine 
Rechte nur ſoweit ausüben, als die berechtigten Be⸗ 
lange der Geſamtwirtſchaft nicht geſtört werden. Der 
einzelne darf in dem Staat, in dem er in höherem 
Maße als früher aufgehen ſoll, ſeine Rechte nur ſo⸗ 
weit ausüben, als er damit die Erreichung der 
Ziele, die der Staat als für ſich berechtigt aner⸗ 
kennt — das ſind zu einem ſehr großen Teil wirt⸗ 
ſchaftliche Ziele —, nicht ſtört. Das Eigentumsrecht 
am Boden insbeſondere darf nicht ſo ausgeübt werden, 
daß der Vorteil der einzelnen durch Nachteile der 
Wenn alle 
Glieder des Staates als einzelne und als Geſamtheit 
das Höchſte leiſten ſollen, ſo kommt der Zuwachs⸗ 
wert dem einzelnen nur ſoweit zu, als ſeine Teil⸗ 
leiſtung für die Geſamtheit dadurch ſteigt. Bremſt 
aber die Ausübung des Rechtes eines einzelnen die 
Erreichung der Ziele des Volkes, ſo widerſpräche 
das dem Sinn des Zuſammenlebens in einem Volk. 
Es kann damit alſo nicht Inhalt eines Rechtes ſein. 
Darum iſt die grundſätzliche Zweckzuweiſung des 
Bodens notwendig, wenn überhaupt die höchſte 
Leiſtung des Bodens erreicht werden ſoll. Das „Soll“ 
trifft für ein ſo übervölkertes Land wie Deutſchland 
ſicher zu. (Ob, wo und in welchem Umfang auch 
das ältere Recht die Zweckgebundenheit des Bodens 
kannte, ſteht hier nicht in Frage. Eine Berufung 
auf altes deutſches Recht iſt ſachlich belanglos; es 
bedarf ihrer nicht.) 

Bildet man den Gedanken des Zweckeigentums 
aus, löſen ſich zahlloſe in den Enteignungsgeſetzen 
behandelte Fragen, von denen nur einige angedeutet 
werden ſollen. 

Hat der Eigentümer eines Grundſtückes es nur 


zu einem beſtimmten, umſchriebenen Zweck, ſo muß 


ein anderer es für einen anderen in Anſpruch nehmen 
können. Dieſer andere Zweck kann nur ein wichtigerer, 
oder, wenn wir den Begriff der Gleichwichtigkeit 
auch hier gelten laſſen, ein Zweck ſein, der 
die Leiſtung des Grundſtücks in der Volkswirt⸗ 
ſchaft ſteigert. Inhaber dieſes Rechts kann aus 
Gründen, die der Erörterung nicht bedürfen, nur 
der Staat in irgendeiner ſeiner Erſcheinungsformen 
ſein. Als ſolche ſind zunächſt die öffentlichrechtlichen 
Körper unſeres Rechts zu verſtehen. Das ſchließt 
nicht aus, daß auch neue Glieder herausgebildet 
werden, denen ſolche Rechte übertragen werden 
können. 

Die Anzahl der Zwecke im Geſetz, bisher ſechs, 
muß beſchränkt ſein, ſodaß große Zweckgruppen 
entſtehen. 

Legt alſo z. B. ein Bauer einen Acker zu Weide 
um, ſo ändert er den Sonderzweck, er bleibt 
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des Geſetzes. 
Bodens, ſo iſt das ſein Vorteil. 


Steigt dadurch die Leiſtung des 
Auch hier wird 


der Boden zwar einem anderen Zweck gewidmet, 


jedoch innerhalb des wirtſchaftlichen Zweckes des 
privaten Betriebes und ohne übergang in eine 
andere Zweckgruppe. Solche Umwidmung — wenn 
ſie wirtſchaftlich richtig iſt —, ſetzt zwar auch eine 
Umbildung der Geſamtwirtſchaft des Volks voraus, 
iſt alſo nicht Verdienſt des einzelnen allein. Ihren 
Anteil an der Leiſtungsſteigerung erhält die Ge⸗ 
ſamtheit in den höheren Steuern, der Hauptvorteil 
bleibt dem einzelnen Betriebe, der zur Erzielung 
der höheren Leiſtung Aufwendungen und Wagnis 
übernehmen muß, der ſeine volle Kraft aufwendet. 
Wird aber der landwirtſchaftliche Boden Bauland, 
nach Zweckgruppe III, ſo muß der Staat den Boden 
zu dem Wert enteignen können, der der Leiſtung nach 
Gruppe I entſpricht. Denn die Umwidmung des 
Bodens erfordert hier die Zuweiſung an eine 
andere der im Geſetz vorgeſehenen (ſechs) Zweck⸗ 
gruppen. 
ſchaft die weitaus überwiegende Veranlaſſung. Je 
dringlicher die Umwidmung iſt, um ſo höher kann 
bei heutigem Recht der Preis werden, den der 
Eigentümer dafür verlangt, daß der Boden einem 
Zweck, der höhere Leiſtung ermöglicht, gewidmet 
wird. Der Bauer, deſſen Acker oder Hof bebaut 
wird und der einen ebenſo guten, d. h. das Gleiche 
leiſtenden dafür erhält, hat keinen Schaden, alſo 
auch kein Recht auf Entſchädigung. Wird der Reſt 
des Beſitzes unwirtſchaftlich, ſo entſteht da ein 
Schaden, der erſetzt werden muß, z. B. durch Erſatz⸗ 
land. Das ſind techniſche, nicht grundſätzliche Fragen. 
Will er aber Bauunternehmer werden und den 
Acker bebauen, ſo kann er gegen Abtretung des 
Mehrwertes aus dem Zweckwandel an den Staat 
das tun, aber das iſt dann eine rein techniſche 
Maßnahme, die grundſätzlich ohne Belang iſt. 
(Wird ungeſchickt gewirtſchaftet, iſt alſo die Leiſtung 
gering, ſo kann der Staat den Boden entſprechend 
der Leiſtung, alſo billig, enteignen, ihn verbeſſern 
und zu höherem Preis für einen anderen Zweck, 


z. B. intenſiv auch innerhalb der alten Zweckgruppe, 


neu widmen. Dieſer Ausbau des Zweckeigentums 


iſt eine logiſche Folge mit vielen Folgerungen 
Aufſchließungskoſten und einer Verwaltungsgebühr 


zweiten Grades, ſteht aber nicht zur Sprache.) 
Die Geſamtheit aller aus der Durchbildung des 

Zweckeigentums ſich ergebenden Rechte macht den 

Staat zum „Obereigentümer“ des Bodens. Die 


Entſchädigungspflicht verhindert den Mißbrauch des 


Obereigentumsrechtes, die Beſchränkung der Ent⸗ 
ſchädigung auf den ſich aus der Leiſtung ergebenden 
Wert nötigt den Eigentümer, höchſte Leiſtung zu 
erzielen, die Beſchlagnahme des Zuwachswertes aus 
der Widmung für einen neuen Zweck hindert wohl 
willkürliche Umwidmung, aber nicht die be: 
gründete. 

Unter ſolchem Bodenrecht würde die Stadter⸗ 
weiterung wieder im Sinne der älteren (bis rund 
1800) Angliederung neuer Stadtteile erfolgen, 


Hier iſt eine Umbildung der Volkswirt⸗ 


nicht im Sinne der uns bekannten, die zur Zer⸗ 
ſplitterung der Städte geführt und gewaltige Fehl⸗ 
widmungen an Baulandaufſchließung ergeben hat. 

Der mehrfach benutzte Ausdruck „Wert“ des 
Bodens iſt ein Kreuz für alle Geſetzgeber und 
wohl noch mehr die Benutzer der Geſetze. Die 
Geſetzbücher einſchließlich der Steuergeſetze kennen 
etwa zehn verſchiedene „Werte“. 

Der Wert eines Gutes, der „wirtſchaftliche Wert“, 
hängt ganz allein von ſeiner Leiſtung ab (oder: iſt 
eine Funktion der Leiſtung im mathematiſchen 
Sinne. Die Leiſtung des Gutes iſt ſeine Funktion 
im phyſiologiſchen Sinne. Der Klarheit wegen 
wird die Bezeichnung Funktion vermieden.) 

Die Leiſtung eines Gutes, hier einer Sache, das 
heißt des Grundſtückes mit allen ihm anhaftenden 
Sachen wie Rechten und Laſten, auch dem Recht 
des Eigentümers, über das Grundſtück zu verfügen, 
es alſo auch ſchlecht zu benutzen, iſt alſo durchaus 
nicht eine von dem Grundſtück allein abhängende 
Größe. Wenn dennoch der Wert allein von der 
Leiſtung abhängen ſoll, geſchieht das, damit ein 
Anreiz zur Steigerung der Leiſtung entſteht. Sinkt 
ſie, droht Enteignung. Der Obereigentümer wird 
alſo fein Recht mit Verſtand und Billigkeit aus⸗ 
üben müſſen, nicht etwa einzelne Fehler oder Fehl⸗ 
ſchläge mit Enteignung ahnden dürfen. Ein denk⸗ 
barer Mißbrauch ſolchen Bodenrechts macht den 
Gedanken nicht wertlos, nötigt allerdings zu Siche⸗ 
rungen, die bei der Neuheit des Vorſchlages nicht 
aus dem Stehgreif darzuſtellen ſein mögen. 

Hätten wir die Leiſtung als Grundlage des 
Wertes einer Sache anerkannt (die Notverordnung 
vom 6. Juni 1931 tut es), ſo vereinfacht ſich jede 
Entſchädigung für enteignete oder in der Benutzung 
beſchränkte Grundſtücke. Die Baubeſchränkung z. B. 
mindert nicht die tatſächliche Leiſtung künftigen Bau⸗ 
bodens, der noch als Garten oder Acker dient. 
Allerdings entgeht der erhoffte Gewinn aus dem 
Zweckwandel. Damit entfällt der Anreiz zur Boden⸗ 
aufſchließung für den Staatsbürger, keineswegs für 
den Staat (oder die Gemeinde!). Wohl aber hat 
der Staat nun die Aufgabe, um der Niedrighaltung 
der Lebenshaltungskoſten willen, den Bauboden ſo 
billig wie möglich — nach Zuſchlag der tatſächlichen 


zu dem Wert auf Grund des alten Zwecks zu ver⸗ 
äußern. 

Der Geſetzgeber würde eine große Reihe von 
Geſetzen ändern müſſen, wenn ein Bodenrecht wie 
das dargeſtellte eingeführt würde. Die wichtigſten 
Anderungen (von übergangsbeſtimmungen abgeſehen) 
find folgende: 


RB. Art. 153, 1. Neufaſſung des zweiten Satzes: 


„Das Eigentum am Boden iſt auf den Um⸗ 
fang beſchränkt, der ſich aus dem ihm geſetzlich 
zugewieſenen Zweck ergibt. Das Obereigentum 
am geſamten Boden hat das Deutſche Reich. Bis 
zur Zuweiſung jedes Bodenſtücks an einen Zweck 
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gilt es als dem Eigentümer für den Zweck ver- | 
liehen, dem es bis zur Zweckzuweiſung diente. 


RB. Art. 153, 2. Zuſatz: „Angenommen iſt eine Ent⸗ 


ſchädigung, die ſich unter Berückſichtigung des 


üblichen Zinsfußes aus der bisherigen Nutzung 


des Grundſtückes ergibt.“ 


RB. Art. 155, 3. Neufaſſung. 


Grundbeſitzers iſt es, die volkswirtſchaftlich 
höchſte Geo des Bodens zu bewirken. Das 
Reich widmet durch Geſetz den Boden einem 
Zweck. Im Falle der Umwidmung hat der 
Eigentümer Anſpruch auf Neuverleihung gegen 
Vergütung des Wertzuwachſes aus dem Zweck⸗ 
wandel oder auf eine Entſchädigung unter 
Berückſichtigung der von dem Grundſtück er 
zielten Leiſtung bei Verzicht auf Neuverleihung. 


BGB. $ 903. Zuſatz: „Am deutſchen Boden hat das 


Deutſche Reich das Obereigentum. Deutſchen 


Staatsbürgern und juriſtiſchenPerſonen deutſchen 


kann das 
1 an einem Grundſtück verliehen werden 
(Zweckeigentum). Andern Perſonen kann das 
Recht zur Annahme einer Bodenverleihung ver⸗ 
liehen werden, wenn in ihrem Heimatlande 
deutſche Staatsbürger in der Erwerbung von 
Grundeigentum gegenüber Staatsangehörigen 


nicht benachteiligt ſind.“ 
BGB. § 905. Zuſatz nach 


Zweck erlaubt, dem das Grundſtück geſetzlich ges 
widmet iſt.“ 


Schlußſatz: „Der Eigentümer kann Einwirkungen 
nicht verbieten, die ihn an der Erreichung 


der Ziele nicht hindern, denen das Grundſtück 


geſetzlich gewidmet iſt oder wird.“ 


Entwurf zu einem Landesplanungsgeſetz. 


„Die Nutzung des Bodens wird in der Ab⸗ 
ſicht einer Höchſtleiſtung des geſamten deutſchen 
Bodens durch Zuweiſung an einen Zweck vor⸗ 
bereitet und geſichert. Die Zwecke ſind in die 


§ 1. 


in § 2 aufgeführten 6 Zweckgruppen aufgeteilt. 


— Die Zuweiſung eines Grundſtücks an eine 
der 6 Zweckgruppen erfolgt nach Bedarf durch 
förmliches Verfahren. Bis zu ſeiner Einleitung 
bezeichnet die letzte, mindeſtens 5 Jahre dauernde 
Benutzung den Zweck. ing er 
folgt in Wirtſchafts⸗ und Bebauungsplätzen. 
„Die Umwidmung eines Grundſtücks kann auf 
den Antrag des Eigentümers, der Gemeinde, 
in dem das Grundſtück liegt oder eines Beauf⸗ 
tragten des Reichswirtſchaftsminiſters erfolgen. 
Sie muß erfolgen, wenn ein Antragsberechtigter 
glaubhaft macht, daß durch die Umwidmung 


8 2. 


„Die Pflicht des 


auf einen Zweck beſchränkte 


Satz 1: „Es kann nur 
in dem Umfange ausgeübt werden, wie es der 


Die Zweckzuweiſung er: 


ein höherer Grad an Leiſtung des Bodens er⸗ 
reicht wird. Der Eigentümer kann durch einen 
Einſpruch die Umwidmung abwenden. Der 
Einſpruch wird unwirkſam, wenn der Antrag⸗ 
ſteller die Verleihung des Grundſtücks an einen 
Eigentümer betreibt, der den bisherigen Eigen⸗ 
tümer entſprechend der von ihm erzielten Leiſtung 
des Grundſtücks ſchadlos hält und der dem Ober⸗ 
eigentümer den Mehrwert bezahlt, der ſich aus 
dem Zweckwandel ergibt. Dieſer Mehrwert muß 
mindeſtens / der Summe ausmachen, die der 
Vorbeliehene als Entſchädigung erhält.“ 


Der Einfachheit wegen wäre zunächſt der Ober⸗ 
eigentümer, der Staat, im Umfang ſeiner Rechte 
zu beſtimmen. Er würde den Boden zu einem Zweck 
verleihen, ihn bei Mißbrauch (z. B. wirtſchaftlich 
unvollkommenem Gebrauch) zurückzunehmen und neu 
verleihen. Da der Eigentümer Anſpruch auf den 
Wert entſprechend der Leiſtung bei ſeiner Benutzung 
hat, muß der Mißbrauch ſtark ſein. Der Mißbrauch 
kann aber auch in einer vielleicht privatwirtſchaftlich 
fruchtbaren Benutzung beſtehen (z. B. die indiſchen 
Opiumfelder, bei uns die vielfach polizeilich ver⸗ 
botenen Berberitzenpflanzuugen in der Nähe von 
Getreidefeldern). Entſcheidend iſt die volkswirtſchaft⸗ 
lich richtige Benutzung. 


Nehmen die Steuergeſetze den Begriff des Wertes 
nach der Leiſtung auf, ſo werden heute nichtleiſtende 
Bauten, z. B. Luxuswohnungen, niedrig beſteuert 
und können techniſch noch etwas leiſten, während 
ſie heute wegen der Steuer nach einem „Wert“, 
der zu den Koſten in Beziehung ſteht, leerſtehen. 

Sinkt die Leiſtung eines einzelnen Grundſtücks 
auf längere Zeit erheblich, ſo erweiſt ſich das in der 
Steuer. Es iſt dann der Zeitpunkt zur Prüfung, ob die 
Enteignung eine höhere Leiſtung ergibt. Sinkt 
A B. aus Gründen der Marktverſchiebung die land⸗ 
wirtſchaftliche Leiſtung des Landes oder eines Landes⸗ 
teils, ſo iſt das das Zeichen, daß grundlegende Ein- 
griffe des Staates notwendig ſind, da die Enteignung 
— an ſich möglich — wegen Fehlens neuer Eigen⸗ 
tümer und der Ausſicht auf höhere Leiſtung ſinnlos 
wäre. 


d Ergibt ſich aber, daß innerhalb einer Zweckgruppe 

eine andere Wirtſchaftsform z. B. Bauernwirtſchaft 
ſtatt Gutswirtſchaft volkswirtſchaftlich eine höhere 
Leiſtung verſpricht, ſo ſind die Mittel der Enteig⸗ 
nung wie der Neuverleihung ebenſo gegeben wie 
der Anreiz des Eigentümers, von ſich aus dieſe Um⸗ 
bildung vorzunehmen. Das muß ihm freiſtehen und 
wird es, ſogar mit (Kredit) Hilfe, bei verſtändiger 
Handhabung. 


Die Reihe der Folgerungen auf verſchiedenen 
Stufen läßt ſich beliebig fortſetzen. 


Hier ſollten nur die Grundgedanken aufgezeigt 
werden. 
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Die Induſtriearmut des deutſchen Oſtens und ihre Folgen 
für die Siedlung 


von Oberpräſident a. D. v. Batocki. 


Oſtpreußen, die Grenzmark, Pommern, Mecklen⸗ der Entwicklung von Induſtriebetrieben unter den 


burg, Teile von Brandenburg und Schleſien leiden 


wirtſchaftlich und bevölkerungspolitiſch ſchwer unter 


der einſeitig agrariſchen Struktur der Wirtſchaft. 
Dem Bauern und Siedler im Oſten fehlt für Ge⸗ 
müſe und Obſt, Eier, Geflügel, Schweine, Milch und 
Milchprodukte der nahe kaufkräftige Abſatzmarkt, 


welcher ſeinem Berufsgenoſſen im Weſten und der 


Mitte des Reiches auch in Kriſenzeiten das Beſtehen 


ermöglicht. Auch die Abſatzmöglichkeit für den Land⸗ 
handwerker, den Erwerbsgärtner, den Hühnerfarmer 
iſt im dünn bevölkerten Oſten eng begrenzt. 
Aufteilung von Großbetrieben zu Siedlerdörfern kann 
die Erwerbsgelegenheit in der Landwirtſchaft um 
einiges, wenn auch nicht um ſo viel wie man oft 
annimmt, vermehren und dadurch auch einer kleinen 
Anzahl von kleinſtädtiſchen oder ländlichen Gewerbe⸗ 
treibenden zuſätzliche Erwerbsmöglichkeit geben. Der 
Nachwuchs der Bevölkerung findet in den Agrar⸗ 
bezirken nur zum Teil Erwerbsmöglichkeit; das gilt 
mit gewiſſen Abſtufungen für den bäuerlichen Kreis 
ebenſo wie für den mit zahlreichen Großbetrieben. 
Bis vor Kurzem wanderte der Bevölkerungszuwachs 
in die Induſtriebezirke ab, heute wo es dort keine 
Arbeit mehr gibt, bleibt er in der Heimat und ver⸗ 
mehrt hier die Zahl der Arbeitsloſen, die es heute 
in faſt jedem Dorf der Oſtmark gibt. Sobald es 
in den Induſtriebezirken wieder Arbeit geben wird, 
wird die Abwanderung dorthin wieder einſetzen. 

Das alles könnte erſt anders werden, 
wenn es gelänge, 
induſtrielle Erwerbsgelegenheit zu ſchaffen. 

Als Grund, warum dieſe heute fehlen, wird viel⸗ 
fach das Fehlen von Bodenſchätzen: Kohle und Erze 
im Oſten Deutſchlands, angeführt. 

Die Ermittlung von Bodenſchätzen in Oſtpreußen 
hat als Erſter m. W. der verſtorbene Parlamentarier 
Graf Mirbach-Sorquitten durch Tiefbohrungen 
gefordert. Einige daraufhin vorgenommene Bohrungen 
haben nichts Abbauwürdiges ergeben. Die im 
letzten Jahrzehnt erfolgte geologiſche Aufnahme 
großer Teile Oſtpreußens beſchränkte ſich auf Flach⸗ 
bohrungen. Die Firma Schichau hat Braunkohlen⸗ 


vorkommen im Regierungsbezirk Königsberg erbohrt 


die aber angeblich mit auswärtigen Tagebauten 
nicht wettbewerbsfähig ſind. Sonſt liegen nur 
Brunnenprofile bis zu einigen Hundert Metern 
ohne wirtſchaftliche Bedeutung vor. Wenn man, 
wie behauptet wird, wirklich mit der Wünſchelrute, 
ſogar vom fahrenden Zuge aus, Vorkommen von 
Steinkohle, Braunkohle ꝛc. mit ganz geringen Koſten 
ermitteln kann, ſollte dieſer Weg für Oſtpreußen 
unbedingt beſchritten werden. 

Im übrigen wird die Bedeutung der Bodenſchätze 
und überhaupt der Ortslage für die Möglichkeit 


im Oſten umfaſſendere 


Die 


heutigen Verkehrsverhältniſſen und techniſchen 
Möglichkeiten ſtark überſchätzt. Ortsgebunden 
iſt höchſtens die Schwerinduſtrie, obwohl die 
ſchwediſchen Erze dem Pregel viel näher liegen 
als der Ruhr und obwohl engliſche Kohlen für 
einen Zuſatzbedarf wahrſcheinlich überaus billig an 
einen Hochofen bei Pillau geſchafft werden könnten, 
deſſen Koks⸗ und Teerertrag ja auch heute mit großen 
Frachtkoſten nach Oſtpreußen geſchafft werden muß. 

Bei faſt der ganzen Fertiginduſtrie liegt 
Bindung an Rohſtoffvorkommen, zumal nach Durch⸗ 
führung der Elektrifizierung, kaum mehr vor. Ihr 
Kraftbedarf iſt überwiegend ſo gering, daß der 
Kohlenpreisunterſchied bei den Erzeugungskoſten 
kaum eine Rolle ſpielt. Die überſeeiſchen Rohſtoffe 
können billiger nach Pillau wie z. B. nach Sachſen 
geſchafft werden. Für die den oſtpreußiſchen Bedarf, 
der immerhin erheblich iſt, überſteigende oſtpreußiſche 
Produktion liegt Rußland mit den Nandſtaaten 
frachtgünſtig. 

Daß die auf niedrige Arbeitslöhne baſierten In⸗ 
duſtrien (Tabak, Spielwaren, viele Textilgruppen) 
ſich in gewiſſen beſonders verkehrsungünſtig ge⸗ 
legenen Gegenden ſtark entwickelt haben, liegt aus⸗ 
ſchließlich an dem Vorhandenſein einer dichten Be⸗ 
völkerung von Kleinbauern und deren landloſem 
Nachwuchs, die ſich aus der Scholle nur teilweiſe 
ernähren und andererſeits mit einem niedrigen Zu⸗ 
ſchuß aus Induſtriearbeit beſtehen können. Be⸗ 
völkerungen mit Einſchlag ſlaviſchen Blutes (Ober⸗ 
ſachſen, Thüringen, Schleſien) ſind wegen Bedürfnis⸗ 
loſigkeit, Kinderreichtum und manueller Geſchicklich⸗ 
keit für ſolche Induſtrien beſonders geeignet. Alle 
dieſe Vorausſetzungen ſind aber auch in großen 
Teilen Oſtpreußens gegeben. Es iſt alſo nur 
ein unglücklicher Zufall oder eine auf falſcher Ein⸗ 
ſtellung begründete Unterlaſſung der verantwort⸗ 
lichen Stellen, daß nicht ein Teil der in Sachſen, 
Thüringen, Schleſien, auch Groß-Berlin vorhandenen 
Induſtrietätigkeit in Maſuren oder den Kleinbauern⸗ 
bezirken im Oſten der Provinz betrieben wird. 
Entſcheidend war dabei wohl die induſtriefeindliche 
Einſtellung der oſtdeutſchen Landwirte, die fürchteten, 
Arbeiter an die örtliche Induſtrie zu verlieren 
und dafür die Arbeiter in die auswärtigen In⸗ 
duſtriebezirke abgaben. Auch eine mißverſtandene 
Romantik ſprach dabei mit. Noch kürzlich er⸗ 
widerte mir bei einer Beratung der Frage in einer 
größeren Verſammlung ein hoher Verwaltungs⸗ 
beamter, es ſcheine ihm unerträglich, das Idyll 
der oſtpreußiſchen Landſchaft durch Fabrikſchornſteine 
zu verunſtalten. Er wollte offenbar lieber Oſt⸗ 
preußen als Naturſchutzpark mit wenigen dürftig 
lebenden, ſchlichten Landleuten ſehen, als daß eine 
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für beſondere Erzeugniſſe vor allem des örtlichen 
Bedarfes in Frage. Der ſich in dieſer Richtung 
bewegende Gedanke der Wirtſchaftsſiedlung 
verdient deshalb beſondere Beachtung. 


Je enger bei uns von der Seite der örtlichen 
Kaufkraft und der rentabeln Abſatzmöglichkeit her 
für die nicht rein landwirtſchaftliche Siedlung leider 
die Grenzen gezogen ſind, deſto ſorgſamer müſſen 
bei der Planung die wirtſchaftlichen Möglichkeiten 
geprüft werden. Leichtfertiger Optimismus kann 
dabei zum Verbrechen an den Siedlern oder an der 
ſchon anſäßigen Bevölkerung werden. Man mag in 
der Kleinſtadt wohnende Handwerker in das Dorf 
umſiedeln man mag, ſo weit durch Aufteilung von 
Gütern Bevölkerungszahl und Abſatzmöglichkeit 
wirklich ſteigen, den einen oder den anderen Hand⸗ 
werker, Krämer uſw. neu anſetzen können, ohne 
damit ſchon beſtehende Betriebe zu vernichten. Man 
mag auch die Zahl der Gärtnereien in ſoweit 
vermehren, als ſie für den örtlichen Markt Ware 
erzeugen, die bisher von auswärts hereinkam oder 
für welche durch Veränderung der Eßgewohnheiten 
der örtliche Bedarf ſteigt. Gefährlicher ſchon iſt die 
Förderung von Spezialbetrieben: Gärtnereien, 
Hühnerfarm u. ähnl., inſoweit ſie mangels örtlichen 
Abſatzes auf die Ausfuhr nach anderen Teilen des 
Reiches angewieſen ſind. Denn gerade bei dieſen 
Erzeugniſſen iſt die Standortfrage von der Ab- 
ſatzſeite her beſonders bedeutſam. 


Andere gewerbliche Erwerbezweige wie Weben, 
Holzarbeiten u. ähnl. werden auf dem Lande über⸗ 
wiegend als Nebenerwerb für den Winter oder für 
in der Landwirtſchaft nicht leiſtungsfähige Familien⸗ 
mitglieder in Frage kommen. Selbſtverſtändlich ſteht 
nichts der Verlegung ſonſtiger Gewerbszweige in das 
Siedlerdorf entgegen, wenn man dafür einen gleich⸗ 
artigen Betrieb in der Stadt aus Abſatzmangel 
zum Eingehen bringen will. 

Sorgſamſte planmäßige Behandlung aller dieſer 
Dinge iſt im Oſten Deutſchlands beſonders geboten. 
Auch negativ ſich auswirkende Planung, die dabei 
leider unter den heutigen Verhältniſſen unvermeid⸗ 
lich iſt, kann Segen bringen, indem ſie Mißgriffe 
verhütet, ſo lange bis einſt geſundere Verhältniſſe 
in der deutſchen Geſamtwirtſchaft die poſitive Arbeit 
einer planmäßigen Erweiterung der Erwerbs⸗ 
gelegenheit nicht landwirtſchaftlicher Art im deutſchen 
Oſten und damit die Nachholung des in der wohl⸗ 
habenden Vorkriegszeit Verſäumten ermöglichen. 


Agrarpolitiſche Vorausſetzungen der Siedlung in Oftpreußen 


von Miniſterialdirektor a. D. Univerſitätsprofeſſor Dr. O. Schneider in Königsberg Pr. 
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Der erſte Teil des Aufſatzes iſt in Heft 6 Seite 2137. 
veröffentlicht. 


genügend wirtſchaftlich ausgerichtet iſt. Aus der 
Auffaſſung heraus, daß das große nationale Werk 
der oſtpreußiſchen Siedlung, wie jede koloniſatoriſche 
Großtat, nicht lediglich nach wirtſchaftlichen Erwä⸗ 
gungen und nicht ohne finanzielle Förderung des 
Staates durchgeführt werden kann, hat man ſich in 


251 


allen Grundfragen nicht rein wirtſchaftlich einge⸗ 


ſtellt und deshalb vieles getan, was auch nach— 


träglich nicht wirtſchaftlich werden kann. Was auf 


dem Gebiete des Siedlungsweſens in den letzten 


Jahren geſchafft worden iſt, paßt nicht alles in die 


oſtpreußiſche Welt mit ihren kärglichen Grundlagen 
der Produktion und den bedürfnisloſer lebenden 


Menſchen. Die oſtpreußiſche Siedlung wirtſchaftlich 


geſtalten, heißt aber vor allem, ſie der von der 
Natur gegebenen Grundlage und der wirtſchaftlichen 
Umgebung anpaſſen, oder beſſer, ſie aus ihr heraus⸗ 
wachſen laſſen. Die heutige Siedlung iſt zu 


gegebenen natürlichen und wirtſchaftlichen Voraus⸗ 
ſetzungen abhängig. Aber auch der oſtpreußiſche 
landwirtſchaftliche Siedlerbetrieb muß marktwirt⸗ 
ſchaftlich ausgerichtet ſein, der Siedler marktwirt⸗ 
wirtſchaftlich denken, wenn das wirtſchaftliche Er⸗ 
gebnis desſelben eine Rente ſein ſoll. Nur der rationell 
für den Markt wirtſchaftende Siedlerbetrieb kann 
auf die Dauer lebensfähig und exiſtenzſicher werden; 
das bedeutet aber, daß er nur das produzieren darf, 


was er mit wirtſchaftlichem Vorteil auf dem Markt — da 


wenig der ungünſtigen Produktions- und Abſatzlage 


angepaßt. 
günſtige Böden erhalten, die im Preiſe unverhältnis⸗ 
mäßig — auch im Verhältnis zu den guten Böden 
Oſtpreußens — überhöht ſind. Es iſt vorwiegend 
in Formen geſiedelt worden, die nur zum Koſten⸗ 
preis einer Treibhauskultur entſtehen konnten. In 
der Zuteilung der Böden — Ackerboden, Wieſe, 
Weide — erfolgte häufig nicht die richtige Aus⸗ 
balancierung im Verhältnis zur Betriebsgröße, was 
von vornherein in den Siedlerbetrieb das Moment 
der Unwirtſchaftlichkeit hineintrug. Bei den hohen 
Bodenpreiſen Oſtpreußens iſt aber für die Renta⸗ 
bilität des Siedlerbetriebes eine richtige Ausbalan⸗ 


derung im Verhältnis der verſchiedenen Kulturarten 


von entſcheidender Bedeutung, um ſo mehr als bei 
der Aufteilung der Güter häufig nicht genügend 
Spielraum für eine zweckmäßige Arrondierung des 
Siedlerbetriebes gelaſſen worden iſt. 
nachteilig iſt heute allgemein die Überlajtung des 


Siedlerbetriebes mit Kapitalkoſten für die Wohn⸗ 


und Wirtſchaftsbauten erkannt. Hier kommt es 


allerdings auf Löſungen der Bauweiſe an, die nicht 


nur billiger, ſondern wirtſchaftlich auch zweckmäßiger 


Als beſonders 


Der Siedlerbetrieb hat vorwiegend un- 


ſind. Ferner kommt neben den Produktionsfaktoren 


ein anderer wirtſchaftlicher Faktor zur Geltung, der 


ſcheidender Bedeutung iſt, ich möchte ihn den markt⸗ 
wirtſchaftlichen nennen. So notwendig es iſt, auch 
die Produktionsfaktoren des Siedlerbetriebes wirt⸗ 
ſchaftlicher zu geſtalten, ſo hängen doch Produktivität 
und Rentabilität deſſelben am ſtärkſten davon ab, 
ob der Siedlerbetrieb in allen ſeinen Teilen auch 
marktwirtſchaftlich ausgerichtet iſt. 

Damit ſind wir beim Kernproblem, mit dem ſich 
dieſer Aufſatz beſchäftigt. Um von vornherein Miß⸗ 


verſtändniſſe auszuſchließen, möchte ich unterſtreichen, 


daß marktwirtſchaftlich nicht etwa dasſelbe bedeutet 
wie kapitaliſtiſch. Mir iſt es zweifelhaft, ob man beim 
Bauernbetriebe, auch wenn er im Induſtriegebiet 
liegt, überhaupt von einem kapitaliſtiſchen Betrieb 
ſprechen kann, ob der Bauer hier alſo die typiſchen 
Funktionen des Unternehmers übernimmt. Ganz be⸗ 
ſtimmt kann man das nicht vom oſtdeutſchen Bauern⸗ 
betriebe, insbeſondere dem oſtpreußiſchen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Siedlungsbetriebe behaupten. Hier ſind 
Betrieb und Perſon des Bauern bzw. Siedlers eine 


Einheit, und mehr als anderswo ſind beide von den 


Oſtpreußen ein überſchußgebiet iſt —, auf dem deutſchen 
Großmarkt abſetzen kann, daß ſich ſeine Produktion 
dem Bedarf auf dem Markt den Veränderungen 
in der Zuſammenſetzung desſelben und den Preiſen 
ſtändig anpaßt. Damit tritt als erſte Frage in den 
Vordergrund der Betrachtung: 


Produktionsrichtung und Produktions⸗ 
bewegung des oſtpreußiſchen Siedlerbetriebes. 


Für die zweckmäßigſte Produktionsrichtung bilden 
die gegebenen natürlichen und wirtſchaftlichen Pro⸗ 
duktionsbedingungen das grundlegende Fundament. 
Die Anderungen in der Produktionsrichtung, jo ſtark 
ſie auch von den natürlichen und wirtſchaftlichen 
Produktionsfaktoren beeinflußt ſein können, hängen 
entſcheidend von den Preisbewegungen und Ver: 
änderungen in den Preisrelationen der verſchiedenen 


Ackerbau⸗, Vieh⸗ und Veredlungsprodukte auf dem 


Markt ab. Wohl nirgends in Deutſchland zeigt 
ſich das ſo ſtark wie in Oſtpreußen, wo die Pro⸗ 
duktionsrichtung in ſtärkſtem Maße von den natür⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Produktionsbedingungen 
— Klima, Boden, Vegetationszeit, Betriebsſyſtem, 
Arbeitsverhältniſſe uſw. — abhängig iſt und die 
Anderungen in der Produktionsrichtung ſich infolge 
der beſonders gelagerten Verkehrs- und Abſatzver⸗ 
hältniſſe viel enger und raſcher den Preisbewegungen 


für die Rentabilität des Siedlerbetriebes von ent⸗ | n,, 


triebe rentabel bleiben wollen. Das gilt auch für 
die oſtpreußiſchen Siedlungsbetriebe, ſoweit es ſich 
um bäuerliche Betriebe handelt. Das gilt für die 
Siedlungsbetriebe Oſtpreußens ſogar in erhöhtem 
Maße, weil ihr nationalpolitiſcher Zweck ja der iſt, 
im Wege der Schaffung eines lebensfähigen und 
exiſtenzſicheren Bauerntums gegen das Vordringen 
ſlawiſchen Volkstums einen widerſtandsfähigen Wall 
zu bilden. 


Der oſtpreußiſche Landbau iſt, vorwiegend wegen 
der ungünſtigeren Witterungsverhältniſſe und der in 
der Grenzprovinz herrſchenden Kapitalknappheit und 
-verteuerung, — in ſtärkerem Maße als andere Ge⸗ 
biete in der Düngerwirtſchaft auf Stallmiſtdüngung 
angewieſen. Das war der Ausgangspunkt zu einer 
ſtarken Viehhaltung, insbeſondere Rindviehhaltung, 
die aus einer Reihe von betriebswirtſchaftlichen 
Gründen in den landwirtſchaftlichen Betrieben Oſt⸗ 
preußens eine entſcheidende Rolle ſpielt. Namentlich 
in Zeiten, wo die für Oſtpreußen in Betracht kom⸗ 
menden Ackerbauerzeugniſſe auf dem Markte eine 
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ünſtige Preisentwicklung durchmachten, trat regel- 
10 d eine Ausdehnung der Viehhaltung or | 
In dieſer Beziehung haben ſich aber die Se 
ſetzungen nach dem Kriege, beſonders ſeit den 5 
fünf Jahren, grundlegend geändert. Auf er Ge 
treidepreiſen liegt ſeitdem der erhöhte SE: 15 
überſeeiſchen und ruſſiſchen Konkurrenz un cd 
Relation zu den Preiſen der Vieh⸗ und 1 | 
edlungsproduktion hat ſich weſentlich N 
geſtaltet. Der kataſtrophale Preisſturz der | 
erzeugniſſe in den letzten Monaten ändert u | 
an der Tatſache dieſer Dee Sé 
vorwiegend iſt er auf den Rückgang des 5 ar 
konſums infolge verminderter Kaufkraft der SCH 
ferung, nicht aber auf erhöhten Drud des aus o 
diſchen Wettbewerbs zurückzuführen. N Damit er a 
ſich in Bezug auf die Produktionsrichtung SE ie | 
oſtpreußiſche Landwirtſchaft der Zwang, in ſtär 2 
Maße zur Veredlungswirtſchaft e u 
das erhöhte Marktriſiko beim Landbau ausg 1 
zu können. Verſtärkt wird dieſer Zwang durch 3 
ungünſtige Verkehrslage zum Markt, welche Ss 5 
folge Korridorziehung künſtlich überhöhten Trans⸗ | 
portkoſten für die Ackererzeugniſſe um ſo ſchwerer 
tragbar macht, je ſtärkerem Druck die Preiſe der⸗ 
ſelben ausgeſetzt find. Das Ausweichen über den 
Seeweg iſt, wie ſchon hervorgehoben wurde, nur 
für diejenige Ackerproduktion möglich, deren Standort 
günſtig zum Königsberger Hafen liegt. D 

So ergibt ſich bei der ſtarken wechſelſeitigen Ver⸗ 
bundenheit zwiſchen Bodenbenutzung und Viehhaltung, 
wie ſie ſich in Oſtpreußen im Laufe der letzten Jahr⸗ 
zehnte entwickelt hat, für die oſtpreußiſche Landwirt⸗ 
ſchaft ganz allgemein die Notwendigkeit, die Vieh⸗ und | 
Veredlungswirtſchaft zu verſtärken, im Großbetrieb 
unter Bevorzugung der Aufzucht für den eigenen Be⸗ 
darf und zum Verkauf, im bäuerlichen Siedlerbetrieb 
unter Bevorzugung der Milchwirtſchaft ſowie der 
Fleiſcherzeugung im Nebenbetrieb ` ‚Daneben ſpielt 
in der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft für die Nutzvieh⸗ 
haltung das Schwein eine um ſo ausſchlaggebendere 
Rolle, um je kleinere Betriebe es ſich handelt. 
Pferde- und Schafzucht haben nur für den Groß⸗ 
betrieb eine Bedeutung. Hühnerzucht kann im Klein⸗ 
betrieb immer nur von ſekundärer Bedeutung ſein, 
weil bei zu großer 1 der Tierhaltung 

iſiko zu ſtark wächſt. ! 

RRE in ber Produktion hat ihren 
Ausdruck auch in dem Kulturartenverhältnis gefunden, 
eit 1913, insbeſondere ſeit 1925 ent⸗ 


ie es ſi e 
wicelt 5 WS: der Geſamtanbaufläche an Acker, 
Wieſe und Weide wurden benutzt: 8 

als Ackerland als Wieſe als Weide 
8 
1913 76,6 13,6 9, 
1935 74,4 13,3 12,3 
1930 73,3 12,9 13,8 


i ideflä türlich 
Die Ausdehnung der Weideflächen war na 

nur dort möglich, wo der Boden eine, hohe Futter⸗ 

wüchſichkeit hat. Sie bedeutet eine Arbeits⸗ und 


duktionsrichtung des oſtpreußiſchen 


Betriebe braucht, ſelbſt herſtellen. 


Kapitalerſparnis oder genauer geſagt, die Herſtellung 
eines günſtigeren Verhältniſſes des Rohertrages der 
Betriebe zum Arbeits- und Kapitalaufwand. Sie 
kam bei den verhältnismäßig überhöhten Boden⸗ 
preiſen in Oſtpreußen vorwiegend für den Groß⸗ 
betrieb in Betracht, aus marktwirtſchafſlichen Gründen 
in ſehr begrenztem Umfange auch für den oſtpreu⸗ 
ßiſchen Siedlerbetrieb. Damit ſind wir mitten in der 
Frageſtellung, die für die Geſtaltung der Produktions- 


richtung der oſtpreußiſchen Siedlung von ausſchlag⸗ 


gebender Bedeutung iſt. 
Wohl kein landwirtſchaftlicher Betrieb Deutſchlands 
hat eine jo ungünſtige Produktions- und Abſatzlage 


wie der oſtpreußiſche Siedlerbetrieb. Relativ über⸗ 


höhte Bodenpreiſe für meiſt ungünſtigſte Böden, 
geringſte Naturalerträge pro Hektar genutzter An⸗ 
baufläche infolge ungünſtiger klimatiſcher Verhält⸗ 
niſſe, höchſte Frachten zum Markt, Fehlen eines 
ſtützungsfähigen Genoſſenſchaftsweſens, Mangel jeder 
modernen Abſatzorganiſation uſw. bringen den oſt⸗ 
preußiſchen Siedlerbetrieb von vornherein in eine 
faſt hoffnungsloſe marktwirtſchaftliche Lage, die noch 


weſentlich ungünſtiger iſt, als die des oſtpreußiſchen 


Mittel⸗ und Großbetriebes. Für ihn iſt vorläufig 
nicht einmal die Frage der Geſtaltung der Pro⸗ 
duktionsrichtung klar und richtig gelöſt. Wo er 
in dem Glauben gelaſſen wird, daß er vorwiegend 
für die Selbſtverſorgung produzieren ſoll, iſt er über 
kurz oder lang der wirtſchaftlichen Verelendung ge⸗ 
weiht. Wo er bereits ſeine Produktion marktwirt⸗ 
ſchaftlich ausgerichtet hat, bleibt er ſtarr und unbe⸗ 
weglich in der Schablone der Produktionsrichtung, 
die ihm bei ſeiner Anſiedlung mit auf den Weg 
gegeben worden iſt. Es fehlt ihm jeder Zuſammen⸗ 
hang mit dem Markt, jede Schulung und Führung, 
die ihm die Möglichkeit gibt, ſelbſt innerhalb dieſer 
Schablonen ſich den Veränderungen des Marktes 
anzupaſſen. Eine ſo ſtarre Geſtaltung der Pro⸗ 
duktionsrichtung, ſelbſt wo ſie klar und richtig 
vorgeſchrieben iſt, ſchließt jede Produktionsbewegung 
aus. 

Nun kann man einwenden, das ſei bei der ſehr 
einfachen Geſtaltung der Produktionsrichtung, wie 
fie infolge der in Ostpreußen gegebenen natürlichen 
Verhältniſſe für den oſtpreußiſchen Siedlerbetrieb 
nur möglich iſt, graue Theorie. Gewiß, die Pro⸗ 
l i Siedlerbetriebes 
wird ſich immer ſehr einfach geſtalten: als „gemiſchter 
Betrieb“ muß er das Schwergewicht auf die Fleiſch⸗ 
und Veredlungsproduktion legen, und auf ſeinem 
Boden vor allem die Futtermittel, die er in ſeinem 
Vorläufig baut 
er aber außerdem in relativ großem Umfange Brot⸗ 
getreide an, daß er auf dem Markt abſetzen will. 
Das iſt, volkswirtſchaftlich betrachtet, unrationell, 
da hierbei ſich für den Siedlerbetrieb das Verhältnis 
von Rohertrag zu Produktions-, insbeſondere Arbeits⸗ 
koſten, weſentlich ungünſtiger geſtaltet als beim Groß⸗ 


betrieb und von vornherein die Ausſicht auf Rentabili⸗ 


tät erheblich vermindert wird. Das iſt ſo unbeſtritten, 
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daß es ſich erübrigt, den Nachweis dafür zu führen. 


Der Großbetrieb hat alle Vorteile fortgeſchrittener 


Ackerbautechnik für ſich und wirtſchaftet infolgedeſſen 
viel höhere Hektarerträge heraus als der Giedler- 
betrieb. Die Folge dieſer unrationellen Geſtaltung 
der Produktionsrichtung aber iſt, daß ſich der oft- 
preußiſche Siedler auf Koſten ſeiner Lebenshaltung 
mit einem viel geringeren Rohertrag und Reinertrag 
begnügen muß. In der letzten Konſequenz heißt 
das aber, daß eine ſolche Geſtaltung der Produktions⸗ 
richtung die Produktivität der oſtpreußiſchen Landwirt⸗ 
ſchaft vermindert, alſo entweder eine geringere Zahl 
von Menſchen beim gleichen Lebenshaltungsniveau 
oder die gleiche Zahl von Menſchen nur bei 
ſinkendem Lebenshaltungsniveau von der Landwirt⸗ 
ſchaft leben kann, was dem Grundziel der oſtpreu⸗ 
ßiſchen Siedlung widerſpricht. Weitere Beiſpiele 
ließen ſich anreihen, welche dasſelbe beweiſen. Daraus 
ergibt ſich für die weitere Geſtaltung der Produk⸗ 
tionsrichtung der oſtpreußiſchen Siedlung eine Folge⸗ 
rung von großer Tragweite: In Agrargebieten wie 
Oſtpreußen, wo infolge der natürlichen Voraus⸗ 
ſetzungen — Klima, Böden ujw. — im Landbau 
vorwiegend nur ſolche Erzeugniſſe in Betracht kommen, 
in denen der Großbetrieb bei Anwendung fortge⸗ 


ſchrittener Ackerbautechnik eine unbeſtrittene über- 
legenheit gegenüber dem bäuerlichen Betrieb beſitzt, 


iſt ein arbeitsteiliges Zuſammenwirken zwiſchen Groß⸗ 
und Bauernbetrieb notwendig, und zwar um ſo not⸗ 
wendiger, je ungünſtiger die Lage des Standorts 
der Produktion zum Abſatzmarkt iſt. In Oſtpreußen 
wird man ſich dieſer keineswegs neuen Folgerung 


nicht länger verſchließen dürfen, wenn man das oſt⸗ 


preußiſche Siedlungswerk erfolgreich fortführen will. 

Eine ſolche Arbeitsteilung zwiſchen Großbetrieb 
und Siedlerbetrieb, ſelbſtverſtändlich ganz abgeſehen 
von politiſchen Velleitäten, mag auf den erſten Blick 
ſchwer durchführbar erſcheinen. Wenn man aber davon 
ausgeht, daß auch der oſtpreußiſche Siedler ſich nicht 
auf Selbſtverſorgung beſchränken darf, ſondern markt⸗ 
wirtſchaftlich eingeſtellt ſein muß, alſo nur das produ⸗ 
zieren kann, was er mit wirtſchaftlichem Vorteil auf 
dem Markt auch abſetzen kann, dann ergibt es ſich 
von ſelbſt, wo die Grenzen dieſer Arbeitsteilung zu 
ziehen ſind. 

Der oſtpreußiſche Siedlerbetrieb wird — das 
findet im oſtpreußiſchen Menſchen ſeine Erklärung 
— zu allen Zeiten ſtärker als anderswo eine innere 


Einheit mit dem Siedler bilden; in ihm wird des⸗ 
halb auch immer die Selbſtverſorgung eine größere 
Bei dem geringeren Nahrungsſpiel⸗ 


Rolle ſpielen. 
raum, der dem oſtpreußiſchen Siedler von der Natur 


gewährt wird, wird er auch ſtärker beſtrebt ſein, 


ihn durch ſtärkeren Einſatz ſeiner Arbeitskraft zu er⸗ 
weitern. Vor allem werden die kärglichen natür⸗ 
lichen Vorausſetzungen für ſeine Arbeit, die un⸗ 
günſtige Produktions⸗ und Abſatzlage der oſtpreußi⸗ 
ſchen Landwirtſchaft, insbeſondere des bäuerlichen 
Betriebes ihn immer wieder ſich in Gedankengängen 
verlieren laſſen, die auf Selbſtgenügſamkeit im Wege 


der Selbſtverſorgung hinauslaufen. Um jo not⸗ 
wendiger iſt es deshalb aber, daß auch ihm im 


Igntereſſe der Sicherſtellung der Volksernährung und 


der Steigerung der Produktivität der geſamten Land⸗ 
wirtſchaft, insbeſondere der oſtpreußiſchen Landwirt- 
ſchaft, die Pflicht auferlegt wird, ſeine Produktion 
mit dem Blick auf den Abſatzmarkt auszurichten. 
Je mehr man ihm zugeſtehen muß, namentlich in 
der Aufbauperiode, das ſelbſt zu erzeugen, was er 
für ſich und ſeine Familie braucht, um ſo mehr wird 
man verlangen müſſen, daß er darüber hinaus in 
genauer Arbeitsteilung mit dem Großbetrieb nur 
diejenigen Erzeugniſſe herſtellt, welche er mit gleichem 
oder größerem wirtſchaftlichen Vorteil auf dem Markte 
abſetzen kann als der Großbetrieb. Der Brotgetreide⸗ 
bau, teilweiſe auch der Hackfruchtbau für den Markt 
ſcheiden damit von vornherein aus. Im weſentlichen hat 
er ſich alſo auf die Erzeugung des Rohſtoffs — 
der Futtermittel — für ſeine Vieh- und Veredlungs⸗ 
produktion zu beſchränken. Eine Streitfrage ſcheint 
es mir auch nicht zu ſein, in welchem Umfange er 
ſeine Ackerfläche als Sommerweide verwenden ſoll. 
Einmal iſt die Löſung dieſer Frage von der Zu⸗ 
ſammenſetzung und Beſchaffenheit der Böden ab— 
hängig; andererſeits wäre es verfehlt, bei den 
relativ hohen Bodenpreiſen wertvolle Böden in 
Weideland umzubrechen. Entſcheidend iſt aber auch 
hier der marktwirtſchaftliche Geſichtspunkt. Bei 
ſinkenden Preiſen der von ihm auf den Markt ge⸗ 
lieferten Erzeugniſſe ſteigt vergleichsweiſe der Koſten⸗ 
preis dieſer Erzeugniſſe und ſinkt der Reinertrag, 
bezw. der Anteil, den der Siedler und ſeine Familie 
für ihre Arbeit erhalten. Nur durch eine ent- 
ſprechende Senkung des Erzeugerpreiſes der Vieh⸗ 
und Veredlungsproduktion wird für ihn ein Aus⸗ 
gleich möglich ſein. Wenn das durch Ausdehnung 
der Weidefläche jeweils möglich iſt und der Siedler 
ſeine dadurch freiwerdende Arbeitskraft anders mit 
größerem wirtſchaftlichen Vorteil verwenden kann, 
dann wird er ſich für eine Ausdehnung der Weide⸗ 
fläche entſcheiden können, die aber in jedem Falle, 
da ſie als Nachteil extenſiver Bewirtſchaftung des 
Bodens die Verminderung des Nahrungsſpielraums 
zur Folge hat und bei den relativ überhöhten 
Bodenpreiſen in Oſtpreußen unrationeller als anders⸗ 
wo iſt, ſich in engen Grenzen zu halten hat. 

Das Schwergewicht in der Geſtaltung der Pro⸗ 
duktionsrichtung liegt danach in der Nutzviehhaltung 
und in der Veredlungsproduktion. Auf dieſen Gebieten 
liegt aber auch für den oſtpreußiſchen Siedlerbetrieb 
vorwiegend die Möglichkeit der Anderung der Produk⸗ 
tionsrichtung im Wege enger und raſcher Anpaſſung 
an den wechſelnden Marktbedarf und die wechſelnde 
Preisbewegung. Marktwirtſchaftlich ſich einſtellen, 
heißt deshalb keineswegs — wie ſchon betont wurde 
— lapitaliſtiſch wirtſchaften. Der Bauer bzw. Siedler 
wird niemals ſeiner und ſeiner Familie aufgewendete 
Arbeit in der Höhe entlohnen können, die dem Lohn⸗ 
raum der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft entſpricht. Markt⸗ 
wirtſchaftlich ſich einſtellen, heißt nichts anderes, als 
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genau verfolgen, wie auf dem Marft die Bedarfs⸗ 
mengen ſich verſchieben, wie ſich die Bedarfsrichtung 
ändert, wie die Preiſe für die einzelnen Erzeugniſſe 
auf und niederſchwingen und dementſprechend io 
raſch, wie es betriebswirtſchaftlich möglich iſt, Ti 

in der Produktion den Veränderungen des Bedarfs, 
der Bedarfsrichtung und den Preiſen auf dem ech | 
anpaſſen, damit der Abſatz der Produktion mi | 
möglichſt größtem wirtſchaftlichen Vorteil rer 
Zeit möglich wird. Das ijt naturgemäß der 9 7 
zuſtand, der, da Produktionsbewegungen niemals 
ſo ſchnell erfolgen können, wie ſich die „ 
auf dem Markt vollziehen, in der Praxis niemals 
erreicht werden kann, dem aber auch der oſtpreußiſche 
Siedler zuſtreben muß. „Ein landwirtſchaftlicher 
Betrieb iſt weder ein Spekulationsobjekt noch eine 
Modeſache des Augenblicks. Er wird in der ſo 
unendlich ſchwierigen Gegenwart wie Zukunft nur 
dann gedeihen, wenn er ſich organiſch aufbaut auf 
der Ausnutzung aller Möglichkeiten, die ihm | 
Natur gegeben ſind; und nur die Betriebe werden | 
auf die Dauer gejehen exiſtenzfähig bleiben, Se | 
ſich durch breiteſte vielſeitigſte Organiſation jederzei | 
bereit halten, das Riſiko nach Möglichkeit zu ver⸗ 
teilen, einem plötzlich hereinbrechenden Konjunktur⸗ | 
ſturz eines Wirtſchaftszweiges in ſeiner Wirkung auf 
den Geſamtbetrieb abzuſchwächen und jede auf⸗ 
tretende günſtige Konjunktur nach Möglichkeit aus⸗ 
zunutzen“ (Schlange-Schöningen, Landwirtſchaft von 
eute, 3. Aufl. 1932). N 8 

g Von Ahr Ziel iſt die oſtpreußiſche Landwirt: 
ſchaft, ganz beſonders aber die oſtpreußiſche Siedlung 
noch weit entfernt. Was dem Siedler vor allem 
fehlt, iſt das marktwirtſchaftliche Bewußtſein, die 
innere Überzeugung, daß ſein Betrieb ohne engſte 
Anpaſſung der Produktion an den Markt niemals 
rentabel ſein und werden kann. Ihm fehlt vorläufig 
überhaupt die marktwirtſchaftliche Vorſtellung und 
Denkweiſe, teils infolge zu einſeitiger Hervorhebung 
der betriebswirtſchaftlichen und produktionstechniſchen 
Faktoren der Rentabilität jeitens der Siedlungsträger 
teils infolge an mangels geeigneten, dem Siedler zu⸗ 
gänglichen Nachrichtenverkehrsmitteln, Aufklärungs⸗ 
ſtellen, Bauernſchulen uſw. Der oſtpreußiſche Siedler 
lebt vielfach faſt völlig abgeſchnitten von der Außen⸗ 
welt. Wenn auch niemand törichterweiſe jeine Er: 
wartungen jo hoch ſpannen wird, daß der Siedler 
die Wirtſchaftsentwicklung ſelbſtändig vorauszuſehen 
lernen wird, ſo muß er doch zu ſo viel Verſtehen | 
des Zuſammenhanges ſeines Betriebes mit der je⸗ 
weiligen Wirtſchafts⸗ und Marktlage erzogen werden, 
daß es alles, was er in ſeinem Betriebe macht, in 
einem größeren wirtſchaftlichen Zuſammenhang ſieht 
und zweckmäßig geſtaltet. Alles verſtehen, heißt alles 
richtig machen. Hier liegt eine der wichtigen Auf⸗ 
gaben der Abſatzorganiſation, die zwiſchen Siedler 
und Markt als geiſtiger Transformator eingeſchaltet 
fein muß und die in Oftpreußen vorläufig faſt gänzlich 


gewagt. 


fehlt. Darzulegen, wie im einzelnen im oſtpreußi⸗ 
ſchen Siedlerbetriebe unter den jeweils veränderten 


Marktverhältniſſen die Produktionsbewegung praktiſch 
zu geſtalten iſt, geht über den Rahmen dieſes kurzen 
Aufſatzes hinaus, iſt auch vorwiegend Aufgabe der 
Betriebsführung. Nur eines möchte ich unterſtreichen: 
Das Schwergewicht des Siedlerbetriebes liegt auf 
der Vieh- und Veredlungsproduktion. Der Nutzvieh⸗ 
beſatz des Siedlerbetriebes muß je nach der Markt⸗ 
lage ſtändig verſchieden hoch und verſchieden zu— 
ſammengeſetzt ſein; er findet ſeine obere Grenze nur 


an der Futterbaſis, die möglichſt ausdehnungs⸗ und 


bewegungsfähig ſein muß. Eine Spezialiſierung auf 
eine Viehgattung muß das Marktriſiko für den Siedler⸗ 
betrieb erhöhen und iſt in jedem Falle wirtſchaftlich 
Ebenſo wenig kann Ziel des Giedlerbe- 
triebes vereinzelte Spitzenleiſtung ſein; allgemeine 
Hebung der Durchſchnittsleiſtungen kann allein das 
ſichere Fundament für die Rentabilität des Siedler⸗ 
betriebes bieten. Daß der Siedler nicht für die 
Schafhaltung in Betracht kommt, daß auch er in 
der Schweinehaltung auf Leiſtung ſehen muß, genau 
wie der Großbetrieb, weil zweitklaſſige Ware nicht 
marktgängig iſt, daß er in der Rindviehhaltung nicht 
Aufzucht für den Markt treiben kann uſw., das alles 
ſind Erfahrungen und Tatſachen, die den Leſern 
dieſer Zeitſchrift geläufig ſind und keiner weiteren 
Erörterung bedürfen. 


2. Die Betriebsgröße der oſtpreußiſchen Siedlung. 

In engem wechſelſeitigen Zuſammenhang mit der 
Produktionsrichtung und der Produktionsbewegung 
ſteht die Frage der Betriebsgröße. Die optimale 
Betriebsgröße iſt ein Problem der Theorie, das 
u. a. der ruſſiſche Agrarforſcher Tſchawjanoff eingehend 
unterſucht hat. Die zweckmäßigen Betriebsgrößen 
in der Landwirtſchaft ſind ein wichtiger Gegenſtand 
wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen der landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebslehre. Von einer berſchätzung des 
Problems der landwirtſchaftlichen Betriebsgröße hat 
ſich die Nationalökonomie, insbeſondere die Agrar⸗ 
politik im allgemeinen freigehalten. Eine ſtarre 
Löſung dieſes Problems kann es für ſie ſchon deshalb 
nicht geben, weil ſie der großen Differenzierung der 
betriebswirtſchaftlichen Vorausſetzungen, die überall 
ganz verſchieden gelagert ſind, einen viel zu großen 
Reſpekt entgegenbringt und weil die Betriebsgröße 
eines landwirtſchaftlichen Betriebes außerdem ganz 
weſentlich vom Markte, der Vielſeitigkeit und Ver⸗ 
änderlichkeit des Bedarfs abhängig iſt und deshalb 
ebenſo wie dieſe ſtändig veränderlich, ſtändig in 
Bewegung ſein muß. Nur dort, wo man klar er⸗ 
kennt, daß die Frage der Betriebsgröße ein 
Problem der Wiſſenſchaft iſt, deſſen Löſungen nur 
richtunggebend ſein können, daß ſie in der Praxis 
hingegen immer wieder unter Berückſichtigung der 
gegebenen Vorausſetzungen neu gelöſt werden muß, 
wird man zu Löſungen kommen, welche für die 
landwirtſchaftlichen Betriebe von wirtſchaftlichem 
Vorteil ſind. Für die oſtpreußiſche Siedlung ergibt 
ſich daraus die Folgerung, daß man auch für ſie 


keine ſtarren Löſungen ſuchen darf, ſondern — unter 
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Berückſichtigungen der hier gegebenen bejonderen 
Vorausſetzungen — nur richtunggebende Grund- 
linien ziehen kann. In dieſer Grundauffaſſung 
beſteht wohl nirgends ein ernſter Meinungsitreit. 

Um ſo mehr kann man über die Löſungen ſtreiten, 


die in der oſtpreußiſchen Siedlungspraxis angewendet 


worden ſind. 


Es betrugen: 1923—25 1927 1928 

Die Zahl der Neuſied⸗ 
lungen insgeſamt 1090 525 816 

mit Anbaufläche ha 12 892 7833 12 256 

davon: 
Siedlerſtellen Zahl % Du Du 
von 0,5 bis 2 ha 208 (19,0) 76 (14,5) 101 (12,4) 
von 2 „ 5 ha 83 (7,6) 57 (10,9) 101 (12.4) 
von 5 „ 10 ha 151 (13,9) 83 (15.8) 110 (13,5) 
von 10 „ 20 ha 557 (51,1) 264 (50,3) 397 (48,7) 
von 20 und mehr ha 91 (8,3) 45 (8,6) 107 (13,1) 


Die Tendenz der Entwicklung, ein Konſtantbleiben 
im Anteil der kleinſten, ein Anſteigen der größeren 
Betriebe der kleinbäuerlichen Siedlung hat ſich in 
den letzten Jahren eher verſtärkt. Aus dieſer Ent⸗ 


wicklung ergibt ſich ſchon das Eingeſtändnis, daß 


man die Betriebsgröße der oſtpreußiſchen Siedlung 
vielfach zu klein bemeſſen hat. Das trifft beſonders 
zu bei der Nebenerwerbsſiedlung, die hier nicht zu 
behandeln iſt. Das zeigt ſich aber auch im An⸗ 
ſteigen der Betriebsgröße der kleinbäuerlichen 
Siedlung in den letzten Jahren. 

Den Ausgangspunkt müſſen alle Beſtrebungen, für 
die oſtpreußiſche landwirtſchaftliche Siedlung die 
Frage der Betriebsgröße zu löſen, bei der Siedler⸗ 
familie nehmen. Tſchawjanow ſchreibt in ſeinem 
Buche über die optimale Betriebsgröße der bäuer⸗ 
lichen Wirtſchaft „Durch die Menge der Arbeit, 
welche die vorhandenen arbeitsfähigen Familien⸗ 
mitglieder bei größter Ausnutzung und Anſpannung 
leiſten können, wird der größte erreichbare Wirt⸗ 
ſchaftsraum beſtimmt. Ebenſo beſtimmt die Menge 
der materiellen Güter, die zur Exiſtenz der Familie 
durchaus nötig ſind, den geringſten zuläſſigen Wirt⸗ 
ſchaftsumfang“. Zunächſt erſcheint es mir als das 
Wichtigſte, ſich über die untere Grenze des Wirt⸗ 
ſchaftsumfanges der oſtpreußiſchen Siedlung klar zu 
werden. Da der oſtpreußiſche Siedler die niedrigſten 


Hektarerträge hat, ſeine Erzeugniſſe auf dem Markt, | 


zu dem er am weitejten entfernt liegt, mit dem 
geringſten wirtſchaftlichen Nutzen abſetzt, braucht er, 
um die Menge der materiellen Güter, die zur 
Exiſtenz der Familie durchaus nötig ſind, zu er⸗ 
wirtſchaften, einen Betrieb von größerem Wirtſchafts⸗ 
umfang als in allen anderen Landesteilen Deutſch⸗ 
lands, wenn nicht ſein Lebenshaltungsniveau und 
damit ſein Kulturniveau — beide der ſtärkſte Wall 
gen Oſten — unverhältnismäßig herabgedrückt werden 
ſollen. Nun kommt hinzu, daß die ungünſtige Ver⸗ 
kehrslage, wenn er marktfähig bleiben will, ihn 
zwingt, die Erzeugerkoſten niedriger als anderswo 
in Deutſchland zu halten, alſo immer extenſiver zu 
wirtſchaften, auch in der Vieh- und Veredlungs⸗ 


produktion, was ebenfalls eine höhere Bemeſſung 


der unteren Grenze des Wirtſchaftsumfangs der 
landwirtſchaftlichen Siedlerbetriebe notwendig macht. 
So lange man ſchließlich faſt durchweg dem oſt⸗ 
preußiſchen Siedler bei ungünſtigſten klimatiſchen 
Verhältniſſen die Böden mit geringſter Ertragsfähigkeit 
gibt, drängen dieſe und andere Gründe die oſtpreu⸗ 
ßiſche landwirtſchaftliche Siedlung in die Richtung 
einer weſentlich höheren Bemeſſung der unteren 


Grenze des Wirtſchaftsumfangs. Der Einwand der 


überhöhten Bodenpreiſe in Oſtpreußen iſt demgegen⸗ 
über nicht ſtichhaltig, von dieſen müſſen wir in der 
Siedlung ſowieſo und radikal herunter, ſonſt „erben 
ſich Geſetz und Rechte wie eine ewge Krankheit fort“. 
Wenn nicht die natürliche Preisentwicklung auf dem 
landwirtſchaftlichen Grundſtücksmarkte von ſelbſt all⸗ 
mählich dahinführt, dann muß bei den Böden, die 
beſiedelt werden, dieſer Preisabbau durch — hier 
produktive — Staatshilfe erfolgen. Eine untere 
Betriebsgröße vorzuſchlagen, iſt weder Aufgabe 
wiſſenſchaftlicher Forſchung noch einheitlich möglich. 
Nur eins muß mit allem Nachdruck unterſtrichen 
werden: die untere Grenze des Wirtſchaftsumfanges 
aller oſtpreußiſchen landwirtſchaftlichen Siedlerbe⸗ 
triebe muß immer weſentlich höher liegen, als in 
allen anderen Teilen Deutſchlands. 

Dasſelbe gilt von der oberen Grenze mit dem Zuſatz, 
daß dieſe in Oſtpreußen ſo elaſtiſch und ausdehnungs⸗ 
fähig wie möglich gezogen werden muß. Heute werden 
in Oſtpreußen vorwiegend junge Siedlerleute neu an⸗ 
geſetzt, die mit dem Produktionsfaktor Arbeit am 
ungünſtigſten ausgerüſtet ſind. Wollte man die 
obere Grenze des Wirtſchaftsumfangs ſolcher Siedler⸗ 
ſtellen lediglich nach der Menge der Arbeit be: 
meſſen, welche die gegenwärtig vorhandenen arbeits⸗ 
fähigen Familienmitglieder bei größter Ausnützung 
und Anſpannung leiſten können, ſo würde man die 
Gefahr eines zu knappen Maßnehmens laufen; der 
Rock, der heute dem Siedler paßt, würde ihm bald 
zu eng werden. Seinem wirtſchaftlichen Aufſtieg 
wären außerdem von vornherein ſehr enge Grenzen 
gezogen. 

Für die Notwendigkeit, bei der Siedlung die obere 
Grenze des Wirtſchaftsumfangs elaſtiſch und aus⸗ 
dehnungsfähig zu geſtalten, ſprechen aber auch die 
Gründe, die eine marktwirtſchaftliche Ausrichtung 
der Anderungen in der Produktionsrichtung erfor⸗ 
derlich machen. Auch der Siedlerbetrieb muß ſich 
in ſeiner Produktion den großen Veränderungen 
in der Bedarfsrichtung, vor allem aber der Preiſe 
anpaſſen. Vorübergehende Auf- und Abwärtsbe⸗ 
wegungen der Preiſe wird der Siedlerbetrieb 
unberückſichtigt laſſen müſſen, eine ſo raſche An⸗ 
paſſungsfähigkeit an die Preiſe iſt für ſeinen Betrieb 
nicht durchführbar. Um ſo mehr wird er ſich auf 
Preisbewegungen umſtellen müſſen, die von längerer 
Dauer ſind. Im Ackerbau iſt z. B. mit einem 
dauernden ungünſtigen Preisſtand für Brotgetreide 
zu rechnen, ſodaß der Anbau von Getreide für ihn 
deshalb nicht in Frage kommt. Wenn der er⸗ 
hebliche Rückgang der Viehpreiſe in den letzten 
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Monaten anhalten würde, ſo müßte er ſeine Vieh⸗ 
produktion einſchränken, ſeine Veredlungsproduktion 
ausdehnen. Dadurch treten Verſchiebungen im Feld⸗ 
futterbau und in der Weidefläche ein. Solche und 
ähnliche Veränderungen in der Produktionsrichtung, 
die ſich aus den Veränderungen in den marktwirt⸗ 
ſchaftlichen Vorausſetzungen ergeben, machen alſo 
Umſtellungen im Betriebe notwendig, die nur dann 
möglich ſind, wenn die obere Grenze des Wirtſchafts⸗ 
umfangs des Siedlerbetriebs auf lange Sicht elaſtiſch 
gezogen wird. Entweder muß man deshalb zwiſchen 
den Siedlerſtellen Boden für ſpätere Arrondierungen 
derſelben frei laſſen, was auf die Dauer — ſelbſt 
etwa in der Form der Gemeindeweide — teuer und 
unrationell iſt — oder die Siedlerſtellen von vorn⸗ 
herein mit einem elaſtiſchen Spielraum über die 
obere Grenze des Wirtſchaftsumfangs einer bäuer⸗ 
lichen Familienſiedlerſtelle hinaus bemeſſen. 

Gegen den letzteren Weg wird häufig eingewendet, 
daß die ſchwere Siedlerarbeit mit langer Arbeitszeit 
in Oſtpreußen im Ertrag der Siedlerſtelle an ſich 
eine zu kärgliche Entlohnung finde und ſich damit 
die Annahme von fremden Arbeitskräften zu orts⸗ 
üblichen Lohnſätzen, die einen erheblichen Teil ſeines 


geringen Arbeitsverdienſtes aufzehren würden, von 
ſelbſt verbieten. Hier wird nun die große Bedeutung 


der richtigen Geſtaltung der Produktionsrichtung des 
oſtpreußiſchen Siedlerbetriebes erſichtlich. Die höchſten 
Anforderungen an die arbeitsfähigen Arbeitskräfte 
im Siedlerbetriebe ſtellt der Gemüſebau, der 


Hackfruchtbau und bis zu einem gewiſſen Grade 


auch der Getreidebau. Das ſind aber gerade 
die Zweige — abgeſehen vom Kartoffelanbau 
auf ſchwachen Böden — die im Siedlerbetriebe bei 


richtiger Geſtaltung der Produktionsrichtung hinter 
die für die Futtermittelbeſchaffung im eigenen Be⸗ 


triebe wichtigen Kulturarten zurücktreten müſſen: 
alſo auch hinter die Wieſe (Winterfutter wie Heu 
und Grummet) und die Weide (Sommerfutter). 
Auch das Ackerland hat im Siedlerbetriebe vor⸗ 
wiegend der Rohſtoffbeſchaffung für die Vieh⸗ und 


Veredlungsproduktion im eigenen Betriebe, alſo der 


Erzeugung von Sommerfutter (Grünfutter) und vor 
allem von Winterfutter (Kleeheu, Futterrüben, Mais 
uſw.) zu dienen, das Stroh für den Stall kann er 
viel billiger beim Großbetrieb zukaufen, ſodaß er 
auf dem Ackerland die Getreideproduktion allenfalls 
bis zur Grenze ſeines Eigenbedarfs ausdehnen kann. 
Bei einer ſolchen rationellen Geſtaltung der Pro⸗ 
duktionsrichtung wird ein erhebliches Maß an Arbeits⸗ 
kraft als Produktionsfaktor im Siedlerbetriebe für 
Vieh⸗ und Veredlungsproduktion frei, die das ſtärkſte 
Fundament der Rentabilität desſelben iſt, und der 
Wirtſchaftsumfang der Siedlerſtelle kann dann, auch 
vom Standpunkt der in der Siedlerfamilie vorhan⸗ 
denen Arbeitskräfte, in ſeiner oberen Grenze ſehr 
elaſtiſch und ausdehnungsfähig geſtaltet werden. 
Außerdem wird, je mehr die marktwirtſchaftliche Ver⸗ 


flechtung der oſtpreußiſchen Siedlung im Laufe der 


Jahre, vielleicht auch Jahrzehnte, fortſchreitet, ſich eine 
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tationellere Verwendung der Anbaufläche von ſelbſt 
ergeben. Damit wird dann aber auch eine Steige⸗ 


rung des Reinertrages der bäuerlichen Siedlungen 


auf der Baſis der Vieh- und Veredlungswirtſchaft 
mehr oder weniger Hand in Hand gehen. Im Ver⸗ 
hältnis aber wie der Reinertrag ſteigt, ergibt ſich 
dann auch die Möglichkeit, die im Siedlerbetrieb 
vorhandene Arbeitskraft durch fremde Arbeitskräfte 
wenigſtens in den Erntemonaten des Jahres mit 
ſogenannter Spitzenbelaſtung vorübergehend zu er⸗ 
gänzen. Im bergang wird der Siedler den Lohn⸗ 
arbeiter nur zeitweiſe als Gelegenheitsarbeiter 
brauchen. Wenn die Nebenerwerbsſiedlung über⸗ 
haupt einen produktiven Zweck erfüllen ſoll, ſo hat 
fie die wichtige Aufgabe, den Ausgleich im wechſelnden 
Arbeitsumfang des bäuerlichen Siedlerbetriebes eben⸗ 
jo wie des Großbetriebes innerhalb eines Ernte⸗ 
jahres zu bilden. Jede Neuſchöpfung, auch das oſt⸗ 
preußiſche Siedlungswerk, bedarf der weitausſchau⸗ 
enden Zielſetzung und der organiſchen Entwicklung 

Nun wäre es eigentlich unerläßliche Aufgabe dieſer 
Ausführungen, dem Leſer ein Bild davon zu geben 
wie dieſe richtunggebenden Grundlinien, die hier 
vom marktwirtſchaftlichen Standpunkt gezogen worden 
ſind — vom betriebswirtſchaftlichen Standpunkt aus 
geſehen, iſt das Ergebuis aller neueren Unter⸗ 
ſuchungen kein widerſprechendes — in die Siedlungs⸗ 
praxis umzuſetzen find; insbeſondere hätte ich gern 
im Rahmen dieſer Ausführungen die Frage der 
Aufſtiegsſiedlung eingehender behandelt. Aber der 
Raum, der mir bleibt, iſt ſo knapp, daß ich ſchon 
5 ou e grundlegende Problem 

reußiſchen Siedlu i ändi 

ee ng nicht vollſtändig be⸗ 


5 = neuzeitliche Abſatzorganiſation. 

Was der marktwirtſchaftliche Sinn ein it⸗ 
lichen Abſatzorganiſation iſt, habe ich ſchon an 
gehoben. Die Notwendigkeit einer ſolchen auch für 
Oſtpreußen wird niemand ernſthaft beſtreiten wollen 
Oſtpreußen iſt ein Überjchußgebiet, das neben ſeiner 
eigenen Bevölkerung mehrere Millionen Menſchen 
des deutſchen Volkes ernähren kann und nachdem 
es das Abſatzgebiet, das den jetzigen Korridor bildet 
verloren hat, auf den mittel- und weſtdeutſchen Groß⸗ 
markt angewieſen iſt. Je ungünſtiger ſich die Abſatz⸗ 
lage der einzelnen Siedlergebiete zu dieſem Markte 
geſtaltet — dafür iſt nicht allein die tatſächliche 
oder tarifariſche Entfernung zum Markt ſondern 
auch die Ortslage der Betriebe zum Verkehrswe e 
(Eiſenbahn) gerade in Oſtpreußen von großer Be⸗ 
deutung (Fehlen von Anſchlußgleiſen) — deſto ge⸗ 
ringer iſt die Zahl der marktgängigen Erzeugniſſe 
deſto ſchwieriger geſtaltet ſich die Anpaſſung an den 
wechſelnden Bedarf des Marktes, deſto ungünſtiger 
— ungünſtiger, als es die Marktlage häufig recht⸗ 
fertigt — werden die Preiſe ſein, die der oftpreu- 
ßiſche Siedler für ſeine Erzeugniſſe auf dem Markt 
erzielt. Um ſo notwendiger iſt aber gerade für 
Oſtpreußen aus marktwirtſchaftlichen Gründen die 
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Schaffung einer Abſatzorganiſation. Welche Schwierig⸗ 
keiten gerade in Oſtpreußen beſtehen, eine ſolche ins 
Leben zu rufen, habe ich bereits anerkannt. Sie 
liegen vor allem im oſtpreußiſchen Menſchen und 
im gegenwärtigen Entwicklungsſtande der oſtpreu⸗ 
ßiſchen Genoſſenſchaften. Aber abgeſehen von dieſen 
beſonderen Vorausſetzungen, iſt es ein Irrtum zu 
glauben, daß die Schaffung einer ſolchen Abſatz⸗ 
organiſation in Oſtpreußen außergewöhnlichen 
Schwierigkeiten begegne. Die Erfahrung lehrt im 
Gegenteil, daß vom Markt aus geſehen, die Schwierig⸗ 
keiten um jo größer find, je näher das Produktions- 
gebiet am Markt liegt, um ſo geringer ſind, je weiter 
beide auseinander liegen. Die einheitliche Organi— 
ſation des Verkehrs iſt leicht zu erreichen; um ſo 
ſchwieriger iſt es, die große Zahl der Siedler in 
einer einheitlichen Organiſation zuſammenzufaſſen 
und ſie nach marktwirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
ſtraff zu leiten. Darauf kommt es aber an. 

Jede neuzeitliche Abſatzorganiſation muß beim 
Siedler beginnen. Von der Ablieferung des Viehs, 
der Milch, der Eier uſw., die er für den Markt 
erzeugt hat, bis zum Verbraucher erſtreckt ſich die 
Tätigkeit einer rationellen Abſatzorganiſation“) und 
Fehler, die in einem der vielen Stadien des ge— 
ſamten Weges gemacht werden, wirken ſich auf die 
geſamte Organiſation aus. Das kann ſich ſchon 
aus einer ungleichmäßigen Ablieferung der Erzeugniſſe 
ergeben. Inſofern iſt es von entſcheidender Be⸗ 
deutung für das Gelingen des Aufbaus einer ſolchen 
Abſatzorganiſation in Oſtpreußen, daß ſich alle Siedler 
willig als Glied in dieſelbe einfügen. Hier iſt 
gerade in Oſtpreußen eine wichtige Aufklärungs- 
und Erziehungsarbeit zu leiſten, wenn man nicht 
wie in anderen Ländern, was ich für falſch halte, 
zu Zwangsmaßnahmen greifen will. Niemand wird 
ernſthaft zweifeln, daß der oſtpreußiſche Siedler, 
der mit ſoviel ſchwerer Arbeit der kärglichen Scholle 
den Ertrag abringen muß, ſchließlich nicht den 
erforderlichen Gemeingeiſt aufbringen wird, wenn 
man ihn davon überzeugt, daß ohne eine ſolche Abſatz⸗ 
organiſation das große oſtpreußiſche Siedlungswerk 
niemals gelingen kann. 

Viel größere Schwierigkeiten ergeben ſich daraus, 
daß das wenig entwickelte Genoſſenſchaftsweſen 
in Oſtpreußen in abſehbarer Zeit nicht Träger 
einer ſolchen Abſatzorganiſation werden kann. 
Oſtpreußen hat nach dem gegenwärtigen Stande 
858 Genoſſenſchaften, davon 414 Spar⸗ und 
Darlehnsgenoſſenſchaften, 141 Elektrizitätsgenoſſen⸗ 
ſchaften, aber nur 87 Molkereigenoſſenſchaften, 
63 Milchverwertungs⸗-, 28 Viehverwertungs⸗, 32 Eier⸗ 
verwertungsgenoſſenſchaften; die Zahl der letzteren 
iſt ſtark rückgängig. Viele dieſer Genoſſenſchaften ſind 
nicht aktionsfähig und für die Aufgabe einer neu⸗ 
zeitlichen Abſatzorganiſation zu rückſtändig organiſiert, 


9 Sehr anſchaulich ſchildert F. Beckmann: Standardi⸗ 
ſierung als genoſſenſchaftliche Erzeugungs- und Abſfatz⸗ 
methode den Aufbau einer neuzeitlichen Abſatzorganiſation. 
Halberſtadt 1930. 


häufig ſogar dort, wo es ſich um Zuſammenſchlüſſe 
einer größeren Zahl von Genoſſen handelt. Eine 
ſtraffe Leitung durch fachkundige oder gar markt⸗ 
wirtſchaftlich geſchulte Perſönlichkeiten fehlt in 
vielen Fällen. In den meiſten Molkerei-, Milch⸗ 
verwertungs⸗ und Eiergenoſſenſchaften iſt ſchon die 
Ablieferung nicht einheitlich organiſiert, der Produk⸗ 
tionsapparat techniſch veraltet oder nicht rationell 
ausgenützt. Vor allem fehlen ihnen aber die engen 
Verbindungen zum Großmarkt, und die ſichere 
Kreditgrundlage, und die Verbindung zum offenen 
Geldmarkt. Damit ſollen nicht etwa — um es aus⸗ 
drücklich klarzuſtellen — Vorwürfe erhoben werden, 
ſondern es ſoll nur feſtgeſtellt werden, daß ſich die 
oſtpreußiſchen Genoſſenſchaften noch auf einer viel 
zu niedrigen Entwicklungsſtufe befinden, um von ſich 
aus eine neuzeitliche Abſatzorganiſation ins Leben 
zu rufen oder auch nur ihr Träger zu werden. Dazu 
ſind die Aufgaben einer ſolchen viel zu ausgedehnt, 
vielſeitig und im Aufbauſtadium zu ſchwierig. 

Eine neuzeitliche Abſatzorganiſation hat zwei mit⸗ 
einander arbeitende Organiſationsapparate, einen im 
Erzeugergebiet, einen im Verbrauchergebiet. Der 
letztere beſteht bereits im Verbrauchergebiet, welches 
als Abſatzmark für die oſtpreußiſchen Siedler vor allem 
in Frage kommt: der Berliner Markt mit 6 Millionen 
Verbrauchern. Es handelt ſich alſo nur darum, den 
Organiſationsapperat in Oſtpreußen aufzubauen. Die 
Staatsbehörden ſelbſt können, da ſie mit den Siedler⸗ 
betrieben keine direkte Berührung haben, für dieſe 
Aufgabe nicht in Betracht kommen, der Staat kann 
hierfür nur im Wege des produktiven Kredits die 
Mittel hergeben, welche für die Finanzierung erfor⸗ 
derlich ſind. Träger des Organiſationsappa— 
rates können, da die Genoſſenſchaften dafür nicht 
in Betracht kommen, nur die Träger der 
oſtpreußiſchen Siedlung ſein, die ſtändig in 
engſter Fühlung mit den Siedlerbetrieben 
ſtehen, und die erforderliche Vertrauens- 
grundlage für eine ſolche Abſatzorganiſation 
bieten. Sie müſſen ſich ſelbſtverſtändlich einen be⸗ 
ſonderen Apparat aus fachkundigen Organen ſchaffen, 
den ſie nur beaufſichtigen und der ſo aufgebaut iſt, 
daß er allen marktwirtſchaftlichen Anforderungen 
genügt. Auf dieſem Wege allein wird es möglich 
ſein, die große Zahl der oſtpreußiſchen Siedler zu 
einer einheitlichen Organiſation zuſammenzuſchließen 
und ſie über die einheitliche Lieferpflicht an den 
Markt heranzuführen. Gewiß, was hier vorgeſchlagen 
wird, erfordert gewaltige Umſtellungen, begegnet 
großen Organiſationsſchwierigkeiten und ſetzt eine zähe 
langwierige Erziehungsarbeit voraus. Es iſt aber 
die unerläßliche Vorausſetzung für das Gelingen 
des großen oſtpreußiſchen Siedlungswerks. 

Daß ſich das große Werk vollende, 
Regiert ein Geiſt wohl tauſend Hände. 

Damit ſind keineswegs die wichtigen Fragen er⸗ 
ſchöpft, die ſich im Rahmen des geſtellten Themas 
von ſelbſt ergeben. Auch ließe ſich noch viel Weſent— 
liches über die Fragen ſagen, die hier behandelt 
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worden jind. Das wird auch in dieſer Zeitſchrift 
durch ſpezielle Abhandlungen nachzuholen ſein. In 
dieſem Aufſatz kam es darauf an, zunächſt einmal 
einige richtunggebende Grundlinien zu ziehen, die 
ſich vom agrarpolitiſchen Standpunkt aus für die 


oſtpreußiſche Siedlung ergeben. Sie können nur 
den in der Linie angedeuteten Rahmen für eine 
gründlichere Behandlung der Einzelfragen abgeben, 
ohne den mir aber auch dieſe nicht nutzbringend zu 
werden verſpricht. 


Wirtſchaftsentwicklung und die Landesplanung (Wirtſchaftsplanung) 
in Oſtpreußen 
von Dipl.-Ing. Friedrich Unger, Königsberg Pr. 


I. 

Unter dem Einfluß einer neuen Wirtſchafts⸗ und 
Niederlaſſungsordnung erfolgte zu Anfang des 
19. Jahrhunderts bei gleichzeitiger Umſiedlung eine 
grundlegende Umgruppierung im Aufbau des deutſchen 
Siedlungsweſens. 


Den Umfang dieſer Struktur⸗ 


änderung veranſchaulicht am klarſten die Bevölke⸗ 


und Landbevölkerung 


rungsbewegung der Stadt⸗ 
Während 1871 


und das Wachstum der Städte. 


der überwiegende Teil der deutſchen Bevölkerung 


auf dem R 2 72 
über 2000 Einwohnern und 9 % in Städten über 


50 000 Einwohnern, wohnten 1925 bereits 64,4% 


Lande wohnte und nur 36,1 7 in Städten 


in Städten über 2000 Einwohnern und davon 320 


in Städten über 50000 Einwohnern. 
kurzen Zeit hat die Zahl der Großſtädte von 8 auf 


In dieſer 


48 zugenommen und iſt die Zahl ihrer Einwohner 


von 2,03 Millionen auf 13,8 Millionen geſtiegen. 


Sie beträgt heute 21,3 % der Reichsbevölkerung 
gegen 4,9 im Jahre 1871, d. h. in 4 Jahrzehnten 


viermal ſoviel Großſtädte mit rund ſiebenmal ſoviel 
Einwohnern. 

Die wirtſchaftliche und perſönliche Freizügigkeit 
ermöglichten, daß ſich die ganze nationale Produktion 
nach günſtigſten Standorten verteilte und ſchaffte 
damit die Vorausſetzung für eine örtliche, regionale 
und organiſche Bevölkerungsverteilung, ſowie für 
eine quantitative und qualitative Differenzierung 
der einzelnen Siedlungskörper. Die typiſche Er⸗ 
ſcheinung dieſer Wirtſchaftsperiode auf dem Gebiet 
des Siedlungsweſens iſt 
Wachstum der ſtädtiſchen Bevölkerung gegenüber 
der ländlichen Bevölkerung, die Verſtädterung. Ver⸗ 
urſachende Gründe der Verſtädterung ſind wirtſchaft⸗ 
licher, ſozialer und rechtlicher Art und pſychologiſche 
Faktoren. Die Verſtädterung wird begünſtigt durch 
die Agglomerationstendenz der Induſtriewirtſchaft 
und die Eigenart der geſchichtlichen Entwicklung 
und der Bodenbeſitzverhältniſſe der deutſchen Land⸗ 
wirtſchaft. IR 

Die Stadt iſt der Repräſentant dieſer Wirtſchafts⸗ 
periode. Verſtädterung, Arbeitsteilung und ſoziale 


das überproportionale 


duſtrieſtaaten erfolgte die Verſtädterung am raſcheſten 
in Deutſchland. Dies hatte zur Folge, daß die 
Schäden dieſer Entwicklung im Siedlungsweſen 
. in anderen Ländern ſind. 
ie Agglomerationstendenz der Induſtriewir 

die der ſtärkſte Anreiz der Cook iſt, E 
an den Stätten intenſivſter Produktion zur Verſtädte⸗ 
5 ee SE 
Da die heutige Wirtſchaft und die Wohn 
in Verbindung mit der Verkehrsentwiclung 15 SE 
Weije mehr auf die einzelnen ringförmig ſich er⸗ 
weiternden Siedlungskörper beſchränkt ſind, breiten 
fie ſich von den Rohſtoffgewinnungs⸗ und Erzeugungs⸗ 
ſtellen über natürliche günſtige Verkehrsſtellen zu 
den neu gewachſenen Verfeinerungsſtellen nahezu 
über das ganze Land aus. In dieſer dezentrali⸗ 
ſierten Entwicklung der Wirtſchaft, des Verkehrs 
und der Siedlung liegt aber die Gefahr, daß das 
ganze Land planlos mit Anlagen überſät wird. 
Damit die planmäßige Ordnung, die im engeren 
Gebiete des Städtebaus ſchon längſt durch die An⸗ 
ordnung von Bauzonen angeſtrebt wird, in den nun 
das ganze Land erfaſſenden Wirtſchaftsgebieten nicht 
verloren geht, iſt es notwendig, daß gewiße Grund⸗ 
lagen der Entwicklung über große Flächen nach ein⸗ 
heitlichen Geſichtspunkten geklärt werden. Gebiete 
mit gleichem Anrecht, aber unbequemer Lage werden 
ſonſt leicht zum Nachteil der ganzen übergangen. 

Die Verſtädterung und die Verſtädterungstendenz 
hatten die rein ſtädtiſchen Belange in den Vorder⸗ 
grund der Siedlungsarbeit geſtellt. Die Stadt wurde 
als die Endform der Entwicklung jedes Siedlungs⸗ 
körpers angeſehen und erſtrebt. Die landwirtſchaft⸗ 
lichen Außengebiete waren von dieſer Warte aus 
geſehen Vorratsland, deſſen zukünftige ſtädtiſche 
Nutzung in Form von Arbeits-, Wohn-, Erholungs⸗ 
und Verkehrsflächen nur eine Frage der Zeit war 
Am die zukünftige Nutzung der Außengebiete zu 
ſichern, wurden Flächenaufteilungspläne und Be⸗ 
bauungspläne aufgeſtellt und den Städten die not⸗ 
wendigen rechtlichen Handhaben in Form von Bau- 


vorſchriften und Siedlungsgeſetzen gegeben, um die 


Gliederung ſchaffen in der Stadt eine neue Siedlungs⸗ 
form, die ſich formal und in ihren Siedlungsfunk⸗ 


tionen und Entwicklungstendenzen von allen vorher⸗ 
gehenden Siedlungsformen grundſätzlich unterſcheidet. 

Die Verſtädterung iſt keine auf Deutſchland be⸗ 
schränkte Erſcheinung. Sie läßt ſich in allen Staaten 
beim Übergang von der Agrarwirtſchaft zur Induſtrie⸗ 


wirtſchaft feſtſtellen. Von den weſteuropäiſchen In⸗ 


Einhaltung dieſer Pläne bei der Aufſchließung des Ge- 
ländes zu erzwingen. Ausgehend von einer ſtädti⸗ 
ſchen Entwicklung der Wirtſchaft ſchloß man auf ein 


entſprechendes Wachstum der Städte, dann ergab. 


3. B. das Diagramm der Bevölkerungsentwicklun 
für das Jahr 2000, daß der Bedarf an Ele 
flächen nicht mehr innerhalb der eigenen Stadtflur 
gedeckt werden kann, daß ſich die Intereſſengebiete 
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mit denen der benachbarten Städte bereits bedenk⸗ 
lich überſchneiden und geordnete Siedlungsverhält⸗ 
niſſe nur auf dem Wege zwiſchengemeindlicher 
Planung für das ganze Wirtſchaftsgebiet erreich- 
bar ſind. 

Unter dem Einfluß dieſer rein ſtädtiſch einge⸗ 
ſtellten Auffaſſung des Siedlungsweſens, die in der 
bisherigen Wirtſchafts- und Siedlungsentwicklung 
eine Rechtfertigung fand, wurde der Anlaß zur 
Wirtſchaftsplanung nur in ſolchen Gebieten als ge⸗ 
geben angeſehen, in welchen durch ſtarke Zunahme 
der Induſtrie und damit der Bevölkerungszahl, des 
Verkehrs uſw. das ruhige Maß der Entwicklung 
geſtört iſt. 


für Arbeit, Wohnen, Erholen und Verkehr wild 
durcheinander wachſen, ſich gegenſeitig ſtören und 


der für die Landwirtſchaft verbleibende Boden un- 
nötig zerſplittert wird, Verkehrs verbindungen ver: | 


baut werden und das Landſchaftsbild verunſtaltet 
wird. Alle Vorgänge auf dem Gebiete des Gied- 
lungsweſens, der Wirtſchaft, des Verkehrs und der 
Bevölkerungsbewegung ſollen beobachtet werden, 


wonach für eine geſunde Bewegungsfreiheit die 


nötigen ſtädtebaulichen Maßnahmen vorzuſchlagen 
ſind. 


Dieſe formale Wirtſchaftsplanung, die ſich ledig⸗ 


lich mit der Regiſtrierung natürlicher und ſonſtiger 
Gegebenheiten innerhalb des in Frage kommenden 
Siedlungsraumes, mit der Aufſtellung von Plänen 
und deren geſetzlichen Feſtſtellung befaßt, iſt eine 
ausſchließlich prohibitive Maßnahme. Sie beſchränkt 
ſich darauf, das Falſche zu verhüten und der zu⸗ 
künftigen Entwicklung Wege offen zu halten. Sie 
geht über die ſtädtiſchen Belange nicht hinaus und 
bleibt ſomit eine Erweiterung der Stadtplanung 
über die ſtädtiſchen Grenzen. 

Ich möchte hier bereits vorwegnehmen, daß die 
bisher genannten Anläſſe zur Wirtſchaftsplanung 
keineswegs die einzigen ſind, und auch nicht die 
einzigen Anläſſe unter dem bisherigen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtem waren, deſſen Wandlung wir heute miter⸗ 
leben. 

Bereits vor dem Eintritt der Wirtſchaftskriſe, die 
nunmehr auch auf dem Gebiete des Siedlungsweſens 
zu Kriſenerſcheinungen führte und Veränderungen 
in den Anſchauungen über Wege und Ziele der 
Siedlungspolitik zur Folge haben wird, hatten wir 
in Deutſchland Wirtſchaftsplanungen, die keineswegs 


nur formaler Art waren, ſich mit der Aufſtellung 
von Plänen und der Überwachung der Einhaltung 


der Pläne bei der Aufſchließung des Geländes be⸗ 
faßten, ſondern die als Mittel der kommunalen, 
Wirtſchafts⸗ und Bevölkerungspolitik auf Produktion 
gerichtet waren. Träger dieſer produktiven Wirt⸗ 
ſchaftsplanung waren der Ruhrſiedlungsverband und 
der Siedlungsverband für das mitteldeutſche In⸗ 
duſtriegebiet. Aufgabe des Ruhrſiedlungsverbandes 
war, die zur Erfüllung des Friedensvertrages (Kohle⸗ 
lieferungen) notwendigen Vorausſetzungen im Ruhr⸗ 


Dieſe Planungen ſollen verhindern, daß 
in Induſtriegebieten die einzelnen Siedlungsflächen 


gebiet zu ſchaffen. Es handelte ſich darum, in einem 
räumlich begrenzten Gebiete das durch Wohnſtätten 
und induſtrielle Anlagen bereits ſtark in Anſpruch 
genommen war, 150 000 Bergleute anzuſiedeln, die 
einſchließlich ihrer Familienmitglieder und dem not⸗ 
wendigen Gefolge an Vertretern anderer Gewerbe- 
zweige rd. 600 000 Seelen ausmachten. Aufgabe 
des Siedlungsverbandes für das mitteldeutſche In⸗ 
duſtriegebiet war die Umſiedlung der für die nach 
dem Krieg ſtark aufſtrebende Induſtriewirtſchaft 
Mitteldeutſchlands notwendigen Arbeitskräfte. Wir 
ſehen an beiden Beiſpielen, daß die Ziele der Wirt⸗ 
ſchaftsplanung nicht nur formaler Art, ſondern durch⸗ 
aus auf Produktion gerichtet ſein können. Dieſe 
Vorausſetzungen ſind aber nicht nur in der Induſtrie⸗ 
wirtſchaft, ſondern können in gleichem Maße in 
agrarwirtſchaftlichen Gebieten gegeben ſein. Es iſt 
deshalb falſch, wenn bisher die Wirtſchaftsplanung 
in rein landwirtſchaftlichen Gebieten grundſätzlich 
abgelehnt wurde und zeugt von einer überſchätzung 
der Induſtriewirtſchaft und ihrer Auswirkungen auf 
dem Gebiete des Siedlungsweſens. Doch zu dieſer 
Erkenntnis war ſcheinbar erſt die heutige Wirtſchafts⸗ 
kriſe notwendig. 

Unterdeſſen hat uns die Wirtſchaftsnot gelehrt, 
daß die Siedlungspolitik der Nachkriegsjahre falſche 
Wege gegangen war, indem ſie an den Fortgang 
der bisherigen Entwicklungstendenz der Wirtſchaft 
und des Siedlungsweſens glaubte. Nach der jahr⸗ 
zehntelangen einſeitigen Förderung der Induſtrie⸗ 
wirtſchaft und des ſtädtiſchen Siedlungsweſens müſſen 
wir nunmehr einen der zukünftigen Wirtſchaftsent⸗ 
wicklung entſprechenden organiſchen Ausgleich zwiſchen 
ſtädtiſcher und ländlicher Siedlung zu erreichen ſuchen. 
Dies wird aber nur, wie ſeinerzeit bei der Ver⸗ 
ſtädterung, bei gleichzeitiger Umſiedlung möglich ſein. 
Ich möchte beſonders darauf hinweiſen, daß es nun⸗ 
mehr falſch wäre, jede ſtädtebauliche Arbeit abzu⸗ 
lehnen. Unſere zukünftige Arbeit wird nicht Siedlung 
oder Städtebau heißen, ſondern Siedlung und Städte⸗ 
bau. Der Umfang der Aufgaben, die ſich aus den 
veränderten Verhältniſſen ergeben, wird in den 
einzelnen regionalen Gebieten je nach deren Wirt⸗ 
ſchaftsſtruktur verſchieden groß ſein. Auf jeden Fall 
werden aber dieſe Arbeiten über den Auf⸗ 
gabenkreis einer einzelnen Gemeinde hinausgehen 
und Löſungen für das ganze Wirtſchaftsgebiet unter 
Beteiligung von Staat, Selbſtverwaltungskörpern 
und öffentlichen und privaten Siedlungsträgern not⸗ 
wendig machen. Die Aufgaben werden poſitive 
Maßnahmen ſein müſſen, die nach den Geſichts⸗ 
punkten der Kommunal-, Wirtſchafts⸗ und Bevöl⸗ 
kerungspolitik durchzuführen ſind. Ihr Ziel iſt 
die Hebung der Wirtſchaft durch Rationali— 
ſierung des Wirtſchaftsraumes, die Nutzung 
aller Möglichkeiten für den Wiederaufbau 
im geographiſchen und geopolitiſchen Sinne, 
Geſamtrationaliſierung von Verkehr, Handel, 
Induſtrie und Landwirtſchaft, durch Neu- 
ordnung und Verbeſſerung der bisherigen 
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Wirtſchaftsverteilung, Schaffung neuer 


haltung aller Werte, die dem Volksleben 


förderlich ſind, Neugruppierung der Bevölke⸗ 
rung nach den Anforderungen der Arbeit 
und eines harmoniſchen Volkslebens. 


Das Ergebnis dieſer Planung muß ſein, nach 
dem Umbau der Wirtſchaft, die auf einen Ausgleich 


zwiſchen Induſtriewirtſchaft und Landwirtſchaft zielt, 
einen organiſchen Ausgleich zwiſchen ſtädtiſcher und 
ländlicher Siedlung hergeſtellt zu haben. 


II. 
Die Zeit des Überganges in der deutſchen Volks⸗ 


wirtſchaft von der Agrar- zur Induſtriewirtſchaft und 
die Zeit ihrer Hochkonjunktur als Exportinduſtri⸗ 


alismus hat den Siedlungsaufbau Oſtpreußens nahe⸗ 


zu unverändert gelaſſen. 
günſtiger Standortverhältniſſe infolge Agglomeration 
induſtrieller Produktionsſtätten die Zuſammenballung 
großer Menſchenmaſſen auf engſten Räumen zur 
Verſtädterung ganzer Wirtſchaftsgebiete 
hemmte in Oſtpreußen die Kehrſeite der Verſtädte⸗ 
rung die Landflucht, die Siedlungsentwicklung, die 
bei der ſtarken Bevölkerungsvermehrung Oſtpreußens 
möglich geweſen wäre. Die ländliche Siedlung, die 
im Jahre 1871 79,2 / der Geſamtzahl der Bevöl⸗ 
kerung Oſtpreußens beherbergte, iſt heute noch mit 
62,2 % die vorherrſchende Siedlungsform (gegen⸗ 
über dem Reichsdurchſchnitt von 35,6 9% der in länd⸗ 
lichen Siedlungen wohnenden Bevölkerung). Das 
Verhältnis zwiſchen der in ländlichen und ſtädtiſchen 
Siedlungen wohnenden Bevölkerung verbeſſert ſich 
noch zu Gunſten der ländlichen Siedlung, wenn 
man berückſichtigt, daß infolge der Gebietsverände⸗ 
rungen nach 1919 die Zahl der abgetrennten länd⸗ 
lichen Gemeinden größer war, als die der aus den 
Reſtkreiſen zu Oſtpreußen hinzu gekommenen länd⸗ 
lichen Gemeinden und ſich die Zahl der Städte um 


7 vermehrte. Die Bevölkerung der ländlichen Sied⸗ 


lungen Oſtpreußens, die von 1871 bis 1880 ihrer 
Zahl nach um ein Geringes ſtieg, iſt ſeit 1880 im 
ſteten Abſinken begriffen. Dieſer Bevölkerungs⸗ 
verluſt geht faſt ausſchließlich auf das Konto Oſt⸗ 
Weſt⸗Wanderung und kam nur zu einem geringen 
Teil der ſtädtiſchen Siedlung Oſtpreußens zugute. 
Die Verſtädterung erreichte aber nie das Ausmaß, 
wie im Reich, jo daß fie zu einer Umgruppierung 
des oſtpreußiſchen Siedlungsweſens hätte führen 
können. Die Verhältniszahlen zwiſchen der Bevöl⸗ 
kerung der ſtädtiſchen und ländlichen Siedlung Oſt⸗ 
preußens werden bei der geringen Bevölkerungs⸗ 
dichte und der dadurch ſtark ins Gewicht fallenden 
Bevölkerungszahl Königsbergs zu Gunſten der ſtädti⸗ 
ſchen Siedlung ſtark beeinflußt. Der Vergleich der 
Anzahl der ſtädtiſchen und ländlichen Gemeinden 


zeigt aber den überwiegend vorherrſchenden länd⸗ 
lichen Siedlungscharakter der Oſtprovinz. Von ins⸗ 
gejamt 7084 Gemeinden find nur 67 ſtädtiſche Ge⸗ 


meinden, in denen 38,8% der Bevölkerung Oſt⸗ 


Während in Gebieten 


führte, 


preußens wohnen. Davon entfallen allein auf 


Wirtſchafts- und Arbeits möglichkeiten, Er⸗ Königsberg, Elbing und Tilſit rd. 50 %. 


Die verurſachenden Gründe der Verſtädterung 
begünſtigten andererſeits die Entvölkerung des Landes. 
Daß die Landflucht Oſtpreußens Ausmaße annehmen 
konnte, durch die die wirtſchaftliche Entwicklung der 
Provinz bedroht erſcheint, und die Siedlungsent⸗ 
wicklung ſeit Jahrzehnten in ihrer Geſamtheit nahezu 
ſtill gelegt wurde, liegt an der Eigenart der geo⸗ 
phyfiſchen Verhältniſſe und der wirtſchaftsgeogra⸗ 
phiſchen Gegebenheiten Oſtpreußens und der Ent⸗ 
wicklung der Weltwirtſchaft. Im beſonderen ſind 
es die Verhältniſſe in der Landwirtſchaft, und die 
mangelhafte Vorausſetzungen für die Induſtriali⸗ 
ns Oſtpreußens. 

Aus ührlicher auf die Beziehungen zwiſchen E 
wirtſchaft, Landflucht und 1 E 
gehen, würde im Rahmen dieſes Aufſatzes zu weit 
führen, weshalb nur auf die wichtigſten Zuſammen⸗ 
er erg werden joll. 

$ ie Landwirtſchaft iſt wegen der Unver = 
keit des Bodens nicht in der Lage einen 1 
völkerungsüberſchuß auf die Dauer aufzunehmen 
Zwar beſteht die Möglichkeit, durch Anderung der 
Betriebsgrößen und Formen und die Umſtellung der 
Produktion auf Veredelungserzeugniſſe die Bevöl⸗ 
kerungskapazität unter beſtimmten Vorausſetzungen 
zu vergrößern. Die hierzu erforderlichen natürlichen 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Vorausſetzungen waren 
aber nicht immer vorhanden. Entweder war die 
Eigenart der Beſitzverhältniſſe oder der Beſitzgröße 
und der Produktion oder die ſozialen, rechtlichen 
und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der ländlichen Be⸗ 
völkerung der Art, daß ſie zu einer Abwanderung 
drängten. Ein maßgebender Einfluß muß dem 
Mangel an ſozialen Aufſtiegsmöglichkeiten für die 
ländliche Bevölkerung im allgemeinen und der in 
der Landwirtſchaft tätigen Bevölkerung im beſonderen 
zugemeſſen werden. Auch in den von ihrer land⸗ 
wirtſchaftlichen Umgebung wirtſchaftlich abhängenden 
Klein⸗ und Mittelſtädten Oſtpreußens war die Zahl 
der zur Verfügung ſtehenden Arbeitsſtellen beſchränkt 
und konnte nicht in dem Maße als es nach den 
ſteigenden Bevölkerungszahlen nötig geweſen wäre 
vermehrt werden. Die geringe Bevölkerungsdichte 
— die geringe Zahl der Konſumenten und deren 
geringe Kaufkraft — hat andererſeits die Entwicklun 
einer bodenſtändigen Induſtrie, die in der en 
geweſen wäre, in weit ſtärkerem Maße als die 
Landwirtſchaft Bevölkerungsüberſchüſſe aufzunehmen 
und die Siedlungsentwicklung im Sinne von Ver⸗ 
ſtädterung zu beeinfluſſen, gehemmt. A 

Für eine Induſtrialiſierung Oſtpreußens können 
ganz allgemein die Standortverhältniſſe als ungünſtig 
bezeichnet werden. Die Gruppe der materialorien⸗ 
tierten Industriezweige, die wenig transportfähige 
Roh⸗ und Hilfsſtoffe in großem Umfange benötigen 
ſcheidet aus wegen des Fehlens der Roh- und Hilfs⸗ 
ſtoffe, aber auch wegen der ungünſtigen Verkehrslage 
Oſtpreußens, da bei dieſem Induſtriezweige die 


261 


Transportkoſten bei den Produktionskoſten eine er⸗ 
hebliche Rolle ſpielen. 


Die Gruppe der arbeitsorientierten Induſtrien, 
bei welchen unter den Geſtehungskoſten Kapital⸗ 


amortiſation ſowie Arbeitslöhne zu einer beſonderen 
Bedeutung gelangen (welche eine große Spanne 
zwiſchen Rohſtoffen und den fertigen Erzeug⸗ 
niſſen aufweiſen), kommen wegen des Fehlens großer 


Kapitalkraft und eines entſprechend geſchulten Per⸗ 
Soweit die vorge⸗ 


ſonals nur bedingt in Frage. 
nannten Induſtriezweige in Oſtpreußen bisher Fuß 
faſſen konnten, waren es weniger wirtſchaftliche Er⸗ 
wägungen als ſolche nationalpolitiſcher Art, denen 
ſie ihre Entſtehung verdankten. 

Die einzige Gruppe von Induſtriezweigen für die 


bei der Induſtrialiſierung Oſtpreußens die Ausſicht 


beſteht, Bedeutung zu erlangen, ſind die konſum⸗ 
orienten Induſtrien, die überall vorkommende Roh⸗ 
ſtoffe verarbeiten und keine beſonderen Anforderungen 
bezüglich Kapitalaufwendung und des Arbeiter⸗ 
materials ſtellen. Da der Standort dieſer Induſtrie⸗ 
zweige hauptſächlich durch den Bedarf beſtimmt wird, 
ſo leiden auch dieſe in Oſtpreußen an der geringen 
Zahl der Konſumenten und deren geringen Kaufkraft, 


denn Oſtpreußen hat von allen deutſchen Provinzen 


die geringſte Bevölkerungsdichte und das geringſte 
Durchſchnittseinkommen. 
Bei dem Fehlen von bedeutenderen Induſtrien, 


wenn man von den wenigen Hilfsinduſtrien der Land⸗ 


wirtſchaft abſieht, und ſolcher, die auf die Verarbeitung 
vorwiegend landwirtſchaftlicher und forſtwirtſchaft⸗ 


licher Produkte aufgebaut find, fallen alle Anläſſe zu 


induſtriellen Agglomerationen und weiter zu Ver⸗ 
ſtädterungen, die Anlaß zu planwirtſchaftlicherzwiſchen⸗ 
gemeindlicher Regelung der Siedlungsverhältniſſe in 
Oſtpreußen gegeben hätten, weg. Wenn daher bisher 


in Oſtpreußen Beſtrebungen, die auf Landesplanung 


gerichtet waren, aus dem Geſichtspunkte einer rein 
ſtädtiſch eingeſtellten Siedlungspolitik auch 
von Seiten der Städte abgelehnt wurde, ſo war 
dieſe Einſtellung verſtändlich und zeugt davon, daß 


man in Oſtpreußen nicht gewillt war, die Verhält⸗ 
niſſe des induſtriellen Weſtens auf die völlig anders 
gearteten Verhältniſſe in Oſtpreußen ſinnlos zu über⸗ 


tragen. 

Beſtanden in Oſtpreußen unter den bis- 
herigen Wirtſchafts-, Siedlungs- und Ver- 
kehrsverhältniſſen keine Vorausſetzungen für 
zwiſchengemeindliche 
ſo macht die gegenwärtige Strukturwandlung 


der deutſchen Volkswirtſchaft und die Ent⸗ 


wicklung in der oſtpreußiſchen Landwirt⸗ 
ſchaft die Wirtſchaftsplanung in Oſtpreußen 
notwendig. 


Rationaliſierung und Mechaniſierung auf allen 
Gebieten der Wirtſchaft, die Autarkiebeſtrebungen 


der einzelnen nationalen Wirtſchaften und Kapital⸗ 
vernichtung als Folge von Krieg, Inflation und 
Tributzwang zwingen zum Abbau in der deutſchen 
Induſtriewirtſchaft. Auch bei Beſſerung der Ver⸗ 


Wirtſchaftsplanung, 


hältniſſe am Kapitalmarkt und bei einem Abbau 
der Autarkiebeſtrebungen bei den bisherigen Ab⸗ 
nehmern deutſcher Induſtrieerzeugniſſe iſt die Be⸗ 
deutung der Induſtriewirtſchaft für das Bevölkerungs⸗ 
und Siedlungsproblem im Abnehmen begriffen, da 
die Induſtrialiſierung den Punkt überſchritten hat, 
wo die Vergrößerung der Produktion im gleichen 
Maße eine Vergrößerung der Arbeitskräfte zur Folge 
hat. Die deutſche Induſtrie wird deshalb bei Beſſe⸗ 
rung der Wirtſchaftslage nur einen Teil der bis⸗ 
herigen Zahl der Arbeitskräfte wieder beſchäftigen 
können. 

Für Oſtpreußen bedeutet dies, daß die Haupt⸗ 
urſache der Landflucht, durch die die Siedlungs⸗ 
entwicklung Oſtpreußens jahrzehntelang gehemmt war, 
aufgehört hat wirkſam zu ſein. Oſtpreußen wird 
deshalb bei ſeiner ſtarken Bevölkerungszunahme mehr 
als bisher mit einer Bevölkerungsverdichtung zurechnen 
haben, da der Bevölkerungsüberſchuß, der bisher 
nach den weit und mitteldeutſchen Induſtriegebieten 
und nach den Großſtädten abwanderte, wohl oder 
übel in der Provinz bleiben muß. Der in Zukunft 
zu erwartende Bevölkerungszuwachs infolge des 
Stillſtandes der Landflucht wird verſtärkt werden 
durch die Rückwanderung ehemaliger Oſtpreußen 
und die Zuwanderung aus den weſtlichen Induſtrie⸗ 
gebieten und Städten. Dieſe Entwicklung wird ſowohl 
zu einer Verdichtung der ländlichen Bevölkerung als 
auch zu einer Zunahme der Bevölkerungszahl der 
oſtpreußiſchen Städte führen, im Gegenſatz zu den 
Städten der Induſtriegebiete im Weſten, die für 
längere Zeit mit einem Stillſtand und einer Abnahme 
| der Bevölkerungszahl zu rechnen haben. Daß dieje 

Entwicklung heute ſchon eingetreten iſt, beweiſt die 
plötzliche ſtarke, von der bisherigen Bevölkerungs- 
zunahme abweichende Bevölkerungszunahme der Stadt 
Königsberg während des Jahres 1930/31 von 
nahezu 18000 Einwohnern. 

Was ſoll in Oſtpreußen bei dem Mangel an 
Arbeitsgelegenheit und der geringen Bevölkerungs- 
kapazität der bereits heute notleidenden oſtpreußi⸗ 
ſchen Wirtſchaft mit der zuſätzlichen Bevölkerung 
geſchehen? Gibt es Wege, volkswirtſchaftlich-pro⸗ 
duktive Arbeit zu ſchaffen? 

Da wir zur Sicherung der deutſchen Wirtſchaft 
im ſelben Maße wie das Ausland gezwungen ſind, 
uns von überflüſſiger Einfuhr frei zu machen, ge⸗ 
winnen in dieſem Zuſammenhang die Landwirtſchaft 
und die vorwiegend landwirtſchaftliche Provinz Oſt⸗ 
preußen an Bedeutung. Ich habe bereits darauf 
hingewieſen, daß durchaus die Möglichkeit beſteht, 
die Bevölkerungskapazität der Landwirtſchaft unter 
beſtimmten Verhältniſſen zu erhöhen, d. h. die Mög⸗ 
lichkeit bei landwirtſchaftlicher Betätigung im Wege 
der ländlichen Siedlung einen großen Teil der Be- 
völkerung in den Produktionsprozeß einzugliedern. 
Die Vorausſetzungen hierzu ſind heute in der Land⸗ 
wirtſchaft vorhanden. Menſchen und Material und 
Land ſtehen zur Verfügung. Auch die Beſchaffung 
der nötigen Mittel wird bei Verwendung der bisher 
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ZBA c — — — — 


für unfruchtbare Verſuche zur Bekämpfung der Er⸗ 
werbsloſigkeit ausgegebenen Gelder möglich ſein. 


nalen Wirtſchaften nach weitgehender Autarkie⸗ 


Da die Induſtriewirtſchaft in größerem Maße als 


die Landwirtſchaft eine Vergrößerung der Bevöl⸗ 
kerungsdichte ermöglicht, wird es notwendig ſein, 


die Induſtrialiſierung Oſtpreußens im Auge zu be⸗ 


halten. Die Induſtrialiſierung wird dann in ſtärkerem 
Maße einſetzen, wenn es gelungen ſein wird, durch 
Siedlung und durch bevölkerungspolitiſche Maß⸗ 
nahmen die Landwirtſchaft wieder rentabel zu 
machen und die Städte von ihrer Arbeitsloſigkeit 
befreit zu haben. Dann wird auf dem Wege über 


das Kleingewerbe und auf der Baſis der Land⸗ 
wirtſchaft eine bodenſtändige, konſumorientierte In⸗ 


duſtrie entwickelt werden können. 
Es liegen ſomit begründete Anläſſe, die den 


Siedlungsaufbau Oſtpreußens bedeutend verändern 


werden, vor. Die Bedingungen für eine Durch⸗ 
koloniſation Oſtpreußens, die aus wirtſchaftlichen, 
bevölkerungs⸗ und nationalpolitiſchen Gründen er⸗ 


wünſcht erſcheint, waren noch nie ſo günſtig wie 


heute. 


Die Grundlagen für eine Wirtſchaftsplanung in 
grote Anzahl von Set als nicht umſchuldungs⸗ 


Oſtpreußen find in der Folge nochmals kurz zu- 


ſammengefaßt: 
Die Agrarwirtſchaft gewinnt durch die Kriſe der 
Induſtriewirtſchaft und die Beſtrebungen der natio⸗ 


ſierung, auch auf dem Gebiete der Verſorgung mit 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen, an Bedeutung. 
Die zunehmende Bedeutung der Agrarwirtſchaft, die 
ihr bisher durch die einſeitige Förderung von Induſtrie 
und Gewerbe die im Rahmen der Volkswirtſchaft 
zukommende Stellung wieder zuweiſen wird, wird 
für alle Agrargebiete, insbejondere für Oſtpreußen 
einen ſtarken wirtſchaftlichen Aufſchwung bringen der 
nicht ohne Auswirkung auf das Siedlungsweſen bleibt 
Die Landflucht, die Abwanderung der ländlichen, aber 
auch der ſtädtiſchen Bevölkerung Oſtpreußens nach den 
weſtdeutſchen Induſtriegebieten und den Großſtädten 
hört auf, denn dieſe ſind nicht mehr in der Lage, zu⸗ 
ſätzliche Arbeitskräfte aufzunehmen. Die zunehmende 
Bedeutung der Landwirtſchaft wird neue Arbeitsplätze 
ſchaffen, und die Möglichkeit der Wiedereingliederun 
geeigneter bisher erwerbsloſer Arbeitskräfte in Ce 
Produktionsprozeß ermöglichen. So bleibt der 
natürliche Bevölkerungsüberſchuß in Oſtpreußen 
außerdem wartet ein Heer von Erwerbsloſen 
auf Arbeit. Bei der Durchführung der Um⸗ 
ſchuldung der oſtdeutſchen Landwirtſchaft wird eine 


würdig anfallen. Man iſt ſich einmüti ü 

{ Man ütig darüb 
klar, daß dieſer Beſitz einer großzügigen lm 
bewegung zugeführt werden ſoll. 


Zwei oſtpreußiſche Kirchſpiele 


Eine ſiedlungspolitiſche Studie von Wilhelm Schlemm. 


Im Juni vergangenen Jahres konnte die Oſt⸗ 
preußiſche Heimſtätte der Öffentlichkeit eine Denk⸗ 
ſchrift“) unterbreiten, in der an dem Beiſpiel von 


31 oſtpreußiſchen Dörfern der Verſuch gemacht 
beiden Fällen nahe. 


wurde, der Siedlung von heute einige Unterlagen 
für ihr Vorgehen bei der Planung, beſonders in 


Beziehung auf ihren bevölkerungspolitiſchen Aufbau, 


zu verſchaffen. 
Zu dem entſcheidenden Teile dieſer Denkſchrift, 


der eigentlichen Dorfunterſuchung, mußte ſie damals 


Unterlagen fehlen, um die für die Beurteilung 
wichtige Frage nach den Beſonderheiten eines jeden 
Dorfes aus ſeiner Umgebung heraus zu erklären. 


ßiſche Kirchſpiele umfaſſenden Gebiets will wenigſtens 


an einer Stichprobe dieſe Lücke ausfüllen. Insbe⸗ 
ſondere will ſie der Frage nachgehen, ob ſich bei 


Aufgabe jenes Vorbehalts an den Ergebniſſen der 


damaligen Unterſuchung nennenswerte Verände⸗ 
rungen vollziehen. 

Die beiden Kirchdörfer des für die Unterſuchung 
ausgewählten Gebiets: Hermsdorf und Dt. Thierau, 
im Kreiſe Heiligenbeil (Abb. 1), gehören zu den 
ſeinerzeit unterſuchten 31 Dörfern. Sie fielen 
) Der Weg der Siedlung, Denkſchrift der Oſtpreußi⸗ 
ſchen Heimſtätte zu einigen Grundfragen des Siedlungs⸗ 
weſens. Königsberg Pr., 1931. 


damals als Gemeinden mit eine 
d m recht anjehnli 
lien und gewerblichen nn SE 
er Gedanke, nach den Gründen hierfür in der 
engeren Umgebung KN Dörfer zu ſuchen, lag in 
€ n nal uch ſonſt ſchienen die Be⸗ 
e ee 1 Unterſuchung günſtig e 
in. ' Kirchſpiele ſind von der neuzeitli 
Siedlungstätigkeit noch völlig unberührt a 


alſo noch unverfälſcht den Zuſtand um die Jahr⸗ 


die Einſchränkung machen, daß ihr leider die nötigen beſondere Verkehrsanlagen, etwa 
einer Bahnſtrecke oder einer wichtigen Durchgangs⸗ 


Die nachfolgende Unterſuchung eines zwei ojtpreu- weite, daß Einflüſſe von dort, 


hundertwende. Dieſer Zuſtand iſt auch nicht durch 


das Vorhandenſein 


ſtraße verwirrt. Die beiden Na barjtä ili 
beil und Zinten liegen bereits ee 
vielleicht etwas verdunkeln ee Ge 
fürchten ſind. Es handelt ſich alſo in BE e 
ein ausgeſprochen ländliches Gebiet, durchſetzt mit 
Großgrundbeſtz, mittleren und kleineren Bauer. 
wirtſchaften, im ganzen alſo um ein Beiſpiel En 
man einen über den Einzelfall hinaus gültigen fü 
die Wirtſchaftsverhältniſſe des Oſtens typiſch ; 
Charakter nicht ohne weiteres abſprechen möchte 
‚Der Kreis Heiligenbeil, in Selen Mitte die beiden 
Kirchſpiele liegen, iſt ſelbſt ein überwiegend la > 
wirtſchaftlicher Kreis, im Norden ſtark durchſetzt a it 
Großgrundbeſitz, im Süden mehr bäuerlich beſtedelt 
Bei ſeiner Bevölkerungsentwicklung teilt er das 
Schickſal anderer, ähnlich geſtalteter oſtpreußiſcher 
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Die Kirchspiele 
Disch. Thierau u. Hermsdorf 
im Rreise heiligenbeil: 


H- 41:100000 


Abbildung 1 


Landesteile. Der Benölferungsitand erlebte ſeit der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts bis in die Zeit 
des Weltkrieges hinein einen langſamen Abſtieg. 
Die Bevölkerungsdichte, die im Jahre 1870 noch 
50 Einwohner auf den Quadratkilometer betrug, 
war im Jahre 1905 auf 48 Einwohner qkm ge⸗ 
ſunken, 1910 auf 47,7 und erſt bei der letzten 
Volkszählung 1925 zeigt ſich ein leichter Anſtieg 
auf 48,43 Einwohner / qkm, von dem noch offen 
bleiben muß, ob man bereits weitere Schlüſſe 
daraus ziehen darf. Der natürliche Bevölkerungs⸗ 
zuwachs muß demnach dauernd durch eine lebhafte 
Auswanderung ausgeglichen ſein, die in erſter 
Linie die landwirtſchaftliche Bevölkerung betraf, 
weniger den gewerblichen Einſchlag, der bei ſinkender 
Zahl der Haupt- und Nebenbetriebe ein allmähliches 
Anſteigen der gewerbstätigen Perſonen erkennen 
läßt. 1895 beſtanden 1881 Haupt⸗ und 257 Neben⸗ 
betriebe bei 3674 gewerbstätigen Perſonen, 1907 
1673 Haupt⸗ und 181 Nebenbetriebe bei 3794 ge⸗ 
werbstätigen Perſonen. Bei der letzten Volks⸗ 
zählung 1925 war die Zahl der Hauptbetriebe auf 
1232 geſunken, die der gewerbstätigen Perſonen 
hingegen auf 4204 geſtiegen (die Zahl der Neben⸗ 
betriebe war nicht zu ermitteln). 

Das für unſere Unterſuchung herangezogene Ge⸗ 
biet macht mit ſeinen rd. 122 qkm ein reichliches 


Siebentel des Kreiſes aus, mit ſeiner Bevölkerung 
von 5023 Einwohnern ein reichliches Achtel. Ent⸗ 
ſprechend hält ſich ſeine Bevölkerungsdichte mit 
41,15 Einwohnern auf den Quadratkilometer auf 
den Durchſchnitt der Bevölkerungsdichte des Kreiſes 
nach Abzug der Städte, die 41,5 Einwohner auf 
den Quadratkilometer ausmacht. 

Der Boden iſt in der Hauptſache guter Mittel⸗ 
boden. Im Gebiet des Dorfes Hermsdorf gilt er 
als kaltſprindig, im Gutsgebiete von Pellen iſt er 
ſandiger (guter Kartoffelboden !). Er gilt als ärm⸗ 
lich in der Dorfgemarkung von Stolzenberg, obgleich 
gerade dieſes Gebiet mit einer beſonders dichten 
Bevölkerung aufwarten kann.“) Faſt das ganze 
Gebiet befindet ſich in landwirtſchaftlicher Nutzung, 
abgeſehen von einigen größeren Unlandflächen in 
den Gemarkungen Schönwalde, Hermsdorf und 
Hanswalde. Der Waldreichtum betrug noch gegen 
Mitte des 19. Jahrhunderts nahezu die Hälfte der 
Geſamtfläche (Abb. 2). Heute iſt er ſehr gering. 
Wälder von größerem Umfange finden ſich nur in 
den Gemarkungen Schönrade, Hermsdorf, Stolzen⸗ 


*) Grundſteuerreinertrag je ha: Gallingen 11,56, Hans⸗ 


walde 8,70, Dt. Thierau 8,50, Haſſelpuſch 8,15, Lauterbach 


8,13, Herzogswalde 8,07, Pellen 7,92, Lönhöfen 7,78, 
Schönwalde 7,07, Hermsdorf 7,02, Freudental 6,28, Schön⸗ 
rade 5,20 und Stolzenberg 3,41. 
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Sdländereien 1863 


Waldgebiet 1931 


i i i iele. Landwirtſchaftlich 
an ne, ilch 1800 und 1931. 0 
reudental. Abgeſehen von den in 
a. = Stolzenberg liegenden Staats⸗ 
forſten handelt es ſich hier meiſt um Ein⸗ 
ſprengungen kleinerer und mittlerer Waldſtücke, 
die zu größeren Gütern an der Hafftüſte ge⸗ 
hören und wohl nur aus dieſem Grunde noch nicht 
der Rodung anheimgefallen ſind. Als ſpäte Rode⸗ 
gebiete, deren ſich der Bauer noch heute gut er⸗ 
innert, werden einmal die Umgebung des Gutes 
Schönrade bis an die Hermsdorfer Gemeinde⸗ 
grenze hin bezeichnet und ferner der ag 
liegende Streifen zwiſchen Hermsdorf und 1 gr 
berg, der heute von dem Gemeindeteil art 
langen eingenommen wird, heute noch mit En 
fünf Höfen als „Kolonie“ bezeichnet, eine Kar 
von 1887 zeigt hier noch Wald. ar 
Es iſt zum Verſtändnis der Gegend ef e 
darauf aufmerkſam zu machen, wie ſtar de 
Rodung noch in der zweiten Hälfte des E 
gangenen Jahrhunderts geweſen ſein muß. Ss 
wäre intereſſant, den Dingen hier etwas 5 „ 
zugehen. Vielleicht würde man an der Tatſache, 
daß im Zuſammenhang mit der Separation E 
landwirtſchaftliche Auswertung des Gemeindelan Se 
alſo auch ihrer Waldungen, begann, eine a x 
Wertung des Separationsvorganges vom Sied⸗ 


lungsſtandpunkte aus finden und eine Begrün⸗ 


älli Ab⸗ 
dung für das auffällig ſtarke Auftreten von 
a die ſich unter dieſen Amſtänden = 
ein etwas wilder, durch keine ordnende 


Hand beeinflußter Siedlungsvorgang kennzeichnen 
würden. 


Dorf 

4 Gut 

we Gehöftgruppe 

„ Einzelgehöft 

+ Kirche u. Pfarre 
+ Kapelle 

o Schule 

o Gewerbl. Betrieb 


Abb. 3. Zwei oſtpreußiſche Kirchſpiele. Bevölkerungs⸗ 

verteilung. 

Verkehrspolitiſch iſt das Gebiet in das von Zinten 
nach Weſten hin ausſtrahlende Straßennetz einge⸗ 
ſpannt. Die zur Kreisſtadt Heiligenbeil führende 
Kunſtſtraße durchſchneidet das Gebiet in ſeinem 
nördlichen Teile und ſchließt die Dörfer Dt. Thierau 
und Hermsdorf, ſowie die Güter Bilshöfen und 
Freudental an den Verkehr an. Durch eine bei 
Dt. Thierau beginnende Chauſſeegabelung werden 
die Gemeinden Gallingen und Löhnhöfen an dies 
Kirchdorf herangeholt. Die Aufſchließung des ſüd⸗ 
öſtlichen Teils beſorgt die Kunſtſtraße Zinten— Hohen⸗ 
fürſt. Sie knüpft die Dörfer Haſſelpuſch und Stolzen⸗ 
berg, ſowie das zwiſchen beiden liegende Rittergut 
Pellen enger aneinander. Zu den zwiſchen dieſen 
beiden Hauptſtraßen liegenden Ortſchaften Hanswalde 
und Lauterbach führen zwei Zweigſtraßen, während 
das ganz im Süden gelegene Dorf Schönwalde 
durch ſeine Verkehrsaufſchließung dem Gebiete 
geradezu entfremdet wäre, wenn nicht der dieſem 
Dorfe öſtlich vorgelagerte Bahnhof Tiefenſee ſeine 
Anziehungskraft auch auf das weitere Hinterland 
im Bereich beider Kirchſpiele bis hin nach Hans⸗ 
walde ausüben würde. Die ſonſtigen Verbindungen 


ſind fait durchweg beſcheidener Natur, ein Umftand, 
der beſonders im Kirchſpiel Hermsdorf auffällt, wo 


die Wege zum Kirchdorf zum großen Teil noch 
heute reine Feldwege ſind. Durch befeſtigte Straßen 
überhaupt nicht aufgeſchloſſen iſt die Gemeinde 
Herzogswalde. Im ganzen muß man die Verkehrs⸗ 
aufſchließung als noch ſehr unfertig bezeichnen. 
Die einzige, für beide Kirchſpiele in Frage kommende 
Bahnverbindung, die Bahn Königsberg —Zinten — 
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Abb. 4. Zwei oſtpreußiſche Kirchſpiele. Bevölkerungsdichte. 


Allenſtein, rückt beim Bahnhof Tiefenſee auf etwa 
2 km an die öſtliche Gebietsgrenze heran. Als 
nächſte Verladeſtation für den Südteil des Gebiets, 
etwa die Ortſchaften Hanswalde, Haſſelpuſch, Schön⸗ 
walde und das Rittergut Pellen, ſpielt ſie eine 
gewiſſe Rolle, iſt ſonſt aber bis heute für die 
ſtrukturelle Entwicklung des Gebiets ohne nennens⸗ 
werte Bedeutung geblieben. 


Die große und auffallend langgeſtrekte Form des 
Kirchſpiels Hermsdorfs erklärt ſich daraus, daß ſein 
ſüdlicher Teil urſprünglich ein beſonderes Kirchſpiel 
(Pellen) darſtellte. Heute umfaßt es vier ſtattliche 
Dörfer: Hermsdorf, Lauterbach, Stolzenberg und 


Schönwalde, ferner das Rittergut Pellen mit dem 


ehemals dazugehörenden Gute und Dorf Haſſelpuſch 
und endlich die aus mehreren größeren Gütern be⸗ 
ſtehende Gemeinde Schönrade. Das weſtlich von 
ihm gelegene, um ein Drittel kleinere Kirchſpiel 
Dt. Thierau beſitzt demgegenüber nur zwei ausge⸗ 
ſprochene Dörfer — die Dörfer Dt. Thierau und 
Hanswalde. Das Dorf Herzogswalde ſteht für 
unſere heutigen Begriffe mit ſeinen etwa 25 im 
Dorfe und ſeinen etwa 30 auf Abbauten lebenden 
Familien ſchon an der Grenze einer Bauernſchaft, 
für welche Siedlungsform ſich in den zwei groß⸗ 
bäuerlichen Gemeinden, Löhnhöfen und Gallingen, 
noch charakteriſtiſchere Vertreter finden. Dazu kommen 
die Rittergüter Bilshöfen und Freudenthal, ſowie 
das in der Gemeinde Hanswalde liegende Gut 
Hanswalde, die in das Kirchſpiel einen fühlbaren, 
großlandwirtſchaftlichen Einſchlag bringen. 


Angedeutet wurde ſchon die auffallend ſtarke 
Neigung zur Entwicklung von Abbauten, die bei 
Dörfern wie Hermsdorf, Stolzenberg, Schönwalde 
und Hanswalde faſt die Hälfte der Haushaltungen 
betrifft. Das kleine Dorf Hanswalde beſteht faſt 
ganz aus Abbauten. Dieſe Neigung iſt geradezu 
eine Eigentümlichkeit des Kirchſpiels Hermsdorf 
während ſie bei Dt. Thierau gegenüber der Bildung 
von Bauernſchaften mehr in den Hintergrund tritt, 
wie man überhaupt feſtſtellen muß, daß beide Kirch⸗ 
ſpiele, jedes für ſich, ein durchaus ſelbſtändiges 
Gepräge wahren. — 

Nach den vorliegenden Feſtſtellungen, die ſich in 
der Hauptſache auf die Angaben der Lehrer des 
Gebiets und ſonſt zuverläſſiger Perſonen ſtützen, 
können beide Kirchſpiele auch heute noch als im 
großen und ganzen geſund bezeichnet werden. Die 
landwirtſchaftliche Bevölkerung kam bisher vorwärts. 
Wo ſie es im Einzelfalle nicht tat, werden bejon- 
dere Umſtände genannt: zu ſchwere oder zu leichte 
Böden, Krankheit, Ungeeignetheit der Wirte, Erb⸗ 
ſtreitigkeiten, zu hohe Ausgedinge und ähnliches. 
Selbſt die Entwicklung der allerletzten Zeit ſcheint 
an den Wirtſchaften dieſes Gebietes noch ohne große 
Schwierigkeiten vorübergegangen zu ſein. Allerdings 
wird immer wieder betont, daß die Bevölkerung 
fleißig und ſehr anſpruchslos ſei. 

Die Abſatzfrage der landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſe iſt faſt allgemein durch Aufkäufer geregelt, die 
in gewiſſen Abſtänden das Gebiet bereiſen. Weder 
Zinten noch Heiligenbeil ſpielen als Marktorte 
eine nennenswerte Rolle. Das Marktgehen hat in 
der Hauptſache aufgehört. Auch für die Bedarfs⸗ 
regelung iſt die Rolle dieſer Städte geringer als 
man annimmt. Den Tagesbedarf verſorgt der Krämer, 
der in keinem Dorfe fehlt und ſelbſt gewiſſe Textilien 


zum Verkauf bereit hält, ihn verſorgt die Außen⸗ 


ſtelle der landwirtſchaftlichen An- und Verkaufs⸗ 
genoſſenſchaft und die in die Bevölkerung einge⸗ 
ſprengten Handwerker aus den verſchiedenſten Be⸗ 
rufen: Schloſſer, Schmiede, Stellmacher, Maurer, 
Zimmerleute, Tiſchler, Schuhmacher, Schneider, 
Fleiſcher, Bäcker uſw., ſodaß der Weg zur Stadt 
nur noch für einige größere Einkäufe: landwirt⸗ 
ſchaftliche Maſchinen, Möbel, Kleidungsſtücke und 
ähnliches notwendig wird. Die Intereſſengrenze 
für die beiden in Frage kommenden Städte iſt dabei 
etwa die Grenze zwiſchen beiden Kirchſpielen. 

Hier und da ſind Viehhändler im Gebiet ſelbſt 
anſäſſig. Von induſtriellen Unternehmungen finden 
ſich in erſter Linie Mühlen, jedoch nur ſolche für 
den örtlichen Bedarf: Dt. Thierau, Hermsdorf, 
Lauterbach, Haſſelpuſch, Pellen verfügen über ſolche. 
Wo dieſe Mühlen fehlen, beſtehen Mehlaustauſch⸗ 
ſtellen, die die Lücke ſchließen. An zwei Stellen 
treffen wir auf ein kleines Sägewerk (Dt. Thierau, 
Hermsdorf), in der Nachbarſchaft von Hermsdorf 
außerdem auf zwei mittlere Ziegeleien. In Herms⸗ 
dorf ſelbſt hat eine kleine gutgehende Weberei ihren 
Sitz aufgeſchlagen, deren Kundſchaft über die ganze 
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Provinz verſtreut iſt. Das einzige größere indſtrielle 
Unternehmen iſt die Brennerei in Pellen. Doch 
bleibt ihr Einfluß auf das Gut Pellen beſchränkt, 
da der Bedarf an Kartoffeln in der Hauptſache 
von dieſem Gute ſelbſt gedeckt wird. Die bäuer⸗ 
liche Bevölkerung treibt vorwiegend Getreidebau, 
Kartoffelbau nur zur Erzeugung von Futter⸗ und 
Speiſekartoffeln. 

fiber die Bevölkerungsverteilung gibt neben Abb. 3 


die beigefügte Überſichtstafel I Aufſchluß, die getrennt 


nach Dörfern und Gütern den Bevölkerungsſtand 


im Jahre 1907 und im Jahre 1931 darlegt und 


letztere Zahlen 
völkerungsdichte, 
entfallenden Landes und 
haltsgröße auswertet. 
überſicht hervor, 
von dem allgemeinen 
bevölkerung in die Städte in Mitleidenſchaft gezogen 
wurden. Die Zahl der Haushalte ſank im letzten 
Vierteljahrhundert um 10 %, die der Bevölkerung um 
nicht weniger als 15%! Auffallend iſt demgegen⸗ 
über, daß bei den Gütern ein leichtes Anſteigen zu 
verzeichnen iſt, in der Hauptſache wohl darauf zu⸗ 
rückzuführen, daß in der Zwiſchenzeit das Gut Schön⸗ 
rade durch Abverkauf in mehrere Güter zerlegt 
wurde, zum Teil wohl auch darauf, daß eine ver⸗ 
ſtärkte Intenſivierung mehr Arbeitskräfte notwendig 
machte. — 

Entſprechend den verſchiedenen Verhältniſſen in 
den Dorfwirtſchaften und auf den Gütern liegt bei 


des auf jeden Haushalt im Mittel 
der durchſchnittlichen Haus⸗ 
Deutlich geht aus dieſer 


letzteren die Zahl der im Durchſchnitt zu einem Hans⸗ 


halt hinzuzurechnenden Perſonen um etwa eine 
Perſon höher: 4,3 gegenüber 5,1 für das Jahr 1931. 
Die größere Inanſpruchnahme von Geſinde mag bei 
dieſer Zahl in erſter Linie den Ausſchlag geben. 
Beſonders auffällig iſt aber die Tatſache, daß die 
Bevölkerungsdichte in den Gutsgebieten mit 23 bis 
28 Einwohnern je Quadratkilometer (Schönrade 33,5) 
noch ein gut Teil unter der Hälfte der Bevölkerungs⸗ 
dichte in den Dörfern mit 55—67 Einwohnern je 
DOuadratkilometer liegt, wobei die als Bauernſchaften 
anzuſprechenden großbäuerlichen Gebiete ſich mehr 
den Gutsgebieten nähern: Gallingen mit 35,2, 
Herzogswalde mit 36,4 und Löhnhöfen mit 26,7 Ein⸗ 
wohnern je Quadratkilometer. — 

Entſprechend verhält es ſich mit dem Anteil, den 
im Durchſchnitt jeder Haushalt an der Gemeinde⸗ 
flur hat. Einer durchſchnittlichen Fläche von 7,8 ha 
bei den Dörfern, ſteht bei den Gütern eine ſolche 
von 19 ha gegenüber. 

Die berufliche Zuſammenſetzung der Dörfer in den 
beiden Kirchſpielen iſt in der Überfichtstafel Il nieder⸗ 
gelegt. In ihr fallen als völlig anders geartet 
wieder die Gemeinden Gallingen, Herzogswalde und 
Löhnhöfen auf. 


rolle ſpielt, für eine Entwicklung im dörflichen Sinne 
ſichtlich ungünſtig gegliedert. Es erweiſt ſich 
auch, daß ſie wirtſchaftlich zum Gebiet der 


unter dem Geſichtspunkte der Be⸗ 


wie ſtark beſonders die Dörfer 
Abwanderungsſtreben der Land⸗ 


Dieſe Gemeinden ſind dadurch, 
daß der Groß⸗ und Mittelbauer in ihnen die Haupt⸗ 


Zwei oſtpreußiſche Kirchſpiele 
Tafel L Die Bevölkerungsverteilung. 


S 1907 1931 
8 „ 
Name a2 22 32 28 3 S og 
E ha SS 85 83 55 BE 2 88 
[Ss Ss 55 
A. Dörfer 
10 Dt. Xhierau | 875,8 158 604|139 516060, 
d Gauingen 1,5| 20 1880 26 | 134135.2 189 84 
3] Sanswalde | 887,9| 170 692144 570653 62 4.0 
4 Safeipurh [288.9 38 188 81 136581 75 45 
Gg 1513,6| 241 10161187 | 84467 | 67 45 
Herzogs⸗ 1 | a 
waldeſ 584,5] 52 25380 55 | 213 
7| Lauterbach] 744.9] 84 427 87 | 375 803 05 ei 
Di sönnöten 520,0] 26 149 29 | 136267 176 47 
9 Schönwalde | 1090,2| 133, 6191134 597548 | 81 45 
10| Stotzenberg | 1255,5 181 781|152 | 585164, | 60 89 
8187,3 11093 48321084 * 
ab Wälder rd. 560,0 nr 
7627.8 demnach 1907088, 4 7,0 4,4 
8. Güter 193155, | 7,8 43 
1] Bitshöfen 401,0 26 142] 211 | 
o Freudenthal] 562,8 16 98 23 1212785 100 er 
3 Sanswane 512.0] 22 188024. | 120084 218 80 
al Saſselpuſo] 426,0| 24 1210 20 83230 bus 50 
8 Pellen 48.8] 89 al 45 | 233247 210 50 
60 Schönrade | 1173,4| 26| 141] 47 | 28633;5: 15,0 50 
A018, | 153 Ba II 
ab Wälder rd. 595,0 * We 
3423,5 demnach 1907 24,9 22,4 |5,6 
ent 1931126,6 |19,0 15,1 
12205,8 1246 686i 168 5018 
demnach 1907 46,66 | 9,78 4,6 
1931/41,18 110,48 |4,3 


1) Eine jharfe Gr 
ziehen. Grenze zwiſchen Gut und Dorf war nicht zuverläſſig zu 
2) Nach Abzug der größeren Waldflächen. 


Gemeinde Dt. Thierau gerechnet werd ü 
Hier finden ſich die handwerklichen und ln 
Betriebe, die ihnen fehlen. Aus dieſem über die 
Gemeindegrenzen hinaus erweiterten Wirtſchaftsraum 
erklärt ſich ohne weiteres der beträchtliche Einſchla 
ſolcher Unternehmungen (22,3 %), der dem Anteil E 
landwirtſchaftlichen Betriebe entſpricht. Dieſe weit⸗ 
reichende Wirtſchaftsſtrahlung bleibt aber eine Aus- 
nahme. Ihr ſteht im ſelben Kirchſpiel mit nicht 
weſentlich geringerem gewerblichen Einſchlag (rd. 20 90 
das Dorf Hanswalde gegenüber, für das Vi ein 
ähnliche Begründung nicht finden läßt, bei dem i 5 
Gegenteil betont wird, daß das Dorf eine Wirt. 
ſchaftseinheit für ſich bilde, völlig unabhängig von 
ke: 1 Umgebung. SÉ 
Dieſes ild wiederholt ſich bei den eg, 
ſpiele Hermsdorf gehörenden Dörfern. e 3 
berſichtstafel (Abb. 4) geht ohne weiteres hervor 
daß hier Bauernſchaften wie im Kirchſpiel Dt Thierau 
nicht beſtehen. Mit Ausnahme des Dorfes Haſſel⸗ 
puſch vielleicht, daß in einigen Dingen der An⸗ 
lehnung an die Nachbardörfer Schönwalde und das 
bereits außerhalb des Kirchſpiels gelegene Dorf 
Böhnkenwalde bedarf, bildet jedes Dorf eine feſt 
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umriſſene Wirtſchaftseinheit und will entſprechend 


gewertet werden. Fehlt zum Beiſpiel in Lauterbach 
der Schmied, ſo wird man feſtſtellen, daß die Schmiede 
im Orte zur Zeit verwaiſt iſt und ſich bislang nur 
noch niemand gefunden hat, der die Lücke wieder 
ausfüllt. 


heraus, das einen beſonders ſtarken gewerblichen 
Einſchlag aufweiſt. 


Betriebe zur Arbeiterbevölkerung zu verzeichnen. 
Beide machen zuſammen 60% der Geſamtbevölkerung 
aus. Jedoch zeigt ſich diesmal ein ſtarkes Anwachſen 
der ſelbſtändigen Betriebe bei gleichzeitigem Abſinken 
des Anteils der Arbeiterbevölkerung. Dagegen iſt 


das Verhältnis der gewerblichen Betriebe und der 
Aus der Reihe der Dörfer des Kirchſpiels hebt 
ſich wieder das Kirchdorf Hermsdorf als ein ſolches 


Wie bei Dt. Thierau beträgt 


er 22 /, doch mit dem Unterſchiede, daß der rein 


gewerbliche Anteil an dieſem Prozentſatz diesmal 
weit größer iſt. 
Mühle, ein Sägewerk, eine Ziegelei, eine Weberei, 
daneben gehen verſchiedene Kaufleute und Händler 
ihren Geſchäften nach. Bei den übrigen Dörfern 
ſinkt der gewerbliche Anteil etwas, bei Schönwalde 
und Stolzenberg auf 19), ſtärker jedoch bei Lauter⸗ 
bach, wo er nur 11,5 % beträgt. Die Armlichkeit 
des Bodens dürfte für das Dorf Stolzenberg der 
Anlaß geweſen ſein, ſich auf dem Gebiete des Heim⸗ 
gewerbes beſonders zu betätigen. Die Heimarbeiter 


ſtellen Holzlöffel, Klammern, Holzpantoffel, Webe⸗ 


ſchiffchen u. dergl. her, die ſie ſelbſt vertreiben. Dieſe 


Tätigkeit, welche früher einen weit größeren Umfang 
annahm, iſt heute, wo ſich die Induſtrie auch dieſer 


Dinge bemächtigt hat, und eine landwirtſchaftliche 
Grundlage von 5 bis etwa 15 Morgen ſich als zu 


knapp erweiſt, nur noch auf 7 Familien beſchränkt, 


Kleinſtellenbeſitzer, die ſich dürftig ernähren. 


Unter den Handwerkern hebt ſich zahlenmäßig 
der hohe Anteil des Baugewerbes heraus. Herms⸗ 


dorf allein beſitzt 2 Bauunternehmer. An Maurern 
zählen wir 29, wovon in Stolzenberg 10 ſitzen, 
in Hanswalde 6, in Schönwalde 5. 


Es zeigt ſich hier die berufliche Überlegenheit des 


auf keine Werkſtätte angewieſenen Handwerkers. 


Demgegenüber iſt die Zahl der Zimmerleute mit 
7 Berufsangehörigen verhältnismäßig gering. Zehn 
Tiſchler finden neben ihnen ihr Brot. Ein Glaſer, 
ein Ofenſetzer und ein Dachdecker vervollſtändigen 
die Zahl der im Baugewerbe Beteiligten. 
läuft ſich damit auf 51. 
Anteil des Bekleidungsgewerbes. 
handwerk allein zählt 21 Angehörige, 
einige Näherinnen, das Schuſterhandwerk 17. Die 


eigentlich dörflichen Handwerker, die Schmiede und 
Stellmacher, treten demgegenüber mit 11 bzw. 10 An⸗ 


gehörigen zurück. Das Ernährungshandwerk iſt mit 
2 Bäckern und 2 Fleiſchern verhältnismäßig gering 
vertreten, zumal einige von ihnen ſich noch nebenher 
als Krämer und Händler betätigen. 


Zuſammenfaſſend kann man feſtſtellen, daß das 
Geſamtbild der beruflichen Zuſammenſetzung in den 
Dörfern im allgemeinen dem Ergebnis der vor⸗ 
jährigen Dorfunterſuchung gleicht. Verſchiebungen 
ſind nur in dem Verhältnis der landwirtſchaftlichen 


Es beſteht eine Molkerei, eine 


Man muß an⸗ | 
nehmen, daß dieſe nicht nur im Dorfe ſelbſt ihr 
Brot finden, ſondern auch in der weiteren Umgebung. 


Sie be⸗ 
Auffällig hoch iſt auch der 
Das Schneider⸗ 
darunter 


Gruppe Handwerker im großen und ganzen feſt ge⸗ 
blieben. Ihr Anteil ſank von rd. 18 / auf 17 Du 
der Bevölkerung, alſo um 1%, der der Gruppe 
„Beamte und Sonſtige“ zugute gekommen iſt. 


Abſchließend laſſen ſich auf Grund der vorliegenden 
Stichprobe einige Schlüſſe ziehen, die für weitere 
Unterſuchungen nützlich fein dürften. 


1. Das dörflich beſiedelte Gebiet zeigt eine um 
das zwei⸗ bis dreifache dichtere Beſiedlung als 
das großlandwirtſchaftlich beſiedelte Gebiet. 
Hier liegt die Frage nahe, ob die geringere 
Inanſpruchnahme des Landes durch die orts⸗ 
anſäßige Bevölkerung bei dem Großbetrieb 
etwa durch eine entſprechend größere Menge 
an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen aufgewogen 
wird, die der Ernährung der nicht landwirt⸗ 
ſchaftlichen Bevölkerung in den Städten dient. 
Dieſe umſtrittene Frage wird heute ſchon faſt 
allgemein dahin beantwortet, daß kleinbäuer⸗ 
liche Wirtſchaften mehr- und vielſeitiger produ⸗ 
zieren als Großlandwirtſchaften. 


2. Die unterſuchten dörflichen Siedlungen ſind 
in ſich abgeſchloſſene Wirtſchaftseinheiten. Die 
Umgebung kommt nur ſoweit als mitbeſtimmend 
in Betracht, als ſie ſelbſt nicht die Kraft be⸗ 
ſitzt, zur Wirtſchaftsform des Dorfes durchzu⸗ 
dringen. Günſtige Verkehrslage, das zeigen 
die Dörfer Hermsdorf und Dt. Thierau, ſteigert 
den gewerblichen Einſchlag. Das gleiche gilt 
von dem Vorhandenſein von rein bäuerlicher 
Umgebung. 

3. Dörfer wie Dt. Thierau und Hermsdorf ſind 
im Geſamtbild keine auffallenden Ausnahmen. 
In ihrer unmittelbaren Nachbarſchaft finden 
ſich Dörfer ähnlicher beruflicher Zuſammenſetzung 
und zeigen, daß es ſich bei jenen um Spitzen⸗ 
dörfer handelt aber nicht um Sondererſchei⸗ 
nungen. 

4. Die 1931 durchgeführte Unterſuchung von 
31 Dörfern wird beſtätigt. Die Vorbehalte, 
die vor einem Jahre noch gemacht werden 
mußten, kann man nach dieſer Stichprobe auf 
ſich beruhen laſſen. 


Wenn man zwiſchen den den beiden Dorfunter⸗ 
ſuchungen zugrundeliegenden Gemeinweſen und unſerer 
heutigen Siedlung nicht unmittelbare Vergleiche an⸗ 
ſtellen kann und darf, ſo ſind ihre Ergebniſſe für 
uns doch höchſt wertvoll, weil ſie zeigen, daß man 
es getroſt wagen kann, an den Platz der rein land⸗ 
wirtſchaftlichen Siedlung eine Siedlung zu ſetzen, 
die ſich auch der ſonſtigen Volksteile auf dem Lande, 
beſonders aber der Gewerbetreibenden annimmt. 
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Dies darf natürlich nicht ein urteilsfreies Nachahmen 
des Vorhandenen werden. Die Auswahl und An⸗ 
ſetzung der Siedler iſt vielmehr auf die Forderungen 
unſerer Tage und die zu erwartende Wirtſchafts⸗ 
entwicklung abzuſtellen. Eine Berückſichtigung des 


Gewerbes bei gleichzeitiger Sicherung auf landwirt⸗ 
ſchaftlicher Grundlage, alſo unter Anſetzung auf 
Stellen von 20—30 Morgen je nach Bodengüte, 
iſt die notwendige Vorausſetzung für eine organiſche 
und lebensfähige Wirtſchaft im neuen Siedlerdorfe. 


Amſchau 


Siedlungstagungen 
In letzter Zeit haben zwei Tagungen jtattgefunden, 
welche die Frage der inneren Koloniſation behan— 
delten und die in ihrem Ergebnis manche Verſchieden⸗ 


heiten aufwieſen. Die erſte war von der Forſchungs⸗ 


ſtelle für Siedlungs⸗ und Wohnungsweſen in Münſter 
für den 26.— 27. Februar 1932 einberufen, die zweite 
fand in Berlin am 29. Februar 1932 auf Einladung 
der Geſellſchaft zur Förderung der inneren Koloni⸗ 
ſation ſtatt (vgl. Nachrichtenteil). 


Die Verſammlung in Münſter hatte es ſich zur 


Aufgabe geſtellt, Weſen und Richtung der Binnen⸗ 


ſiedlung im Hinblick auf die Entwicklung des ge⸗ 
ſamten deutſchen Wirtſchaftslebens zu überprüfen 
und für ihre Geſtaltung ſeine Schlüſſe zu ziehen. 
Es wurde unter Leitung von Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Bruck über die ſtädtiſche und ländliche Siedlung 
in Verbindung mit der Entwicklung der Induſtrie 
und Landwirtſchaft und unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der aus der Arbeitsloſigkeit ſich ergebenden 
Aufgaben geſprochen. Die Atmoſphäre bei ſämt⸗ 


lichen Vortragenden wurde von dem Gedanken ge⸗ 


tragen, daß das Siedlungsweſen, um für Deutſch⸗ 
land fruchtbar zu fein, einer grundſätzlichen Fort⸗ 
bildung bedürfe. Man ging davon aus, daß die 


bisherige ländliche Siedlung einen weiteren Ausbau 
finden müſſe im Zuſammenhang mit der vorſtädti⸗ 


ſchen Siedlung. Die neue Arbeitsform der Siedlung 
müſſe die Verbindung aufnehmen mit einer Wirt⸗ 
ſchaftsplanung, die den Kern und die Vorbedingung 
des geſamten Siedlungsweſens bilden müſſe. 
ihrem Rahmen müſſe die Binnenwirtſchaft dahin 


In 


gebracht werden, nach allgemein gültigen, gemein⸗ 


ſchaftlichen Grundſätzen für Produktion und Abſatz 
auf Grund des Bedarfs im Inlande zu arbeiten 
und im Anſchluß hieran die Entwicklung einer alles 
umſchließenden Binnenſiedlung zu geſtalten. 


Die Teilnehmerſchaft an dieſer Tagung ſtellte ſich 


voll auf den von den Vortragenden eingenommenen 
Standpunkt, ſo daß auch die Ausſprache ein völlig 
befriedigendes und einheitliches Bild ergab. Hoffent- 
lich bildet die Tagung die Grundlage für die 
weitere Entwicklung im Sinne der dort vorgetragenen 
Grundſätze. 

Die zweite Tagung, welche von der Geſellſchaft 
zur Förderung der inneren Koloniſation einberufen 
worden war, behandelte einen Teil der Binnen⸗ 


ſiedlung, die landwirtſchaftliche Siedlung. Sie hatte 


ſich zur Aufgabe gemacht, für dieſe die erforderlichen 
Unterlagen feſtzulegen. Man ſtellte heraus, daß die 
bäuerliche Siedlung eine Aufgabe für ſich ſei, die 
mit den Fragen der allgemeinen Wirtſchaft, insbe⸗ 


ſondere der Arbeitsloſigkeit, nur mittelbar etwas 
zu tun habe und gegenüber der ungeheuer großen 
Zahl der Arbeitsloſen kaum dazu angetan ſei, auf 
dieſem Gebiete helfend einzugreifen. Vom Stand⸗ 
punkt der Ausgeſtaltung der bäuerlichen Siedlung 
kam man zu dem Ergebnis, daß die einzelnen Stellen 
nicht kleiner, ſondern größer als bisher auszuge⸗ 
ſtalten ſeien. Man brachte daher in Vorſchlag, in 
Zukunft nur große Bauernſtellen anzulegen. 

Dieſe Auffaſſung wird der allgemeinen Volkswirt⸗ 
ſchaft ſchwerlich genügen. Immerhin wird man vom 
Standpunkt der Bauernanſiedlung dieſe Sonder⸗ 
intereſſen vertreten können. Die Profeſſoren Sering, 
Zoerner und Lang und ebenſo Dr. Baade haben ihn 
für richtig angeſehen und ihre Vorträge, vom rein 
landwirtſchaftlichen Intereſſe aus geſehen, dieſer 
Linie angepaßt. Intereſſant war es, daß man einer⸗ 
ſeits zu dem Ergebnis kam, es müßten größere 
Stellen gebildet werden, weil die kleineren Stellen 
ein Mindermaß an landwirtſchaftlicher Produktion 
ergeben würden, während andererſeits der Meinung 
Ausdruck gegeben wurde, je kleiner die Stelle ſei, 
deſto mehr würde an landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſen produziert werden. Damit würde aber ein 


ſolches Übermaß an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen 


produziert werden, daß der Bedarf in Deutſchland 
aus der Binnenerzeugung ſtark überzogen werden 
würde und daß damit die Rentabilität der ausge⸗ 
legten Stellen nicht mehr vorhanden ſein würde. 
Deshalb müſſe man zur Auslegung größerer Stellen 
ſchreiten, welche die bisherige Produktion nicht 
zu weit überſteigen würde. Ney. 


Siedlungsland 

Im Jahre 1931 ſind allein in Oſtpreußen 2385 
Neuſiedlerſtellen geſchaffen worden. Im Jahre 1930 
waren es nur 2000. Das Siedlungsjahr 1931 
brachte aber nicht nur in Oſtpreußen, ſondern auch 
in der geſamten Siedlungsarbeit eine Rekordleiſtung. 
Zuſammen mit den Ergebniſſen der übrigen Landes⸗ 
teile iſt zum erſten Mal ſeit der Schaffung des 
Reichsſiedlungsgeſetzes im Jahre 1919 das von 
ſeinem Schöpfer, Geheimrat Sering, aufgeſtellte 
Siedlungsprogramm mit einer Jahresleiſtung von 
10 000 Siedlerſtellen erreicht worden. 

Für 1932 iſt mit einem ſo großen Siedlungser⸗ 
gebnis nicht zu rechnen. Der Landvorrat iſt weit 
geringer als zu Beginn der Siedlungsarbeit des 
Jahres 1931. In Oſtpreußen iſt heute nur etwa 
die Hälfte des im Vorjahre verfügbaren Landes 
im Beſitze der Siedlungsträger. In den anderen 
Oſtprovinzen iſt es zum Teil noch weniger. 
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Dieſer Zuſtand erweckt Verwunderung! Alle Ver⸗ 
antwortlichen und Nichtverantwortlichen reden von 
der Siedlung. Sie erblicken darin eine oder gar 
die Hilfe aus der wirtſchaftvernichtenden Arbeits⸗ 
loſigkeit. Für die wichtigſte Vorausſetzung der Sied⸗ 
lungsarbeit, das notwendige Siedlungsland, iſt je⸗ 
doch nicht geſorgt worden. Dieſe Politik iſt umſomehr 
zu verurteilen, als Zandangebot infolge der fort⸗ 
ſchreitenden Wirtſchaftskriſe in überreichem Maße 
vorhanden war. War! — heute iſt das Landan⸗ 
gebot infolge des Sicherungsverfahrens erheblich 
zurückgegangen. Man mag die Notwendigkeit dieſer 
wirtſchaftlähmenden Sondermaßnahme zum Schutz 
der Ernte und des landwirtſchaftlichen Berufsſtandes | 
anerkennen, als Sondermaßnahme hat ſie aber im 
wirtſchaftlichen Geſchehen nur Augenblickswert. Es 
hätte in jedem Falle vermieden werden müſſen, 
daß wirtſchaftlich geſunde Dauermaßnahmen durch 
ſie geſchädigt oder auch nur in ihrer Wirkung ab⸗ 
geſchwächt werden. Die Sicherungsverordnung vom 
17. 11. 1931 mit ihren Durchführungsbeſtimmungen | 
hätte jo gefaßt werden müſſen, daß in den Land⸗ | 
wirten nicht der Eindruck hätte aufkommen können, 
ſie könnten jetzt tatenlos den kommenden Ereigniſſen 
entgegenſehen, ſie ſeien ja „geſichert“. Dies iſt 
das Vergangene. 

Für heute muß entſchieden gefordert 
werden, daß über den großen Teil der 
unbegründeten Anträge jo ſchnell ent: 
ſchieden wird, daß das Land der von 
dieſen Entſcheidungen Betroffenen noch 
im Frühjahr für den Ankauf der Siedlungs- 
träger frei wird. Nur dann kann es noch 
in dieſem Jahre beſiedelt werden. 

Bei der Landbeſchaffung für die Siedlung zeigt 
ſich, wie ſehr „Siedlung und Oſthilfe“, deren enge 
Verbundenheit in dieſer Zeitſchrift ſchon in allen 
möglichen Richtungen unterſucht wurde”), zum 
beſſeren Erfolge zujammenarbeiten müſſen. 

Der Reichskommiſſar für die Oſthilfe, Miniſter 
Schlange⸗Schöningen, iſt von dieſer Notwendigkeit 
überzeugt. In ſeiner Rede auf der Arbeitstagung 
der Geſellſchaft zur Förderung der inneren Koloni⸗ 
ſation hat er den vorbereitenden Charakter der Am⸗ 
ſchuldung oder Entſchuldung des Großgrundbeſitzes | 
im Oſten anerkannt. Er nannte dies eine „Auf⸗ 
räumungsarbeit“, die „Entwirrung der wirtſchaft⸗ 
lich und finanziell faſt unlösbar gewordenen Ver⸗ 
ftrifung im Oſten“. Das endgültige Ziel liegt | 
aber nach den Ausführungen des Miniſters in einer 
großen, grundſätzlichen Agrar⸗Reform, die das öſt⸗ 
liche Deutſchland auf eine neue Lebensgrundlage 
ſtellen ſoll. h 

Im Anſchluß an dieſe programmatiſchen Aus⸗ 
führungen hat der Miniſter ausdrücklich betont, daß | 
bei dem Fortgang der Oſthilfearbeiten | 


) Vergl. Heft 2, S. 52 ff, 
e 
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3 Milliarden Reichsmark. 
gütern beträgt der Rückgang im letzten Halbjahr 


Siedlungsland immer reichlich zur Ver⸗ 
fügung ſtehen werde. Er ſelbſt wolle unter 
Ausſchaltung aller bürokratiſchen Hemmungen Sorge 
tragen für die Durchführung einer Maſſenſiedlung, 
bei der vorzugsweiſe die Landarbeiter und die 
Bauernſöhne des Oſtens, bei landsmannſchaftlicher 


Anſetzung auch der weſt⸗ und ſüddeutſchen Siedler⸗ 


gruppen zu berückſichtigen ſeien. Wer ſich um den 
ordnungsmäßigen Fortgang der Siedlungsarbeit 
bemüht, kann nur wünſchen, daß die Verſprechungen 
des Miniſters bald erfüllt werden. 

Der Domänenerlaß des Preußiſchen Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſters vom 12. 2. 1932 läßt dieſe Hoff- 
nung jedoch noch in weite Ferne rücken. Schon in 
der Sparverordnung vom 23. 12. 31 (GS. S. 293) 
ſtellt Preußen 50000 ha Domänenland zur Siedlung 
zur Verfügung. Es hat demnach ſehr lange gedauert, 
bis das Preußiſche Landwirtſchaftsminiſterium ſich 
zu der nach dieſer Verordnung notwendigen An⸗ 
weiſung an die Behörden entſchloſſen hat. Jetzt 
iſt dieſe Anweiſung da. Schon aus der einleitenden 
Begründung der den Behörden gegebenen Richt⸗ 
linien folgt, daß der Fiskus ſich bei der Abgabe 
des Domänenlandes privatwirtſchaftlicher als ein 
Privatmann verhält. Denn nur auf andere Weiſe 
unverwertbare Domänen ſollen zur Beſiedlung an⸗ 
geboten werden. Aber leider nicht „angeboten“ im 
Rechtsſinne. Was beim Privatmann das „Angebot“ 
iſt, iſt hier die der Domänenverwaltung allein ob⸗ 
liegende „Entſcheidung, ob und inwieweit eine Do⸗ 
mäne zur Beſiedlung kommen ſoll“. Wenn es auf 
den Siedlungserfolg und nicht auf die dem Staat 
als Eigentümer genehmſte Verwertung des Landes 


— privatwirtſchaftliche Denkweiſe — ankommen 


ſoll, dann hätten die Landeskulturbehörden die 
maßgebende Entſcheidung darüber haben müſſen, ob 


eine Domäne zur Beſiedlung kommen ſoll. 


Es bleibt nach dieſem Erlaß nur zu hoffen, daß 
die Behörden in der Auslegung der Vorſchriften 
nicht engherzig ſind und den Siedlungsträgern bald 
ſiedlungsfähiges Domänenland zu einem nach der 
Wirtſchaftslage vertretbaren Preiſe zur Verfügung 
ſtellen. Im anderen Falle wäre die von Preußen 
in der Form der Landabgabe zugeſagte Mithilfe 
bei der Siedlung praktiſch wertlos. 


Arbeitsbeſchaffung 

Nach der letzten Feſtſtellung des Inſtituts für 
Konjunkturforſchung (Vierteljahresheft 4) gehen die 
Erträge der Wirtſchaft auf der ganzen Linie weiter 
zurück. Eine Konſolidierung der Wirtſchaftslage 
macht ſich noch nicht bemerkbar. Der in den letzten 
Monaten beſonders hervorgetretene Rückgang der 
Induſtrieproduktion iſt ein Beiſpiel dafür. Der 
Brutto⸗Produktionswert der deutſchen Induſtrie, der 
zur Zeit des konjunkturellen Höchſtſtandes vorüber⸗ 
gehend mehr als 7,5 Milliarden Reichsmark monat⸗ 
lich betrug, beläuft ſich gegenwärtig auf knapp 
Bei den Produktions 


271 


bis zu 40,6 7, bei den Verbrauchsgütern bis zu 14 J. 
Für die einzelnen Güter wird dies zahlenmäßig 
nachgewieſen. 


Das Arbeitseinkommen iſt ſeit dem konjunk⸗ 
turellen Höhepunkt im Jahre 1929 um 25-30 v. H. 
geſunken. Der geſamte Umſatz der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft bewegt ſich auf einem Tiefſtand, wie er 
Anfang 1924 erreicht war. 

Die Preislage hat ſich durch die Maßnahmen 
der IV. Notverordnung derjenigen der Wettbewerbs- 
länder wieder genähert. Es iſt jedoch noch nicht 


immer eine Senkung der Selbſtkoſten erreicht, wie 
fie eine Reihe der Wettbewerbsſtaaten durch Auf- 


gabe des Goldſtandards gewonnen haben. 


iſt daher immer noch gefährdet. 


In der Diagnoſe ſtellt das Inſtitut u. a. feſt: 
Von der geſamten Zahl der Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellten find nur noch 70% beſchäftigt. Erſparniſſe 
werden wegen der Not und der Unficherheit über 
die künftige Entwicklung für den laufenden Konſum 
verbraucht. Die heimatliche Inveſtitionsfähigkeit 
vermindert ſich weiter. Die ſozialen Ausgaben 
haben eine ſteigende Tendenz, die Steuereinnahmen 
fließen ſpärlicher. Ein Ausgleich iſt um ſo ſchwieriger, 
weil eine Heraufſetzung der Steuerſätze das Aufkommen 
kaum noch erhöht. Der Währungswirrwar macht 


Die 
deutſche Wettbewerbsfähigkeit an den Weltmärkten 


ſich zum Nachteil der deutſchen Wirtſchaft bemerkbar. 


Der Deviſenmarkt wird daher erneut belaſtet. 


Bewegungsfreiheit der Reichsbank wird eingeengt. 


Die Menge des gehorteten Bargeldes iſt auf min⸗ 
deſtens eine Milliarde zu veranſchlagen. 


Die | 


Für die 


nächſten Monate iſt mit einer für die Dauer an⸗ 


haltenden Entlaſtung noch nicht zu rechnen, wohl 
aber mit einer vorübergehenden Erleichterung durch 
den Saiſonumſchwung. 


Dieſes Urteil des Inſtituts für Konjunkturforſchung 
gibt uns ein erſchütterndes Bild der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft. Wir ſehen darin im vollen Umfange den 
konjunkturellen Abſtieg beſtätigt, den uns die in den 
letzten Wochen veröffentlichten Bilanzen der deutſchen 
Banken und Induſtrie-Unternehmungen in Zahlen 
für die einzelnen Wirtſchaftszweige vor Augen ge⸗ 
führt haben. 


Was ſoll jetzt geſchehen? Soll man es freudig 
begrüßen, daß die Gewerkſchaften mit einem Arbeits⸗ 
beſchaffungsprogramm an die Sffentlichkeit getreten 
ſind, während die Verantwortlichen ſcheinbar die 
Arbeitsbeſchaffung ſchickſalsergeben auf ſich beruhen 
laſſen? Die Bemühung um das Problem iſt an⸗ 
zuerkennen, jedoch nicht der Erfolg. Das Ergebnis 
iſt der ſozialdemokratiſche „Entwurf eines Geſetzes 
über Arbeitsbeſchaffung und Förderung des 
Kleinwohnungsbaues.“ Danach ſoll zum Zwecke 


der Arbeitsbeſchaffung ein Wohnungsbauprogramm 


mit Hilfe öffentlicher Mittel durchgeführt werden. 
Kleinwohnungen ſollen gemäß der Richtlinien vom 
10. 1. 31 dort gebaut werden, wo Bedarf iſt. Die 


Mieten ſollen den Einkommensverhältniſſen der 
minderbemittelten Bevölkerung entſprechen. 

Dieſe beiden Wünſche ſind leider praktiſch uner⸗ 
reichbar. Für ein großzügiges Wohnungsbaupro⸗ 
gramm — es ſollen ein einmaliger Zwiſchenkredit von 
250 Millionen Reichsmark und jährlich 1—2 Milli⸗ 
arden Reichsmark als Zuſchüſſe bereitgeſtellt werden 
— fehlt es an entſprechender Nachfrage leiſtungs⸗ 
fähiger Mieter. Die Arbeitsbeſchaffung muß 
vielmehr dort einſetzen, wo durch die In: 
veſtierte Arbeit ein erhöhter Ertrag, zuſätz⸗ 
liches Einkommen geſchaffen wird. Es muß 
eine Produktionsſteigerung bei den Gütern 
erreicht werden, von denen wir heute noch 
vom Auslande einen großen Teil einführen 
und bei ſolchen Gütern, die uns die Ein⸗ 
fuhr erſetzen. Entſcheidend iſt, daß für die 
produzierten Güter im In- oder Auslande 
ein aufnahmefähiger Markt vorhanden iſt. 

Die Arbeitsbeſchaffung muß demnach die Er- 
höhung und teilweiſe auch die Verfeinerung der ge⸗ 
ſamten landwirtſchaftlichen Produktion zum Ziele 
haben, damit zunächſt die Ernährung des Volkes auch 
ohne Inanſpruchnahme der Auslandsmärkte geſichert 
iſt. Wir haben noch etwa 2 Millionen Hektar urbar 
zu machendes Land und 7 Millionen Hektar Land, 
deſſen Leiſtung durch Meliorationen erheblich ge— 
ſteigert werden kann. Wir haben noch unerſchloſſene 
Gebiete in landwirtſchaftlich genutzten Gegenden, 
die der Vorzüge der modernen Induſtrie und des 
Verkehrs entbehren. Die Qualität der landwirt- 
ſchaftlichen Produktion läßt ſich dort noch erheblich 
ſteigern und die Ungunſt der Marktferne in ihrer 
wettbewerbsſchädigenden Wirkung herabmindern. 

Weſentlich iſt aber, daß alle dieſe Arbeiten nur 
ſoviel Koſten verurſachen dürfen, als die Renta⸗ 
bilität der durch die Arbeiten geförderten Betriebe 
zuläßt. Zwar erſcheint dieſe Rentabilität unter dem 
Zeichen der Deflation heute faſt unerreichbar. Wenn 
aber das in beſchränkter Menge vorhandene Kapital 
und die in überreichem Maße vorhandenen und 
brachliegenden Arbeitsenergien an den richtigen 
Stellen der Wirtſchaft angewandt werden, dann iſt 
eine volkswirtſchaftliche Produktivität auch heute 
noch bei einer Politik auf weite Sicht erreichbar. 

Aus dieſer Überlegung ergeben ſich die Not⸗ 
wendigkeit der Kultivierung und Meliorierung ver⸗ 
beſſerungsfähiger Böden, die Forderung für die 
Förderung der Siedlung und eines privatwirt⸗ 
ſchaftlich rentablen Wohnungsbaus, ſchließlich die 
Forderung für die Schaffung der Mittel zu dieſen 
Arbeiten, nämlich die produktive Kreditſchöpfung 
und die Förderung des Arbeitsdienſtes. 

Notwendig iſt deshalb eine Abkehr von der Defla⸗ 
tionspolitik unter Vermeidung der Inflation mit dem 
Ziele, die brachliegende Arbeitsenergie für die pro- 
duktive Geſtaltung der Volkswirtſchaft nutzbar zu 
machen. Wir wollen hoffen, daß die in letzter Zeit 
bekannt gewordenen Pläne der Reichsregierung zur 
Arbeitsbeſchaffung dieſem Ziele folgen. Dr. F. N. 
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Beſprechungen 


Auswirkungen der Siedlung. II. Teil: Siedlung 


und Siedlungsverfahren. Berichte über Landwirt⸗ 


ſchaft, 48. Sonderheft. Verlag Paul Parey, 
Berlin, 1931. RM 14.—. 

Grundſätzlich Neues bringt das Buch — jeden⸗ 
falls für den Fachmann — nicht. Es belegt alte 
Erkenntniſſe mit induktiv gewonnenen Zahlen aus 
der Praxis des Staates Mecklenburg⸗Strelitz. Ge⸗ 
ſchickt iſt die Zuſammenſtellung der drei Themen 
unter dem Geſichtspunkt des Siedlungsverfahrens 


dem eigentlichen Akteur des Werkes, Profeſſor 


Seraphim gelungen, der das Buch ſehr prägnant 
bevorwortet. 


Behandelt der erſte Aufſatz aus der Trilogie des 


48. Sonderheftes mit dem Thema: Das Siedlungs⸗ 
weſen in Mecklenburg ⸗Strelitz, unter beſonderer 
Berückſichtigung der Verfahrensarten von Dr. Norbert 
Ley, das Siedlungsverfahren mehr unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Art der Aufteilung, ſo unterſucht 
der zweite anhand des praktiſchen Beiſpiels der 
Gemeinnützigen Siedlungsgenoſſenſchaft Cludowo 


die Zweckmäßigkeit der genoſſenſchaftlichen Träger⸗ 


ſchaft. Dr. Magura gibt dem Ganzen einen inter⸗ 


eſſanten hiſtoriſchen Epilog. 
Beim erſtgenannten Thema ſtört etwas der Mangel 


an Straffheit in der Gliederung. Eine Gliederung 
nach den Verfahrensarten hätte das Für und 


Wider dem Leſer erkenntlicher und einprägſamer 
vor Augen geführt, als es durch die vom Verfaſſer 
gewählte Gliederung möglich iſt. Das ſoll jedoch 
keine Herabſetzung des an ſich ſehr inſtruktiv be: 
handelten Aufſatzes ſein, hinter den man ſich in 
ſeinen Ergebniſſen der Ablehnung der Außenſchlag⸗ 
ſiedlung und zwiſchenwirtſchaftloſen Neuſiedlung nur 
reſtlos ſtellen kann. 
über der Anliegerſiedlung ſkeptiſch verhält, weil ſie 
die unterſten Sproſſen der „ſozialen Stufenleiter“ 
weggeriſſen habe, wird wohl als Außenſeiterurteil 


Das ſich Ley allerdings gegen⸗ 


N 


) 
H 


| 


angeſprochen werden müſſen, denn daß die Zwerg⸗ 


betriebe unter 2 ha nur deswegen beſtehen bleiben 


ſollen, um die unterſten Sproſſen der ſozialen 


Stufenleiter zu erhalten, kann nicht recht eingeſehen 
werden. Einige intereſſante Einzelheiten machen 
die Arbeit beſonders leſenswert: In Mecklenburg⸗ 
Strelitz kennt man kein Kataſter wie in der preu⸗ 
ßiſchen Verwaltung. Ebenſo mangelt es an einer 
einheitlichen geſetzgeberiſchen Unterlage für die Re⸗ 
gelung der öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſe bei der 
Schaffung von Neuſiedlungen. 
ſcheint es, daß die Finanzierung 
Siedlung dadurch auf beſonde 
ſtößt, daß der dortige Landtag ſich auf den Stand⸗ 
punkt ſtellt, die Hauszinsſteuermittel müßten in 


Kaum faßbar er⸗ 
der ländlichen 
re Schwierigkeiten 


erſter Linie in den Städten verbaut werden, da 


dieſe ſie ja auch aufgebracht hätten. Man hat 
überhaupt mehrfach Gelegenheit, ſich über die 
Offenheit zu freuen, mit der der Verfaſſer das 
Lehrgeld zum Beſten gibt, das auch im Staate 


Mecklenburg⸗Strelitz in den erſten Jahren der 
Siedlungsverſuche gezahlt werden mußte. 

Der zweite Artikel von Dr. Eilman vermittelt 
einen lehrreichen Einblick in die Problematik ge⸗ 
noſſenſchaftlicher Trägerſchaft und beweiſt wieder, 
wie ſtark eben doch das perſönliche Intereſſe das 
Verantwortungsbewußtſein für die Allgemeinheit 
übertönt. Das das Experiment in Chludowo ge⸗ 
lungen iſt, beweiſt, daß man es ein zweites Mal 
nicht wagen ſoll. Denn nur Zufälligkeiten haben 
5 Ze er laſſen. Am intereſſan⸗ 
eſten ſind die Ertragsvergleiche mi i 
Se gsvergleiche mit der Zeit vor 

um Schluß folgt dann die hiſtoriſche Plauderei 
von Dr. Magura, über das Thema: 1 15 
Entwicklung der Siedlungen des 18. Jahrhunderts 
in Mecklenburg ⸗Strelitz. Aus dem zujammen- 
faſſenden Ergebnis ſeiner Unterſuchungen iſt für 
die Ausweitungsgrenze der heutigen Landarbeiter⸗ 
maßnahme von Wert ſeine Feſtſtellung, daß die 
Anlage von nur unſelbſtändigen Büdnerſiedlungen 
abzulehnen iſt. Die Schaffung von Kleinbetrieben 
aber im Verein mit ſelbſtändigen Bauernſtellen iſt 
weniger deswegen zu begrüßen, weil ſie mehr oder 
weniger vielen Einzelfamilien eine ſichere Grund⸗ 
lage bietet, als vielmehr vor allem deswegen, weil 
ihre Auswirkung nach der allmählichen Bildung 
bäuerlichen Beſitzes hinzielt, alſo nach einer Ver⸗ 
ſtärkung jener Beſitzkategorie, die uns aus rein 
volkswirtſchaftlichen Erwägungen heraus die wichtigſte 
und wertvollſte zu ſein ſcheint. Mit hiſtoriſcher 
Beweiskraft wird auch die Theſe von der größeren 
Ertragsergiebigkeit des Großbetriebes widerlegt und 
nachgewieſen, daß „ſich gerade neuerdings wieder 
die Tendenz einer Angleichung der Erträge be⸗ 
merkbar macht“. Im Intereſſe einer gewiſſen 
Beſitzbefeſtigung hält der Verfaſſer Maßnahmen 
des Staates gegen zu häufigen Beſitzwechſel für 
gerechtfertigt „ohne Rückſicht darauf, daß damit 
dem Ideal der Verkehrsfreiheit Abbruch geſchieht“ 
ein Geſichtspunkt, der nicht ſo von der Hand zu 
weiſen iſt. Dr. H. Wagner. 


Die Preisbildung des Grund und Bode 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe und an 
mittel. Von Dr. Ernſt Bierei, Direktor des Albrecht⸗ 
Thaer⸗Seminars in Celle. Sonderabdruck aus 
Landwirtſchaftlichen Jahrbüchern, Band 42 
Heft 6. Verlagsbuchhandlung Paul Parey. 
Das Kapital kann ſchaffen und kann zerſtören. 
Bierei bezeichnet das Kapital als „Störenfried“ für 
eine naturgemäße Entwicklung in der Preisbildung 
des Grund und Bodens. Die überſchuldung des 
Grund und Bodens iſt durch Abwanderung des 
Kapitals entſtanden und nicht, wie man allgemein 
annimmt, dadurch, daß es zum Grund und Boden 
hingewandert ſei. Häufige Verkäufe und Erbaus⸗ 
einanderſetzungen führen zur übermäßigen Belaſtung 
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der Gutswirtſchaft. Dieſe zu verhüten, 
Einrichtung einer Verſchuldungsgrenze dienen, die 


ganz generell 33% des Gutswertes betragen ſoll. 


Dieſe Maßnahme hat Nachteile für den Gläubiger 
und Vorteile für den Schuldner. Die Eintragung 
der Verſchuldungsgrenze wird den Kapitalmarkt be⸗ 


lebend beeinfluſſen, Verminderung der Kapitalver⸗ 


luſte und erhöhte Sicherheit für den Geldgeber be— 
deuten. Die Folge wird eine Kapitalwanderung zum 
Boden hin ſein. Die Aufnahmefähigkeit des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücksmarktes für den Realkredit wird 
durch die Verſchuldungsgrenze eingeengt. Durch dieſe 


Kontingentierung wird eine erhöhte Beanſpruchung 


des Perſonalkredits eintreten. Es ſind zwei Faktoren, 
die geeignet ſind, das aus dem Landbau gebildete 
Kapital auch dem Landbau wieder zuzuführen: Ein⸗ 
tragung der Verſchuldungsgrenze und Verbreiterung 
der Perſonalkreditgewährung. 


ſoll die 


] 


Neben das genoſſenſchaftliche Kreditgeſchäft tritt 


der genoſſenſchaftliche Warenverkehr. 


Dieſer ſoll 


ſich nur auf den Ankauf und Vermittlung ſolcher 


Waren erſtrecken, bei denen keine beſondere Waren⸗ 


kunde erforderlich iſt, z. B. Dünger, Futtermittel, 


Brennſtoffe u. ä. Der genoſſenſchaftliche Bezug 
von Maſchinen iſt nicht zu empfehlen, da hierzu 
beſondere Fachkunde erforderlich iſt. 


denn die Hauptbelaſtung für den Betrieb entſteht 
nicht durch den Ankauf der Maſchine, ſondern durch 
ihre laufende Unterhaltung. Hinſichtlich der ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Benutzung einer Dreſchmaſchine 
oder eines Motorpfluges haben die Erfahrungen 
gelehrt, daß in dieſem Falle die ſonſtigen Vorzüge 
genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes nicht vor⸗ 
handen ſind. 

Ziel des genoſſenſchaftlichen Einkaufs iſt Unkoſten⸗ 
ſenkung. 


Waren billig zu beſchaffen. Auch die Abſatzregu⸗ 


lierung iſt eine Aufgabe des Genoſſenſchaftsweſens. 


Erkenntnis und Verwertung der zwiſchen Produ⸗ 
zenten und Konſumenten beſtehenden wirtſchaftlichen 
Zuſammenhänge müſſen der Abſatzförderung nutzbar 
gemacht werden. 
wicklung des letzten halben Jahrhunderts hat es 
mit ſich gebracht, daß die von den Groß- und Induſtrie⸗ 
ſtädten ſo ſehr begehrten leicht verderblichen Erzeug⸗ 
niſſe für die Mehrzahl der Landwirte, um nicht zu 
ſagen für die geſamte Landwirtſchaft, marktlos ſind. 
Gerade für dieſe Erzeugniſſe zahlt der Verbraucher 
einen viel höheren Preis als für die leicht transport⸗ 
fähigen, und gerade der Verbrauch an dieſen leicht 
verderblichen Erzeugniſſen iſt gewaltig geſtiegen. 
Die Nachfrage nach ihnen iſt in den letzten fünf 
Jahrzehnten gewaltig groß geworden, ſo groß, daß 
das Angebot die Nachfrage nicht deckt. Und trotz⸗ 
dem ſind ſie marktlos, trotzdem kann die deutſche 
Landwirtſchaft dieſe Erzeugniſſe nicht an den Markt 
bringen.“ Der Zweck der Organiſation des Abſatzes 
iſt Marktgängigmachung dieſer Waren. 


Bei ihrer Be⸗ 
ſchaffung iſt für den Landwirt Vorſicht am Platze, 


„Die volkswirtſchaftliche Ent⸗ 


Dann iſt es möglich, dem Bauern die 


Bei den landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen muß 
man unterſcheiden zwiſchen leicht und ſchwer transport⸗ 
fähigen Erzeugniſſen. Zu den erſteren gehören 
Getreide und Schlachtvieh. Zu den letzteren gehören: 
Milch, Eier, Geflügel, Obſt⸗ und Gemüſe. Bierei 
empfiehlt beim Getreide- und Viehhandel die „Or⸗ 
ganiſation“ fortzulaſſen. Ob der Abſatz vom Hof 
des Bauern bis zum Markt vom Händler vorge⸗ 
nommen wird oder von der Genoſſenſchaft, iſt einerlei, 
Exiſtenzberechtigung hat derjenige, der es im Sinne 
des Verkäufers am beſten tut. Die genoſſenſchaft⸗ 
liche Verwertung iſt für die Landwirtſchaft kein 
Allheilmittel zur Bekämpfung der Abſatzſchwierig⸗ 
keiten. 

Anders dagegen iſt die Abſatzregulierung bei den 
ſchwertransportfähigen, leichtverderblichen Erzeug⸗ 
niſſen zu beurteilen. Um dieſe Erzeugniſſe zu er⸗ 
faſſen, iſt äußerſte Dezentraliſation im genoſſenſchaft⸗ 
lichen Zuſammenſchluß in allen Dörfern erforderlich. 
Die Genoſſenſchaft ſoll praktiſch eine Sammelſtelle 
für die leichtverderblichen Erzeugniſſe ſein. Dieſe 
vom Konſumenten ſtark gefragten Produkte müſſen 
ſich den Markt erobern. Es genügt nicht, daß der 
Landwirt nur Aufwendungen macht für die Pro⸗ 
duktion, er muß ſich auch um die Wünſche der 
Konſumſeite bekümmern und dafür entſprechende 
Aufwendungen machen. Fehlen dieſe, ſo ſind auch 
die Produktionsaufwendungen umſonſt erfolgt und 
der Aufwand bringt keine Rente. Zahlreiche Ein- 
richtungen zur Förderung der Landwirtſchaft wie 
Verſuchsringe, Kontrollvereine, Züchtervereinigungen, 
Schulen und Wirtſchaftsberatung, ſind geſchaffen 
worden. Sie alle arbeiten jedoch nicht planmäßig, 
ſondern noch „vielfach nebeneinander“. Gerade bei 
der Abſatzregulierung iſt die ſtraffe einheitliche Zu⸗ 
ſammenfaſſung allein ausſchlaggebend für den Er- 
folg. Bei ihrer Organiſation kann nur dann er⸗ 
ſprießliche Arbeit geleiſtet werden, wenn man auch 
hier von der Grundzelle ausgeht, die den feſt⸗ 
fundierten Unterbau bildet, dem landwirtſchaftlichen 
Verein. Er hat die Vorarbeiten für die Organi⸗ 
ſation des Abſatzes zu leiſten, die dann auf die 
Verſuchsringe übergeleitet werden ſoll. 

Ziel dieſes Aufgabenkreiſes ſoll ſein — Unab⸗ 
hängigkeit vom Ausland hinſichtlich der Ernährung. 
Die organiſierte Nahrungsmittelbeſchaffung iſt er⸗ 
gänzend neben die Produktion der landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe zu ſtellen. Dr. Grebe. 


Zur Beurteilung des Riſikos im landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe. Von Dr. F. W. Waldhäuſel, 


Leipzig. Beiträge zur landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebswiſſenſchaft. 1931 — Verlag Theodor 
Steinkopff. 


Der Charakter der landwirtſchaftlichen Produktion 
erfordert Betriebsmaßnahmen, deren Erfolg ſich 
nicht nur auf die Dauer eines Wirtſchaftsjahres 
ausdehnt, ſondern auf einen längeren mehrjährigen 
Zeitraum. Darin liegt der Unterjchied zwiſchen 
einem landwirtſchaftlichen und einem kaufmänniſchen 
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Betrieb. Beim kaufmänniſchen Betrieb kommt es 
vornehmlich auf die jährliche Verzinſung des a | 
lagekapitals an. Wird dieſe nicht erzielt, ſo wird 
der Betrieb auf die Waren umgejtellt, die beſſeren 
Abſatz haben. Beim Gutsbetrieb liegt das 1 
gewicht der Produktion in eher Linie auf . 
Betrieb, wie er von der Natur in ſeiner Produktions⸗ | 
beſchaffenheit begünſtigt oder benachteiligt, iſt. Den 
Auswirkungen veränderter „Konjunktur kann man 
in der Landwirtſchaft nicht ohne weiteres = 
Anderung der Produktionsrichtung begegnen. o | 
landwirtſchaftliche Betrieb iſt unbeweglicher, dé 
Kapitalverzinſung ijt hier weniger unternehmerver⸗ 
bunden als vielmehr betriebsverbunden. GEN 
Daher haben die in jüngſter Zeit von Albis 
ſchaft und Praxis der Landwirtſchaft ae a Z 
Betriebsumſtellungen zum Teil unheilvo = Ca 
wirkungen gehabt und das Gegenteil von dem Er⸗ 
eitigt. g | 

en nderungsmaßnahme, 3. B. im . 
hältnis der Kulturarten eines e ha 
weitere Anderungen in der Vieh: oder en a 
zur Folge. Wohl kann der Landwirt dieſe Ande⸗ 
rungen den allgemeinen Schwankungen anzupaſſen 
verſuchen, er kann abſtellen und beſſern. Kader | 
Beſtrebungen find jedoch Schranken geſetzt. SN 
machtlos gegen die Witterungseinflüſſe, gegenüber 
der natürlichen Bodenbeſchaffenheit und vor allem 
gegen die Veränderlichkeit der Marktlage mit den 
zeitlichen Schwankungen der Betriebsmittel- und 
Produktionspreiſe. Zu Zeiten der Selbſtverſorgungs⸗ 
wirtſchaft waren die Preisſchwankungen der land⸗ 
wirtſchaftlichen Produkte für die geſicherte Weiter⸗ | 
führung der Gutswirtſchaft unerheblich. Heute iſt | 
es anders. Aus der engen Verbundenheit aller 
Wirtſchaftsvorgänge, ſei es mit Handel oder In⸗ 
duſtrie, reſultiert für die Landwirtſchaft eine rück⸗ 
läufige Bewegung bei Konjunkturſchwankung, deren 
Preisveränderungen die geſicherte Bewirtſchaftung 
des Gutsbetriebes gefährden und zwar um ſo ſtärker, 
je mehr ſich dieſer auf die Marktwirtſchaft ein⸗ 
geſtellt hat. Preisſchwankungen des ed 
treffen jeden einzelnen Betrieb, a 15 
Bauernbetrieb. Beide unterliegen dem N te | 
lichen Riſiko. Zu jeiner Verminderung ſo sat 
Produktionsrichtung ſo abgeſtimmt ſein, A 
ſchaftliche Schwankungen keinen ae d sé 
haben. Einſeitigkeit und Betonung eines Zeie. 
i ind zu vermeiden. 8 SE 
* Ge Betriebsvoranſchlägen und 9 ' 
liche Rechnungsführung verkleinern das 15 a 
Laufende Kontrolle beider verfeinern die zukünf ig 2 
Kalkulationen und geben dem Wirtſchafter 11 
zeige und Sicherheit in der zweckmäßigſten ée 1 
ſchaftsführung. Wie im einzelnen ne 
zeigt die hier beſprochene, ſehr A Sg ci 
rundſätze ur landwirtſchaftlichen Betriebsſtatiſtik. 
: ee Wert und Berwenbungsmöglichteit 
betriebsſtatiſtiſcher Ergebniſſe. Von Dr. phil. 


G. Klauder. Heft 2 der „Beiträge zur land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebsſtatiſtik“. Herausgegeben 
von Dr. G. Klauder und Dr. M. Schönberg. 
Verlag: Theodor Steinkopf, Dresden und 
Leipzig 1931. Preis RM 3,50. 

Die Methode der Statiſtik wird noch nicht lange 
dazu verwandt, über die verſchiedenartigſten 
Vorgänge im landwirtſchaftlichen Betriebe Auskunft 
zu geben. Sie konnte erſt mit einiger Berechtigung 
angewandt werden, als man der Buchführung, die 
das Material für die Statiſtik liefert, in der Land⸗ 
wirtſchaft ſtärkere Beachtung ſchenkte. Dieſe Betriebs⸗ 
ſtatiſtik verfolgt den Zweck, einmal als Grundlage 
für Wirtſchaftsberechnungen zu dienen, dann einen 
Vergleich verſchiedener Betriebe zu ermöglichen, 
drittens die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe be⸗ 
ſtimmter Gebiete aufzudecken, ſchließlich der Agrar⸗ 
politik ein beweiskräftiges Material zu verſchaffen. 

Wenn ſchon jede amtliche Statiſtik gewiſſe Fehler⸗ 
quellen in ſich birgt, die ſelbſt bei ſorgfältigſter Be⸗ 
arbeitung nicht vollſtändig auszumerzen ſind, wie⸗ 
viel mehr eine Statiſtik, die auf einem Zahlen⸗ 
material aufbaut, das aus den Buchführungen einzelner 
Betriebe gewonnen iſt. Jeder Betriebsleiter wird, 
ohne anzunehmen, daß die Ergebniſſe tendenziös 
gefärbt ſind, die Erſcheinungen ſeines Betriebes 
anders beurteilen, als vielleicht ein anderer Be- 
triebsleiter die gleiche Erſcheinung in ſeinem Be⸗ 
triebe. Dazu kommt noch, daß oftmals in den 
veröffentlichten Buchführungsergebniſſen grobe Ver⸗ 
ſtöße gegen die wahrheitsgemäße Darſtellung infolge 
unklarer Abgrenzung der Begriffe vorkommen, ſodaß 
die Statiſtiken direkt irreführend ſein können. 

Der Verfaſſer zeigt in der vorliegenden Schrift 
die Schwierigkeiten, die ſich einer in ihren Ergeb⸗ 
niſſen eindeutigen landwirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
ſtatiſtik entgegenſtellen und gibt die Mittel und Wege 
an, die angewendet werden müſſen, um zu klaren 
Reſultaten zu kommen, ſoweit das den Umständen 


nach möglich ift. Um eine Vergleichbarkeit verſchie⸗ 


dener Betriebe zu erzielen, müſſen die Ergebniſſe 
auf eine Einheit, als die man 1 ha wählt, bezogen 
werden. Wie an Beiſpielen gezeigt wird, läßt die 
einfache Durchſchnittsbildung ſowie auch der gewo⸗ 
gene Durchſchnitt ein richtiges Bild noch nicht er⸗ 
kennen, wenn auch dieſe Darſtellungsweiſe für rein 


betriebswirtſchaftliche Zwecke genügen dürfte. Der 


Wirklichkeit näher kommt man erſt, wenn die beob⸗ 
achteten Betriebe zu Betriebsgrößengruppen und inner⸗ 
halb dieſer wieder nach Betriebsformen zuſammen⸗ 
gefaßt werden. Vorausſetzung hierfür aber iſt, daß 
die Zahl der beobachteten Betriebe genügend groß 
iſt. Aber auch den auf dieſe Art gebildeten Durch⸗ 
ſchnittswerten haften noch Fehler an. Der Durch⸗ 
ſchnittswert einer Betriebsſtatiſtik beſagt nicht, daß 
der Durchſchnitt der Betriebe dieſen Wert je Hektar 
gezeigt hat, ſondern nur das Typiſche der zuſammen⸗ 
gefaßten Betriebe abgeleſen werden kann. Es müſſen 
alſo von den Sachbearbeitern den ſtatiſtiſchen ber⸗ 
ſichten textliche Erläuterungen beigefügt werden über 
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Wert und Berechnungsmethoden der Angaben. 
Auf noch größere Schwierigkeiten ſtößt man, 
wenn durch die Statiſtik der Intenſitätsgrad der 
Betriebe feſtgeſtellt werden ſoll. Als Maßſtab für 
die Intenſität eines Betriebes kann nur die Arbeit 
des Menſchen gelten, für die es aber der Ver⸗ 
ſchiedenheiten der Arbeiten innerhalb des Betriebes 
wegen kein einheitliches Maß gibt. Daher ſind die 
Urteile, die über die Intenſität der Betriebe 
eines Beobachtungsgebietes gefällt werden, auch 
wenn ſie auf Buchführungsergebniſſen fußen, ſelten 
allgemeingültig; für Erlangung eines richtigen Ur⸗ 
teils ſind nur vielfache Anhaltspunkte vorhanden, 
die ſtatiſtiſch ausgewertet werden können. 

Soll die Bearbeitung von Betriebsſtatiſtiken, ab⸗ 
geſehen von zu betriebswirtſchaftlichen Zwecken, Wert 
haben, jo muß die Abgrenzung der Beobachtungs⸗ 
gebiete nach möglichſt einheitlichen landwirtſchaft⸗ 
lichen Wirtſchaftsgebieten erfolgen. Als ſicherſten 
Maßſtab hierfür nimmt der Verfaſſer das Verhältnis 
zwiſchen Aufwendungen und Erfolg, das durch die 
Zahl der je Hektar gezählten landwirtſchaftlichen 
Arbeitskräfte ausgedrückt wird. Auf dieſe Weiſe 
5,1 ha für Deutſchland Schwankungen von 0,3 bis 
werden je Arbeitskraft errechnet, die kartenmäßig 
dargeſtellt ſind. 

Die amtliche Landwirtſchaftsſtatiſtik vermag nicht 
das Typiſche für ein Gebiet anzugeben, da ihr die 
Möglichkeit fehlt, ins Einzelne zu gehen. Genaues 
über die Landwirtſchaft eines Gebietes vermag nur 
die Betriebsſtatiſtik anzugeben. Sie iſt daher ein 


wichtiges Hilfsmittel für jede agrarpolitiſche Maß⸗ | 


nahme. Die Bedeutung einer derartigen Statiſtik 
ſteigt in Zeiten landwirtſchaftlicher Kriſen. Es muß 
daher gerade in jetziger Zeit die landwirtſchaftliche 
Betriebsſtatiſtik ausgebaut und in einwandfreier 
Weiſe geführt werden. Die vorliegende Schrift iſt 
ein willkommenes Hilfsmittel für die praktiſche Arbeit. 
Dr. Gramberg. 


Die Verordnung des Reichspräſidenten zur Siche⸗ 


rung der Ernte und der landwirtſchaftlichen Ent⸗ 

ſchuldung im Oſthilfegebiet vom 17. November 1931 
mit Durchführungsbeſtimmungen. Handkom⸗ 
mentar von Gerichtsaſſeſſor Dr. Heinrich Dörge 
und Rechtsanwalt Dr. Franz Hennig. 
Deutſche Wirtſchaftsgeſetze, Band 9, Preis in 
Leinenband RM 10.—. Verlag von Reimar 
Hobbing in Berlin SW 61. 

Die Verfaſſer erläutern die materiellen und ver⸗ 
fahrensrechtlichen Vorſchriften der Verordnung und 
ihrer Durchführungsbeſtimmungen in einer für die 
Praxis brauchbaren Form. Das Sicherungsrecht 
unter Einſchluß der Danziger Verordnung über die 
Einführung einer Sicherungsverwaltung vom 14. Des 
zember 1931 iſt als ein neues Sonderrecht in den 
Rahmen des allgemeinen Vollſtreckungsrechts ein⸗ 
gearbeitet. Die Vollſtreckungsvorſchriften unter 
Einſchluß des Zwangsvergleichs werden beſonders 
eingehend behandelt. Zur Erleichterung für die 
Praxis find die Formulare des Sicherungs- und 


Entſchuldungsverfahrens und die Treuhänderan⸗ 
weiſung in das Erläuterungsbuch aufgenommen. 
Das Werk iſt daher ein wertvolles Hilfsmittel 
für alle, die ſich mit dem Sicherungsverfahren zu 
befaſſen haben. Nn. 


Das Pfandrecht an den landwirtſchaftlichen 
Früchten, nach der Verordnung des Reichspräſi⸗ 
denten zur Sicherung der Frühjahrsdüngung 
und Saatgutverſorgung vom 23. Januar 1932. 
Erläutert von Dr. Martin Jonas, Miniſterial⸗ 
rat im Reichsjuſtizminiſterium. Verlag von 
Franz Vahlen in Berlin W 9. Preis RM 1,50. 
Die als Ergänzung zur Oſthilfe-Verordnung vom 
17. 11. 1931 erlaſſene Verordnung über das geſetz⸗ 
liche Früchte⸗Pfandrecht iſt in dieſer Schrift gemein⸗ 
verſtändlich und bei der dienſtlichen Stellung des 
Verfaſſers zugleich authentiſch erläutert. Nn. 


Das Mietrecht für 1932 auf Grund der Not⸗ 

und Lockerungsverordnungen. Eine ausführliche 
Darſtellung des geltenden Rechts für den Ge- 
brauch der Mieter und Vermieter und für die 
Rechtspraxis. Von Rechtsanwalt Brumby, 
Berlin. Berlin 1932. „Die Grundſtückswarte“, 
Verlag Roſenthal & Drews, Berlin-Charlotten⸗ 
burg 2. Preis broſchiert RM 2,80. 

Der Herausgeber des „Mietrechts“ hat in dieſer 
Schrift eine für den Handgebrauch beſtimmte Zu⸗ 
ſammenſtellung des geltenden Mietrechtes gegeben. 
Dieſe Zuſammenſtellung war notwendig, da die 
ſtändig wechſelnde Geſetzgebung des Mietrechtes 
der richtigen Rechtsanwendung die größten Schwierig⸗ 
keiten entgegengeſtellt hat. Die Unklarheiten und 
Streitfragen, insbeſondere der letzten Notverordnung 
vom 8. 12. 1931 ſind in leicht faßlicher Form aus⸗ 
einandergeſetzt. 

Die Schrift iſt daher für die Mietparteien, ihre 
Berater und die Mietrichter ſehr zu empfehlen. 

Nn. 


Eingegangene Bücher (Beſprechung vorbehalten). 

„Das deutſche Bauſparen“ von Dr. A. Krahn und 
Dr. Kaltenboeck. 127 Seiten Oktav. 1932. 
Preis in Ganzleinen RM 5,40. Verlag 
Reimar Hobbing. 

„Das Bauſparen und ſeine Gefahren“ von Finanz⸗ 
rat Karl Simon. Verlag Jacob Krauth, Karls⸗ 
ruhe (Baden), Vorholzſtr. 10. Preis RM 2,50. 

„Jahrbuch des Treuhandrechts“, 2. Jahrgang 1930 
von Dr. Johannes Hein. Verlag von Georg 
Stilke, Berlin. Preis geheftet RM 12, —, in 
Ganzleinen gebunden RM 13,—. 

„Bauhandbuch 1930“ von Dr. Otto Glaß und Georg 
Klinke. Verlag Carl Heymann, Berlin. 
Preis RM 6,—. 

„Bäuerliche Bauweiſe, der Weg zur Landſiedlung“ 
von Wilhelm Schloz, Bündiſcher Verlag, Heidel⸗ 
berg, Preis geheftet RM 1,25. 

„Aufgaben und Formen der bäuerlichen Oſtſiedlung“ 
Flugſchriften der Reichsſtelle für Siedlerberatung 
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eft 1, von Dr. Johannes Schauff, Selbſtverlag: | 
SE WI, Leipziger Platz 17, Preis RM 0,30. 
„Die oſtpreußiſche Landwirtſchaft“ von Dr. phil. 
Chriſtian Krull, im Oſt⸗Europa⸗Verlag, 
Berlin W 35 und Königsberg Pr., Schriften 
des Inſtituts für oſtdeutſche Wirtſchaft an der 
Univerfität Königsberg. Neue Folge, Band 4 
reis RM 5,20. Rs 
ie Wa des Hausbeſitzers von Dr. 
Fritz H. Strauß „Die Grundſtückswarte Verlag 
Roſenthal & Drews, Berlin-Charlottenburg 2. 
reis broſchiert RM 2,—. 
te de unter volks⸗ und 
weltwirtſchaftlichen Geſichtspunkten. Dargeſtellt 
unter Verwertung und Ergänzung der Arbeiten 
des Ausſchuſſes zur Unterſuchung der Erzeu⸗ 
gungs⸗ und Abſatzbedingungen der . 
Wirtſchaft in Gemeinſchaft mit O. er 
Berlin, ujw. von 1 Verlag Pau 
5 reis broſch. EH 
„Die im ländlichen Genoſſenſchafts⸗ 
weſen auf Grund des Notprogramms vom 
31. März 1928“ von Dr. Eduard Fahr, 
A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung Dr. W. 
Scholl, Leipzig C 1, Königſtraße 17, Preis 
4,40. a 
Fragen der Agrarpolitik“ von Dr. 
g Jul. Froſt. Verlag von Duncker & Humblot, 
München und Leipzig. Preis geheftet RM 4,50. 
Der Stand der Folgeeinrichtungen von landwirt⸗ 
1 ſchaftlichen Meliorationen“. Sonderabdruck 
aus dem „Zentralblatt des Deurjchen Land⸗ 
wirtſchaftsrats und der Preußiſchen Gang 
landwirtſchaftskammer“ Nr. 5 und 6 vom 1. un 


8. Februar 1932. Verlag Deutſche Tages⸗ 
zeitung A. G., Berlin SW 11, Deſſauerſtr. 6/8. 

„Landwirtſchaft von heute“ von Dr. h. c. Schlange⸗ 
Schöningen. Verlag Paul Parey, BerlinSW 11, 
Hedemannſtr. 28/29. Preis gebd. RM 8,50, 
broſch. RM 7,50. 


„Die bisherigen Wirkungen des Reichsſiedlungs⸗ 


geſetzes“ von Dr. Kurt Maxion (Staat und 
Landwirtſchaft, Heft 1), Verlag Paul Parey, 
Berlin. Preis broſch. RM 7.50. 

„Mietſenkung — Kündigung — Lockerung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft“ von Dr. Martin Ebel und Adolf 
Lilienthal, 2. Auflage. Preis RM 1,50. Ver⸗ 
lag Carl Heymann. 

„Wirtſchaft und Siedlung“ von Walter Stauß, 
Erläuterungen zu der Denkſchrift „Die Neben⸗ 
erwerbsſiedlung“. R. Voigtländers Verlag, 
Leipzig. Preis RM 0,40. 

„Freiwilliger Arbeitsdienſt“ von Dr. L. von Funcke, 
Oberregierungsrat. Verlag Carl Heymann. 
RM. 3,60. 

„Siedlungsbau und Selbſthilfe“, bearbeitet im 
Preußiſchen Miniſterium für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, von Miniſterialrat 
R. Homann und Stadtbaurat W. Fauth, Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft R. Müller m. b. H., Ebers⸗ 
walde-Berlin, kart. RM. 3,75. 

„Die Wohnungspolitik in Europa“. Der Klein⸗ 
wohnungsbau. Herausgegeben vom Internatio⸗ 
nalen Arbeitsamt, Zweigamt Berlin NW. 40, 
Scharnhorſtſtraße 35, Preis 6,50 ſchw. Frank. 

„Standort, Landesplanung, Baupolitik“ von Dr. 
a Pfannſchmidt. Carl Heymanns Verlag. 


Geſetze, Verordnungen und Exlafje*) 


rordnung über arbeitsloſe landwirtſchaftliche 
Sten: Vom 18. Februar 1932. 
(RG Bl. I = g 1 

2 Grund der Dritten Notverordnun 
an zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen und zur Bekämpfung politiſcher a, 
tungen vom 6. Oktober 1931, Vierter Teil, Kapitel! 
§ 21 (Reichsgeſetzblatt J, ©. 537/553) wird hiermit 

nach Zuſtimmung E 11 verordnet: 

rtike 
ie unentgeltliche Mitarbeit eines Siedlungs⸗ 
3 5 Errichtung einer landwirtſchaft⸗ 
lichen Siedlung linsbeſondere bei Aufſchließung des 
Geländes, Herſtellung der Gebäude und 1 9 5 
ſchaftsanlagen) begründet kein Arbeitsverhä tnis 
im Sinne des Arbeitsrechts und kein Arbeits⸗ oder 
Dienſtverhältnis im SE § 11 der Verord⸗ 
ü die Fürſorgepflicht. Sr . 
SC Ge der Mitarbeit wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß dem Siedlungsanwärter 
der Betrag, der durch ſeine Mitarbeit beim Aufbau 
der Siedlung erſpart wird, auf die Anzahlung 
oder den Kaufpreis angerechnet wird. 


ie 

1. Siedlungsanwärter, die bei der Errichtung 
der Siedlung unentgeltlich mitarbeiten, erhalten 
Arbeitsloſenunterſtützung, ſoweit bei ihnen im übrigen 
die Vorausſetzungen dafür vorliegen; der Anter⸗ 
ſtützung ſteht es nicht entgegen, daß der Siedlungs⸗ 
anwärter berufsmäßig überwiegend nicht mehr als 
Arbeitnehmer tätig zu ſein pflegt und daß er dem 
Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung ſteht. 

2. Abſ. 1 gilt nur für ſolche Siedlungsanwärter, 
die mindeſtens einen Angehörigen haben, für den 
ihnen nach dem Geſetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung der Familienzuſchlag zu⸗ 
ſtände. 

3. Der Betrag, der durch die Mitarbeit erſpart 
wird (Artikel 1, Abſ. 2), iſt auf die Anterſtützung 
nicht anzurechnen. 

Artikel 3 

1. Soweit nach Artikel 2 Arbeitsloſenunterſtützung 
an Siedlungsanwärter zu gewähren iſt, richtet ſich 

*) Aus Raummangel konnten wir jtatt des vollſtän⸗ 


digen Abdrucks bei einzelnen Verordnungen und Erlaſſen 
nur einen kurzen Hinweis bringen. 
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die Höchſtdauer der verſicherungsmäßigen Unter⸗ 
ſtützung nach den allgemeinen Vorſchriften. Im 
gleichen Falle wird die Kriſenunterſtützung über die 
jeweilige Höchſtdauer hinaus gewährt, ſofern die 


ſonſtigen Vorausſetzungen für die Kriſenunterſtützung 


vorliegen. 

2. Die verſicherungsmäßige 
ſtützung oder die Kriſenunterſtützung darf nicht über 
die Übergabe der Siedlerſtelle an den Giedlungs- 
anwärter hinaus gewährt werden. Die Unter⸗ 
ſtützung iſt jedoch vorher zu entziehen, wenn die 
zuſtändige Siedlungsbehörde feſtſtellt, daß die Durch⸗ 
führung des Siedlungsverfahrens unnötig verzögert 
wird. 

Artikel 4 

1. In den Fällen des Artikel 2 wird die Kriſen⸗ 
unterſtützung ohne Rückſicht auf die Berufszugehörig⸗ 
keit oder den Wohnort des Siedlungsanwärters 
gewährt. 

2. Die Kriſenunterſtützung iſt jedoch ausgeſchloſſen, 
wenn der Siedlungsanwärter, ohne verſicherungs⸗ 
mäßige Arbeitsloſenunterſtützung oder Kriſenunter⸗ 
ſtützung zu empfangen, in dem Zeitpunkt, in dem er 
ſeine Mitarbeit aufnimmt, allein von der öffentlichen 
Fürſorge unterſtützt wird. In dieſem Falle verbleibt 
abweichend von § 7 Abſ. 1 der Fürſorgepflichtver⸗ 
ordnung für den Siedlungsanwärter und ſeine Haus⸗ 
haltsangehörigen während der Mitarbeit, jedoch 
nicht über die übergabe der Siedlerſtelle hinaus, 
die Pflicht zur unmittelbaren Gewährung der Für⸗ 
ſorge bei dem Bezirksfürſorgeverbande, der dieſe 
Pflicht bis zum Ortswechſel erfüllt hat. Für die 
landesrechtliche Verteilung der Koſtenlaſt zwiſchen 
dem vorläufig verpflichteten Verband und ſeinen 
Gemeinden gilt der Hilfsbedürftige als in ſeiner bis⸗ 
herigen Wohnortsgemeinde verblieben. Die or: 
ſchriften über die endgültige Fürſorgepflicht bleiben 
unberührt. 


| 
3. Die vom Siedlungsunternehmer gewährte freie 
Koſt und Unterkunft gilt für die Kriſenunterſtützung 


nicht als Einkommen des Anwärters. 
} Artikel 5 
Zuſtändig für die Arbeitsloſenunterſtützung des 
Siedlungsanwärters bleibt das Arbeitsamt, das 
nach den allgemeinen Vorſchriften zuſtändig wäre, 
auch dann, wenn der Anwärter ſeinen Wohn- oder 
Aufenthaltsort in die Siedlungsgemeinde verlegt. 
Artikel 6 
1. Der Siedlungsträger hat dem Arbeitsamt 
(Artikel 5) ſowie im Falle des Artikel 4 Abſ. 2 der 
Fürſorgeſtelle unverzüglich Mitteilung zu machen, wenn 
ein Siedlungsanwärter die unentgeltliche Mitarbeit in 
einem Siedlungsverfahren im Sinne des Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetz⸗ 


ſoll, aufnimmt. 

2. Eine entſprechende Mitteilung hat der Sied⸗ 
lungsträger zu machen, ſobald eine dieſer Voraus⸗ 
ſetzungen fortfällt, die Mitarbeit aufhört oder die 
Übergabe der Stelle ſtattfindet. 


Arbeitsloſenunter⸗ 


3. Die Unterſtützung nach dieſer Verordnung darf 
nur für den Zeitraum gewährt werden, den die 
Mitarbeit auf Grund dieſer Mitteilung dauert. 

Artikel ? 

Siedlungsanwärter, die Arbeitsloſenunterſtützung 
beziehen, unterliegen nicht der Meldepflicht nach 
§ 173 des Geſetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung. 

Artikel 8 

Das Arbeitsamt ſoll die Unterſtützung in der 
Regel nicht dem Siedlungsanwärter ſelber, ſondern 
dem zuſchlagsberechtigten Angehörigen oder Der: 
jenigen Perſon, Anſtalt oder Behörde auszahlen, 
in deren Obhut ſich der Angehörige befindet. 

Artikel 9 

Für die Aufbringung der Mittel für die Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung der Siedlungsanwärter gelten die 
allgemeinen Vorſchriften. Das gilt auch hinſichtlich 
der Verpflichtung der Gemeinden, einen Teil des 
Aufwandes der Kriſenunterſtützung zu tragen (Geſetz 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
§ 167 Abſ 1). 

Artikel 10 

Eine offenſichtliche Härte im Sinne der Verord⸗ 
nung über die Fürſorgepflicht ($ 14 Abſ. 3 c) liegt 
insbeſondere vor, ſofern vom Verbleiben des Sied⸗ 
lungsanwärters auf ſeiner Siedlerſtelle eine Beſei⸗ 
tigung oder Minderung ſeiner Hilfsbedürftigkeit 
noch zu erwarten iſt. 

Artikel 11 

Gemeinden, in deren Bezirk Siedlungsanwärter 
angeſiedelt werden, ſind abweichend vom Geſetz 
über die Freizügigkeit (§ 4) den Siedlungsanwärtern 
und ihren Haushaltsangehörigen gegenüber zur 
Abweiſung nicht befugt. 

Artikel 12 
Dieſe Verordnung tritt am 22. 2. 1932 in Kraft. 
Berlin, den 18. Februar 1932. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Stegerwald 
Der Reichsminiſter des Innern 
Mit Wahrung der Geſchäfte beauftragt 
Groener, Reichswehrminiſter. 


Zinsſenkung auf dem Kapitalmarkt. 
RdErl. d. MfV. v. 4. 2. 1932 — II 1400/29. 1. 
(VMBl. Nr. 4) 

Zur Behebung von Zweifeln weiſe ich darauf 
hin, daß für Fälle der im Abſ. 2 meines Erlaſſes 
vom 21. 1. 1932 — II 1400/21. 1.5) — bezeich⸗ 
neten Art, wenn nämlich der im bisherigen Zins⸗ 
ſatz enthaltene laufende Verwaltungskoſtenbeitrag 
geringer als 5 v. H. bezw. (bei kleinen Objekten) 


Av. H. war, eine Aufrundung gemäß Abſ. 3 meines 
blatt S. 1429), in dem er eine Siedlerſtelle erhalten 


Erlaſſes ſelbſtverſtändlich nicht in Frage kommt. 

Weiter bemerke ich, daß in Fällen, bei denen 
ein Verwaltungskoſtenbeitrag bei der Darlehns⸗ 
gewährung im ganzen vorweg erhoben und Dem: 


*) VMBl. Sp. 86 
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e ein laufender Verwaltungskoſtenbeitrag in 
ee nicht eingerechnet war, die Neuein⸗ 
führung eines laufenden Verwaltungskoſtenbeitrages 
bei Durchführung der Zinsſenkung nicht in Frage 
kommt. J. V.: Scheidt. 


i il Hypothekenbanken ujw. 
a "meet. 1932 Sp. 109.) 


Verfahren für die Beſiedlung von Domänen. 


Mf Du. 
RdErl. d. Mf Beer Nr. 7) 


3 : ` igt 

letzten Zeit hat ſich wiederholt gezeigt, | 
GR ER bei der Beſiedlung von 
Staatsdomänen zwiſchen den Landeskulturbehörden 


ierungen noch nicht ſo reibungslos ab⸗ 

WEN = 5 Wahrung der fiskaliſchen 1 
eſſen erwünſcht wäre. Bei der heutigen Wirtſchafts⸗ 
lage iſt es der Domänenverwaltung nicht 1 
möglich, Domänen, deren Pachtzeit 1 it 
oder Die ee er 
erwerten. Daher |t inen⸗ 
eh eine größere Anzahl von 1 
zur Beſiedlung zu bringen. Zudem SE ſich S 
Siedlungstätigkeit der Domänenverwa A = 
nächſter Zukunft bedeutend ſteigern a 8 5 
$ 27 der zweiten Sparverordnung 1 — 5 
(Pr&S. S. 293) 50 000 ha Domänenland zu 
Siedlung bereitgeitellt werden ſollen. G Se 
gabe von Domänen zu Siedlungszwe en wi d 
bejonders darauf ee E fo ſchne 
ie möglich durchzuführen, um i 
De Dee zu vermeiden. Um das 


: . inheitlic⸗ 
en bei den Domänenſiedlungen einhei ch 
5 werden folgende Richtlinien für die 


örden und die Regierungen feſtgeſetzt: 

18 18 ob und inwieweit eine Domäne 

zur Beſiedlung kommen ſoll, bleibt ausſchließlich 

der Domänenverwaltung vorbehalten. Daher 

iſt es den Landeskulturbehörden nicht geſtattet, 

ohne vorherige Zuſtimmung der Regierung über 

die Beſiedlung von Domänen mit den Pächtern 
ſelbſtändig Verhandlungen aufzunehmen. 


und dem zuſtändigen Kulturamtsvor⸗ 
e gegeben auch durch re 
Siedlungsunternehmens erfolgen, Bes a 
handlungen mit einem Siedlungsträger berei 
ingeleitet jind. gel 5 
a Mitglied des Sonder 
kulturamts zu dieſen Beſichtigungen arg 
zogen werden, damit die Taxation der Staats⸗ 


Nachrichten des Vau⸗ 


Die Umſtellung im Siedlungsweſen. 
Das Städtebauſeminar der techniſchen Hochſchule 


Dresden veranſtaltete unter Mitwirkung der ſächſi⸗ 


ſchen Arbeitsgemeinſchaft der freien deutſchen Aka⸗ 


v. 12. 2. 1932 — VI 1194, l 


Bei der Ab⸗ 


für den Staat 


i ichti ür Siedlungs⸗ 
eſichtigung der zur Abgabe für Sie 

a 15 Frag kommenden Domänen ſoll ge⸗ 

meinſam durch die Vertreter der Domänenver⸗ 


In der Regel ſoll auch das 


domänen nach einheitlichen Geſichtspunkten in 
dem betreffenden Bezirk erfolgt. 

Schwierigkeiten, die zur Durchführung der Be⸗ 
ſiedlung, insbeſondere infolge Mängel an Grund 
| und Boden und an den Gebäuden, im Einzel⸗ 
| 


fall entgegenſtehen, find durch eingehende Aus⸗ 
ſprache und ſorgfältig erwogene Vorſchläge 
(Rohaufteilung, Ausbau und Gruppenſiedlung) 
nach Möglichkeit aus dem Wege zu räumen, 
da die Beſiedlung im ſtaatlichen Intereſſe liegt. 
Naturgemäß ſind derartige Schwierigkeiten bei 
der Preisgeſtaltung für den Grund und Boden 
und der Gebäude zu berückſichtigen. 

Die Taxen der Landeskulturbehörden ſind ge⸗ 

trennt nach dem Wert für Grund und Boden 
ſamt Gebäuden und für Inventar vorzunehmen, 
damit von vornherein dieſe beiden Summen 
geſondert behandelt werden können. 
Als Siedlungsträger ſind den Regierungen nur 
ſolche Unternehmen zu benennen, die die Gewähr 
dafür geben daß ſie die beſtimmungsmäßigen 
Zwiſchenkredite von der Deutſchen Siedlungs⸗ 
| bank erhalten, uud die im allgemeinen finanziell 
kräftig genug find, um möglichſt eine Anzahlung 
von 10 v. H. des Kaufpreijes für den Grund 
und Boden zu leiſten. 

Kommt eine Einigung über die Beſiedlungs⸗ 

fähigkeit oder den Kaufpreis für Grund und 

Boden zwiſchen den Beteiligten bei der örtlichen 

Beſichtigung nicht zuſtande, ſo wird die Regie⸗ 

rung unter Beifügung der Stellungnahme der 

Landeskulturbehörde ſofort zu meiner Entſchei⸗ 

dung berichten. 

Domänenſiedlungen ſind als vordringlich zu be⸗ 

handeln, um die jofortige übergabe an das 

Siedlungsunternehmen zur Vermeidung von 

Ausfällen für die Staatskaſſe zu veranlaſſen. 
Allgemein erſuche ich ergebenſt, den Regierungen 
jede erforderliche Unterſtützung bei der Durchführung 
von Domänenſiedlungen zuteil werden zu laſſen. 

Abdrucke für die Kulturämter liegen bei. 

An die Eds. Kult A.⸗Präſ. LwMBl. S. 89. 
Verordnung über die Abänderung der Hauszins⸗ 
ſteuerverordnung vom 9. 3. 1932 BEE. 111. 

Bekanntmachung der neuen Faſſung der Haus⸗ 
zinsſteuerordnung vom 9. 3. 1932. PGS. 114. 

Vorſtädtiſche Kleinſiedlungen. 
RdErl. d. Md J., FM. u. MfV. v. 5. 3. 1932, betr. 
Aufnahme von Darlehen und Übernahme von Bürg⸗ 
ſchaften durch Gemeinden und Gemeindeverbände 
für die vorſtädtiſche Kleinſiedlung und zur Bereit⸗ 
ſtellung von Kleingärten — Wa 1306, 1E 507 
u. 1003/23. 2. 


und Siedlungsmarktes 


demie des Städtebaues und des Seminars für Volks⸗ 
wirtſchaftslehre und Sozialpolitik vom 4. bis 6. Fe⸗ 
bruar in Dresden einen Lehrgang über „Die Um⸗ 
ſtellung im Siedlungsweſen“. Verhandlungsgegen⸗ 


ot 
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ſtand waren die kleingärtneriſche Siedlung (Stadt⸗ 
randſiedlung) und die kleinbäuerliche Siedlung (Acker⸗ 
nahrungsſiedlung), die beide zurzeit von Reich und 
Ländern nachdrücklich gefördert werden mit dem be⸗ 
kannten Ziele einer Verſtärkung der Ernährungsbaſis 
und der Wiederbeſchäftigung eines möglichſt großen 
Teiles der Erwerbsloſen. In über zwanzig Vor⸗ 
trägen und einer Anzahl wertvoller Diskuſſionsreden 
wurde die Materie von den verſchiedenſten Geſichts⸗ 
punkten aus behandelt: volkswirtſchaftliche, hygie⸗ 
niſche, landwirtſchaftliche, arbeitsmarktpolitiſche, 
ſtädtebauliche, finanzielle, geſetzliche, arbeitsorgani⸗ 
ſatoriſche Vorausſetzungen, Ausbildung und techniſche 
Durchführung der Siedlerhäuſer und ihrer Neben- 
anlagen uſw. 

Profeſſor Muesmann, Dresden, der Leiter 
der Veranſtaltung, bezeichnet es als deren 
Zweck, neben einer möglichſt lückenloſen Darſtellung 
des gegenwärtigen Zuſtandes poſitive Kritik zu üben, 
praktiſche Vorſchläge zu machen, Ziele für die zu⸗ 
künftige Entwicklung zu ſtecken. Aus der großen 
Fülle der in den Vorträgen niedergelegten Gedanken 
können nur einige wenige angedeutet werden. 


Prof. Dr. Wilbrandt, Dresden, hält es vor allem 
im Hinblick auf die Notwendigkeit eines großen 
Ausfuhrüberſchuſſes für zwecklos, den Baumarkt 
mittels öffentlicher Zuſchüſſe künſtlich zu beleben; 
denn die damit verbundene Stärkung der Kaufkraft 
der Bauarbeiter würde nur eine Einfuhrſteigerung 
und damit erneute Arbeitsloſigkeit herbeiführen. Die 


Selbſtverſorgerſiedlung dagegen, ermögliche ein zus | 


ſätzliches Naturaleinkommen ohne Erhöhung der 
Kaufkraft. 

Dr. Iſenberg, Dresden, 
ſcheinlich, daß die weltwirtſchaftlichen Beziehungen 
ſich nicht wieder günſtig entwickeln werden, ſondern 
daß die Weltwirtſchaft immer mehr zerfällt, die 
Schuldenlaſten für Deutſchland immer drückender 
werden, und infolgedeſſen die ungünſtige Arbeits⸗ 
marktlage eine Entlaſtung der notleidenden Induſtrie⸗ 
gebiete und Großſtädte durch Siedlung auch in Zu⸗ 
kunft gebieteriſch fordern werden. Bei der Löſung 
des Problems, wo geſiedelt werden ſoll, iſt eine 
gründliche Kenntnis der Arbeitsmarktverhältniſſe un⸗ 
erläßlich. Am gefährdetſten ſind Induſtriegebiete 
mit nur einer Induſtrieart und Großſtädte mit ſtarker 
Beamten und Rentnerbevölkerung. Aus dieſen 
Gebieten werden die Arbeitsloſen am beſten in 
Gebiete mit landwirtſchaftlichem Großgrundbeſitz 
und ſtarker Landarbeiterbevölkerung umgeſiedelt und 


zwar in kleinbäuerliche nnd kleingärtneriſche Gied- | 


lungen. Für Induſtriegebiete mit gemiſchten In⸗ 
duſtrien[Sachſen) kommen bei Einführung von Kurz⸗ 
arbeit in der Hauptſache kleingärtneriſche Siedlungen 
in Frage. Gebiete, in denen Induſtrie und Land⸗ 
wirtſchaft glücklich gemiſcht ſind und in denen ſchon 
jetzt die Bevölkerung kriſenfeſt iſt, ſollte man ganz 
in Ruhe laſſen. Der Generaldirektor der weſtfäliſchen 
Heimſtätte, Vormbrock, Dortmund, empfiehlt bei 


hält es für wahr⸗ 


der Um⸗ und Ausſiedlung die großen induſtriellen 
Unternehmungen zur Mitverantwortung heranzu⸗ 
ziehen, um Kapitalfehlleitungen zu vermeiden. Nur 
die allgemeine Arbeitsmarktlage und nicht etwa 
Arbeitsloſigkeit im Baugewerbe ſei für eine künftige 
Neubautätigkeit maßgebend. Das Baugewerbe werde 
ſich damit abfinden müſſen, daß die Bauaufgaben 
künftig mehr auf dem Lande, als in den Städten 
durchzuführen ſind. 


Stadtbaurat Dr. Wolf, Dresden, hält 
für erwägenswert, wenigſtens einen Teil der 
den Städten für Erwerbsloſenſiedlungen zur 
Verfügung zu ſtellenden Mittel dazu zu verwenden, 
um geeignete ſtädtiſche Erwerbsloſenfamilien auf 
dem Lande anzuſiedeln. So biete ſich auch für die 
deutſchen Städte ein Weg zur Mitwirkung an einer 
Innenkoloniſation, beſonders im Oſten Deutſchlands, 
womit eine alte Tradition wieder aufgenommen 
werde, nämlich die planmäßige Koloniſierung des 
deutſchen Oſtens von den Hanſaſtädten des Mittel⸗ 
alters aus. 


es 


Für die Beantwortung der Frage, wo ge= 
ſiedelt werden ſoll, iſt auch die genaue Kenntnis 
der Bodenbeſchaffenheit notwendig. Hierbei kann 
die von Prof. Dr. Stremme, Danzig, vorgeführte 
Bodenkartierungsart, die im Unterjchied von der 
gewöhnlichen geologiſchen Kartierung hauptſächlich 
die für den Siedler wichtigen organiſchen Beſtand⸗ 
teile des Bodens berückſichtigt, gute Dienſte leiſten. 
Vorausſetzung für eine erfolgreiche Ausnutzung und 
Bearbeitung des Bodens ſind landwirtſchaftliche 
Arbeits⸗ und Betriebsforſchung. Beide Forſchungs⸗ 
arten aber ſtecken, wie aus dem gedankenreichen 
Vortrag des Agrikulturingenieurs von Meyenburg, 
Baſel hervorging, erſt in den Anfängen. Meyen⸗ 
burg gab äußerſt intereſſante Zahlen über das Ver⸗ 
hältnis von Menſch zu Bodeneinheit, die vor allem 
bewieſen, daß die Fruchtbarkeit letzten Endes vom 


Siedler ſelbſt entſcheidend beeinflußt wird. Daher 


iſt praktiſche Facherziehung durch Beſtes vormachende 
Meiſter und Muſterſtellen unbedingt notwendig. — 


Es iſt beabſichtigt, die Vorträge des Lehrganges in 
einem Buch herauszubringen. Hoffentlich geſchieht 
das ſo bald, daß daraus noch in dieſem Jahre 
Nutzen gezogen werden kann. W. G. 


Weſtdeutſcher Siedlungstag“) 

Die Forſchungsſtelle für Siedlungs- und 
Wohnungsweſens an der Univerſität Münſter 
hatte durch ihren Leiter Prof. Dr. Bruck zum 
26. Februar 1932 Behördenvertreter von Reich 
und Preußen und die intereſſierten Kreiſe der 
Wirtſchaft zu einem Weſtdeutſchen Siedlungstag 
verſammelt. 


*) Die Vorträge erſcheinen in Buchform unter dem 
Titel „Die deutſche Siedlung 1932“ bei dem Verlag der 
Forſchungsſtelle für Siedlungs⸗ und Wohnungsweſen, 
Münſter. Preis RM 4,80. 
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Prof. Dr. Bruck kennzeichnete in ſeiner Einführungs⸗ 


e dieſe Aufgabe des Weſtdeutſchen Siedlungs⸗ 
19 alle die Probleme der Siedlung aufzu⸗ 
zeigen, für welche die wirtſchaftlichen Momente, die 


i ä i lands 
die veränderte Wirtſchaftsſtruktur Deutſch | 
en find, die Grundlage bilden. Regierungs⸗ 


äſident Saaſſen forderte als Hilfsmaßnahme auf 
1 an größtmöglichſte Ausdehnung der 
landwirtſchaftlichen und gärtneriſchen Vollerwerbs⸗ 


f ite Ü der Ins | 
i „auf der anderen Seite Übergang 1 | 
5 55 Se ai und Landzuteilung an die 


urzarbeiter. Der Redner ging dann beſonders 
en Ges vorſtädtiſche Kleinſiedlung ein, 1 er 
nochmals die bekannten Forderungen, aufſte E 
Prof. Knipping von der Techniſchen e 5 
Darmſtadt beſchäftigte ſich mit den . > 
der Stadtrandſiedlung. Die e hörden 
ſtellung der Maßnahme auf die SCENE E kn 
wurde als kaum glücklich bezeichnet. 5 5 
ziehung privater gemeinnütziger Sie Se 
nehmungen ſtößt bei den Gemeinden u on 
keiten. Ein weiteres Hemmnis iſt die N30 Ge 
der Herſtellungskoſten einer Siedlerſtelle CH aft (Archi 
wodurch die Einſchaltung der freien Wirtſch 
tekten, Bauunternehmer, „ uſw. 
lich unmöglich gemacht wird. WK ` 
e Ge Nebner ſprach der Juſtitiar ët Ce 
einigten Stahlwerke A.⸗G., Dr. Philippi, S 15 ee 
Zurückführung der Induſtrie⸗ und 7 1 
bevölkerung zur ländlichen e 
dem Induſtrieſtaat Deutſchland muß ae er 
Maße ein Agrarſtaat werden, zumal in . 
Welthandel und damit die Ausfuhr bei abe, 
mehr die Bedeutung haben wird wie bisher. 
ein Erfolg erreicht werden ſoll, 
zehnte hinaus ein genau durchda 
aufgeſtellt werden. 62 
u am nächſten Tage folgenden See? 1 
als Ergänzung das Grundſätzliche des er 
problems zum Ausdruck. Die theoretiſche chen 
des Siedlungsſtrebens aus Geſchichte, agra Euer, 
Gegebenheiten, Arbeitsmarkt, politiſchen 
niſſen ließen im Zuſammenhang 
trägen den ganzen Umfang des 
in Erſcheinung treten. Der erſte 
Tages von Prof. Dr. Lehmann⸗ 
behandelte die „Siedlungspro 
Großſtadt“, bei denen 10 En 
Analogien für die Organiſa 
heutigen Verhältniſſen zeigten. Prof. 7 
von der Techniſchen Hochſchule Dresden Ip E 
„Das Problem der wann 
erweiterung und der zukünftige oi 2 Zeit 
aufbau“. Er betonte, daß in der heu nn 5 
die Nahrungsſtelle in den Vordergrund der Jar 5 5 
techniſchen Maßnahmen tritt, woraus 5 9 
kommen verändertes Bild gegenüber der E 1758 
ſtädtiſchen Bauweiſe ergibt. Heute können aha le 
ſtädte, deren Lebensgrundlage die Landwir 5 
zu Land⸗Induſtrieſtädten werden. 


chtes Programm 


Siedlungsproblems 


Hartleben, Münſter, 
bleme der antiken 


ſo muß auf Jahr⸗ 


mit den erſten Vor⸗ 


Vortrag des zweiten 


Teil überraſchende | 
der Stadt zu den | 


) tatſäch⸗ 


hielt Prof. Dr. ing. Vetterlein von der Techniſchen 
Hochſchule Hannover ein Referat über „Die Landes⸗ 
planung im Dienſte des Siedlungsgedankens“. 
Infolge der bevölferungs- und arbeitsſtrukturellen 
Veränderungen kann nur eine neue ſinnvolle Ver⸗ 
teilung der Arbeitsgelegenheiten zur Linderung der 
Not führen. Eine Umgruppierung der Gebrauchs⸗ 
güterinduſtrien muß durch landesplaneriſche Erwä⸗ 
gungen eingeleitet werden. Dazu kommt die bei 
einem gewerblichen Aufſtieg benötigte ſonſtige Flächen⸗ 
wirtſchaft und Verwendung. die Erneuerung und 
Verbeſſerung der Verkehrsverhältniſſe. — Zuſammen⸗ 
faſſend kann über dieſe Tagung geſagt werden, daß, 
wenn man auf die Dauer das Arbeitsloſenheer ver⸗ 
mindern will, alle Siedlungsmöglichkeiten ausgenutzt 
werden müſſen. 


Als Abſchluß des Weſtdeutſchen Siedlungstages 
brachte die Weltwirtſchaftliche Geſellſchaft 
in ihrer 70. Vortragsveranſtaltung einen intereſſanten 
Vortrag über „Arbeitsloſigkeit und Land— 
ſiedlung“ von Miniſterialdirektor Bollert. Als 
Kernpunkt der Siedlungsfrage iſt die Frage der 
Behebung der Arbeitsloſigkeit durch die Landſiedlung 
anzuſehen. Es gilt, den Millionen, die auch in ab⸗ 
ſehbarer Zeit keine Erwerbsmöglichkeit finden werden, 
durch die Umſiedlung andere Daſeinsmöglichkeiten zu 
verſchaffen. Der Lebensraum des deutſchen Volkes 
liegt dabei im Oſten. Der bodenſtändige, wirtſchaftlich 
möglichſt unabhängige und kriſenfeſte Kleinlandwirt 
muß wieder das politiſche, feſthaltende und zukunfts⸗ 
beſtimmende Element werden. 


Tagung der Geſellſchaft zur Förderung der inneren 
Koloniſation 

Auf dieſer Tagung, die Ende Februar in Berlin 

ſtattfand, führte der Vorſitzende der Geſellſchaft, 


Dr. Keup, aus, daß es notwendig iſt, ſich über die 


Zum Abſchluß 


zukünftigen Wege der landwirtſchaftlichen Siedlung 
klar zu werden. Die Siedlung ſteht vor ſchweren 
Erſchütterungen, die ſich aus der geſamten Wirtſchafts⸗ 
entwicklung ergeben, aber auch vor entſcheidenden 
Aufgaben, die ihr beſonders jetzt im Oſten geſtellt 
werden. Es wird hier ein Landangebot einſetzen, 
das nur durch die Siedlung der Bewirtſchaftung er⸗ 
halten bleiben kann. Die Siedlung muß aber in 
ſehr verbilligter und vereinfachter Form durchgeführt 
werden, wenn auch durch die Erhaltung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Produktion der Primitivität der 
Siedlungsform eine Grenze geſetzt iſt. Die Wirtſchaft 
muß aus der heutigen Erſtarrung gelöſt werden und 
zwar muß die Löſung da einſetzen, wo ſie zugleich 
hilft, uns dem Auslande gegenüber unabhängiger 
zu machen. Die im Inlande fehlenden landwirt⸗ 
ſchaftlichen Produkte müſſen in geſteigertem Umfange 
hergeſtellt werden. Durch die Fortführung einer 
großzügigen Siedlung und durch die Inangriffnahme 
zuſätzlicher Arbeiten auf dem Gebiete der Melioration 
uſw. kann Hunderttauſenden wieder Arbeit und ein 
Lebensziel geboten werden. 
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Im weiteren Verlauf der Tagung gab Reichs⸗ 
miniſter Dr. h. c. Schlange⸗Schöningen einen Über⸗ 
blick über ſein Programm. Der Miniſter ſieht ſeine 
Aufgabe damit nicht als gelöſt an, daß eine mehr 
oder weniger umfaſſende Umſchuldung oder Ent⸗ 
ſchuldung von Groß- und Kleinbeſitz im Oſten be⸗ 
trieben wird. Das iſt nichts weiter als eine Auf⸗ 
räumungsarbeit, alſo eine Entwirrungsarbeit der 
wirtſchaftlich und finanziell faſt unlösbar gewordenen 
Verſtrickung des Oſtens. Aber dieſer Aufräumungs⸗ 
arbeit fehlt noch das, was notwendig iſt, um der 
Nation das Vertrauen wieder zurückzugeben, nämlich 
die unbedingte Zuverſicht, daß die Regierung mehr 
will und mehr kann, als nur einige Fehler aus⸗ 
merzen oder hier oder da einige kleine Beſſerungen 
bringen. Wir brauchen in allem, was wir heute 
für dieſes um letzte Möglichkeiten kämpfende Volk 
tun, den großen Zug des Willens, der auf allen 
Gebieten in ſchöpferiſchen Gedanken der Nation den 
Glauben an ihre Lebenskraft wiedergibt. Und wenn 
wir die Geſchichte aller Völker anſehen, ſo werden 
wir finden, daß derartige Gedanken immer nur in 
ſchweren Kämpfen durchgeführt wurden. So werde 
ich an meinem Teil dafür ſorgen, daß dieſer 
ſchöpferiſche Gedanke weit hinausweiſt — aus über⸗ 
lebten Maßſtäben und daß er gerichtet wird auf 
jene große grundſätzliche Agrarreform, welche 
das öſtliche Land auf eine neue Lebensgrundlage 
ſtellt: in ihren wirtſchaftlichen Formen, in der 
Struktur ihrer Bevölkerung und damit auch national⸗ 
politiſch⸗kulturell. 

Wenn wir nicht den Rückzug des Deutſchtums 
erleben wollen von den öſtlichen Grenzen her auf 
die jetzt ſchon übervölkerten Induſtriezentren, 
dann dürfen wir uns nicht mit halben Maßnahmen 
begnügen, dann müſſen wir den Mut haben, alle 
bisherigen Maßſtäbe hinter uns zu laſſen. Dann 
müſſen wir wollen, daß der ſyſtematiſche Vormarſch 
des Deutſchtums in die leerer gewordenen Oſtgebiete 
wieder einſetzt wie einſt um 1300. Eine Koloni⸗ 
ſationspolitik ganz großen Stils, welche zur Ver⸗ 
teidigung des deutſchen Landes die Maſſen der 
deutſchen Bauern im Oſten feſt verwurzelt und ſtarke 
neue Reſerven an die Grenzen des Deutſchtums führt. 
Und man wird dabei gewiſſenhaft zu prüfen haben, 
wie weit die Gedanken und Methoden jener gewal- 
tigen und einzigartig erfolgreichen mittelalterlichen 
Siedlung wieder aufleben können und müſſen. Land 
wird bald reichlich zur Verfügung ſtehen. 


Für die weitere Siedlungsarbeit ſtellte der Miniſter 
fünf Grundſätze auf: 


1. Das Haßmotiv muß ausgeſchaltet werden. 
Gegenſätze zwiſchen Groß und Klein dürfen 
dieſe Arbeit nicht ſtören. Was brauchbar und 
lebensfähig iſt — in allen Beſitzgrößen —, 
muß bleiben. 

2. Der Arbeiter ſoll bei Aufteilungen großer Güter 
nicht verdrängt, ſondern ſeßhaft im Oſten feſt⸗ 
gehalten werden. 


3. Die nachgeborenen Bauernſöhne des Oſtens 
gehören zum beſten Siedlermaterial, weil ſie 
Boden und Klima kennen. 

4. Dazu ſoll treten ein neuer Zug vom Weſten 
nach dem Oſten; dabei muß das Prinzip der 
landsmannſchaftlichen Siedlung eine entſchei⸗ 
dende Rolle ſpielen. 

5. Wir haben Land, wir haben Menſchen, aber 
wir ſind arm. Was uns an Geld fehlt, 
muß durch ſinnvolle Zweckmäßigkeit erſetzt 
werden. Darum weg mit aller überbürokratie, 
weg mit allen Hemmungen baupolizeilicher Art, 
weg mit allem Schematismus! An Stelle der 
toten Paragraphen ſoll der lebendige Wille 
ſchaffender Menſchen treten. 

über „Die Anpaſſung der Betriebsgröße 

an die für die heutige Siedlung gegebenen 
Verhältniſſe“ſprach anſchließend Prof. Dr. Zoerner⸗ 
Berlin und als Korreferent Prof. Dr. Lang⸗Königs⸗ 
berg. Der Umfang der Siedlungsſtellen wird durch 
eine Reihe von Faktoren bedingt, unter denen die 
menſchliche Arbeitskraft der entſcheidende iſt, da es 
ſich bei der Siedlung um familienwirtſchaftliche Be⸗ 
triebe handelt. Die untere Grenze für die Umfangs- 
bemeſſung iſt beſtimmt durch das Exiſtenzminimum, 
die obere durch eine möglichſt rationelle Ausnutzung 
der durch die Familie verkörperten Arbeitskraft. 
Auf welchem Flächenumfang dieſes Minimum und 
Maximum liegt, hängt wieder von verſchiedenen 
Faktoren ab, wie Betriebsorganiſation, Produktions- 
richtung, Marktlage uſw. Von Bedeutung ſind weiter 
die notwendigen Kapitalinveſtierungen. Der ver⸗ 
ſchiedene Umfang dieſer Faktoren zeigt, daß es eine 
optimale Betriebsgrenze nicht gibt. Heute kommt 
es zuerſt darauf an, alle vorhandenen Kapitalien 
möglichſt auszunutzen und Neuinveſtierungen nur 
vorzunehmen, wenn eine ſichere Verzinſungsmöglich⸗ 
keit gegeben iſt. Die Ausnutzung beſtehender Be⸗ 
triebseinrichtungen bei den zu beſiedelnden Gütern 
drängt auf eine nicht zu kleine Umfangsbemeſſung 
der Stellen. Es iſt notwendig, bei der Beſiedlung 
größerer Betriebe eine Miſchung verſchiedener Be⸗ 
triebsgrößen vorzunehmen. 


30 Jahre Weſtfäliſcher Wohnungsverein. 
Der Weſtfäliſche Wohnungsverein, der am 24. Fe⸗ 
bruar 1932 auf ein 30 jähriges Beſtehen zurückblicken 
konnte, hielt am 26. Februar 1932 im alten Rathaus⸗ 
ſaal in Münſter feine 25. Mitgliederverſammlung ab. 
Oberpräſident Gronowski leitete die Tagung. Der 


frühere Generalſekretär des Weſtfäliſchen Klein⸗ 


wohnungsvereins, Heinrich Vormbrock, Dortmund, 
berichtete über „Dreißig Jahre planmäßiger 
Förderung des Kleinwohnungs- und Sied- 
lungsweſens in Weſtfalen“. Er gab einen Über- 
blick über die dreißigjährige Arbeit des Vereins, er⸗ 
innerte an die vom Verein angeregte Gründung 
des Verbandes weſtfäliſcher Baugenoſſenſchaften, an die 
Schaffung der weſtfäliſchen Bauberatungsſtelle, welche 


zunächſt eine techniſche Abteilung des Vereins dar⸗ 
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an die Gründung zahlreicher Bauvereinigungen, 
Wei der Verein ſtets die Frage der Notwendigkeit 
ſolcher Neugründungen in den Vordergrund ſtellte. 
1914 wurde die Weſtfäliſche Bauvereinsbank, die 
Zuſammenfaſſung der Finanzkräfte der E 
Baugenoſſenſchaften, gegründet, die den Gg 
einigungen namentlich in Kriſenzeiten eine wer 5 
und unentbehrliche Stütze geweſen iſt und noch S 
1911 wurde die Zeitſchrift „Weſtfäliſches W 
blatt“ als Werbe⸗ und Aufklärungsorgan ins Le en 
gerufen. Die Gründung der provinziellen 1 
geſellſchaft „Rote Erde“ iſt auf Anregung un 0 5 ) 
die Vor⸗ und Mitarbeit des Weſtfäliſchen 8 150 
wohnungsvereins erfolgt. 1918 wurde auf 5 
des Artikel 8 des preußiſchen SE 
die Weſtfäliſche Heimſtätte als erſte wa 
provinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft gegrü ei 
Auch dieſe Gründung geht auf die e 
Mitwirkung des Vereins zurück. Nach dieſem f ie 
blick gab der Redner auch einen Ausblick sa Kos 
Zufunftsaufgaben des Weſtfäliſchen Kleinwohn Co 
vereins. Die Wirtſchaftswende bedingt auch ei 
Wende in unſerem Wohnungs⸗ und ee 
Der Verein muß die Kanzel bilden, um E ie 
geiſtig⸗ſeeliſche Umſtellung in die richtigen N 
zu lenken, denn die unſere Zukunft eee 
Binnenwirtſchaft bedeutet Umſiedlung, Ausſied ung, 
Zurückführung der Stadt⸗ und Induſtriemenſchen 
aufs Land. Das we kee 
Bisherigen. Der Ver d 
ei alle die Worte wie: Umſiedlung, el 
Zurückführen aufs Land, ländliche Siedlung, GC 
ſiedlung, nicht Schlagworte werden, ſondern Sinn 
und Inhalt bekommen. 5 ; 
SC Siedlungsmöglihtetden in der Provinz Der 
falen ſprach der Direktor der weſtfäliſchen Bu 
ſtelle für Siedlungsweſen, ee er a. D. 
ing. Richter, Dortmund. 
Schließlich ſprach Verwaltungsrechtsratvonch ade 
Berlin, über „Das Bauſparweſen im Dee 
künftigen Kleinſiedlungsweſen“. Er n ni 
Bei der Lage des Kapitalmarktes und der . 
lichen Finanzen muß mit einer e 15 5 
zierungsmethoden des Siedlungs⸗ und SH vg 
baues gerechnet werden. Trotz der ae 15 
in der marktmäßigen Bewertung auch von en 
ſtücken kann die Aufbringung und e 
Eigenkapital für San für die eine 
mäßige Bewertung nicht in om ` 
8 9 werden. Bauſparen iſt ein en 
Mittel zur Aufbringung ſolchen Eigenkapi als. muß 
Angeſichts der Dringlichkeit der Siedlung e 
danach geſtrebt werden, die Wartezeiten der 0 S 
ſparer abzufürzen. Das kann geſchehen einmal durc 
weitgehende Heranziehung von Bauſparern, die GC 
längere Zeit auf Zuteilung verzichten wollen un 
können, zweitens durch Bevorzugung von Bauſparern 


Umſchulung, Umkehr, Ab⸗ 
muß dafür ſorgen, 


rage kommt, vertreten 


it hö i i i i drittens 
mit höherer Eigenleiſtung bei der Zuteilung, tens | 
durch Eingliederung von Fremdkapital einſchließlich 


öffentlicher Mittel in den Bauſparvorgang. 


Hilfe für den Siedler. 

Die Deutſche Siedlungsbank hat ſich bereit erklärt, 
infolge der ungünſtigen, wirtſchaftlichen Lage allen 
Siedlern auf preußiſchem Staatsgebiet, die mit 
Reichsmitteln angeſetzt und noch nicht auf die Landes⸗ 
rentenbank überführt ſind, ſoweit ſie nach dem 
1. April 1924 ihre Stellen übernommen haben, die 
für die Zeit vom 1. Juli 1931 bis 30. Juni 1932 
fällige Hälfte der Jahresleiſtungen zu erlaſſen. 

Dieſer Leiſtungserlaß wird jedoch nur rechtsver⸗ 
bindlich, wenn die Siedler ihre rückſtändigen und 
laufenden Verpflichtungen, die ſie bis zum 15. Mai 
1932 zu bewirken haben, bis zum 20. Mai 1932 
im übrigen in voller Höhe bezahlen oder ſich ver- 
pflichten, fie kurzfriſtig in beſtimmten von der Landes⸗ 
kulturbehörde genehmigten Raten über dieſe Zeit 
hinaus zu bewirken. Strafzinſen für verſpätet ge⸗ 
leiſtete Zahlungen werden in dieſem Falle von den 
Siedlern nicht erhoben. Der Erlaß der Leiſtungen 
verliert ſeine Wirkung, wenn der Siedler die Zah⸗ 
lungen, die ihm danach obliegen, nicht rechtzeitig 
bewirkt. Ausgenommen von dieſer Hilfsaktion 
bleiben die Flüchtlingsſiedler, die bereits endgültig 
ſaniert ſind, und ſolche Siedler, die für die gewährten 
Kredite Zins⸗ und Tilgungsraten noch nicht zu ent⸗ 
richten brauchen. 

Bauwirtſchaft 

Die Lage auf dem Baumarkt iſt gegenüber unſerem 
Februarbericht faſt unverändert geblieben. Eine 
Belebung der Bautätigkeit iſt noch nicht zu ver⸗ 
ſpüren, zumal Ende Februar ein ziemlich ſtarker, 
anhaltender Froſt einſetzte. Wie aus der Kurve 
der arbeitſuchenden Bauhandwerker hervorgeht, 
liegen etwa 92 v. H. des geſamten Baugewerbes 
ſtill. Die Ausſichten für eine Belebung des Baus 
marktes ſind vorläufig noch ſehr gering, da ſowohl 
öffentliche wie private Bauaufträge nur in ganz 
geringem Umfange vorliegen. Infolgedeſſen ſind 
die Umſätze auf dem Bauſtoffmarkt klein. Der Bau⸗ 
ſtoffgroßhandel hat nicht nur durch das für die 
Landwirtſchaft durchgeführte Sicherungsverfahren 
ſtarke Ausfälle bei der Landwirtſchaft ſelbſt erfahren, 
ſondern wurde auch dadurch ſchwer betroffen, daß 
die Provinzabnehmer infolge ihrer Abhängigkeit 
von der Landwirtſchaft ihre Zahlungsverpflichtungen 
nicht mehr erfüllen konnten. 

Die Preiſe der Bauſtoffe ſind gegenüber dem 
Februarſtand im allgemeinen unverändert geblieben. 
Nur in den Provinzen Grenzmark und Oberſchleſien 
ſind die Preiſe für „Kantholz“, „Balken und 


Bohlen“, „Mauerſteine“, „Dachpfannen“, „Stamm⸗ 


ware“ und „Fußboden“ weiter geſunken. In Ober⸗ 
ſchleſien ſtehen dieſen Preisermäßigungen Preis⸗ 
ſteigerungen für „Kantholz“ und „Balken und 
Bohlen“ gegenüber. Der Baukoſtenindex, der für 
Oſtpreußen und Pommern gegenüber Februar un⸗ 
verändert geblieben iſt, weiſt für die Provinz 
Grenzmark eine Ermäßigung von 145,7 auf 144,6 
und für Oberſchleſien von 140,2 auf 139,5 auf. 
Dr. Gr. 
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Zahlen zur Bauwirtſchaft | 


TE Ee Monat Ober⸗ 
9 1932 Ostpreußen] Pommern | Grenzmark] ſchleſien 


Lebenshaltungsindex en Februar 122,3 (Vormonat 124,5) | 
Großhandelsinder a he re Februar 99,8 (Vormonat 100,0) / Reich 
Baukoſtenindex . Februar 128,8 (Vormonat 128,8) 

e Februar 147,4 131,4 145,7 140,2 
Baulofteninder nn „Ir 2 Zo, 1310 1102 | 144,6 1395 
ee ee se TI 1 4 

FF We 605 „ 9 g 
Sg (1000 Std.) Sin E Gen 2. e 
8 März 9.— — In 28, „ 30,— „ 
ebruar 89.— „ 75.— „ 61, D 65,66 „ 
Dachpfannen (1000 Stck.). GN SE "7 . GE 85 
T-Träger (100 kei ).. | Sr 125 „ nt 2 — ` 7050 „ 
Februar BE Or 2 n 
Stammware (1 chm) März ee 1 4 76.33 „ 
Kantholz (1 ebm) Ser EE Ee 2 ` Za ` 
a R = = - = März 3 2. — » 325 „ , 7. 
Februar 85.— „ 90.— „ 65,— „ 68,75 „ 
Fußboden (1 chm) März Be 9 2 — SC 
Balken und Bohlen (1 ebw ) | ën Le Le SZ ` Be: 
Bauhandwerker (Stundenlohn) K 0.86 „ 0,03 „ vum „ 0,76 
Bauhilfsarbeiter (Stundenlohn) 9 9750 A 0,76 „ 0,73 „ 08, . 
` Ende Januar 17 705 18 487 DH 03 
Arbeitsſuchende Bauhandwerker . . „ Februar 1808s 138551 5 9967 


Vauwirtſchaftliche Kurven 
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